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Herrn Bundeskanzler : 
Helmut Schmidt 
SPD-Bundesparteitag 
2000 Hamburg 


(Kopien aller heute bei mir 
eingelangten Briefe Hartmut 
Gründlers anbei) 


Heute erreichte mich um 18,50 Uhr ein Eilbrief von Hartmut 
Gründler., Um 19.07 Uhr meldete der Nachrichtensprecher 
die lebensgefährlichen Verbrennungen Gründlers, 


In dieser Meldung wurde die unrichtige Behauptung aufgestellt, 
daß Gründler "Einzelgänger" sei. Ich kenne Hartmut Gründlers 
Arbeit seit 1971; er gab mir 1975 mit seiner Klage gegen die 

5. atomrechtliche Teilgenehmigung für das plutoniumerzeugende 
Atomspaltwerk Esenshamm insofern ein Vorbild, als 
ich mich daraufhin im Januar 1976 entschloß, mit meiner Familie 
wegen der 6, Teilgenehmigung Klage zu erheben. 


Inzwischen wurde ich Prozeßbevollmächtigter in rd. 2500 Einzel= 
verfahren vor Verwaltungsgerichten gegen sämtliche plutoniumträchs 
tigen Atomprojekte in der Bundesrepublik Deutschland. Auch hier 
gab Hartmut Gründler mit der Erhebung von 20 Klagen seinen Mit- 
bürgern beim Beschreiten des Rechtsweges ein Vorbild. 


Wenn inzwischen am 10,Nov.1977 in Dortmund verlangt wurde, den 
Gerichten die Móglichkeit zu nehmen, in diesen Prozessen zur 
Wahrheitsfindung beizutragen, so bedeutet dies ein grundsütz- 
liches Abweichen vom Rechtsweg. Ein Telefonanruf bei der Ham- 
burger Direktion der Nordwestdeutschen Kraftwerke AG (NWK) wird 
Ihnen bestätigen, daß bereits "Erholungsglühungen" für den müngel- 
behafteten Reaktordruckbehälter des Atomspaltwerkes Stade 
gefordert wurden: dennoch wurde der Betriebsdruck von 
mehr als 150 bar bisher in Stade beibehalten. Nehmen Sie bitte 
das Selbstopfer von Hartmut Gründler zum Anlaß, den unzumutbar 


waghalsigen Betrieb von Stade einstellen zu lassen. Ich bitte, 
mir den Erhalt dieses Schreibens zu bestätigen. 


(Walther Soyka) 


Bremen, 22. 11. 1977 
Liebe Freunde, liebe Leser! 


Am 21. November 1977 ist um 2.10 Uhr Hartmut Gründler im Hamburger 
St.-Georgs-Krankenhaus seinen Verletzungen erlegen. 


Wir handeln in seinem Sinne, wenn wir seinen Freitod nicht als einen Ver- 
zweiflungsakt werten, sondern als eine Tat des Widerstands und der Ent- 
schlossenhelt. 


Kurz vor seinem Selbstopfer am 16. November 1977 gab Hartmut Gründler 
34 dicht beschriebene Seiten als Abschiedsbrief zur Post. Zwei Seiten davon 
finden Sie in der Heftmitte. Seine nachgelassenen Briefe werden wir in 
Druck geben und hoffen auf Ihre Unterstützung. 


Die Überführung des Sarges von Hamburg nach Tübingen erfolgt nach 
folgendem Zeitplan. In den Orten findet zu den angegebenen Zeitpunkten 
eine Gedenkstunde statt. 


Samstag, 26. 11.1977, 11.00 Uhr Gedenkfeier in Hamburg 
(St. Petrikirche) 1 

17.00 Uhr Bremen 
Sonntag, 27.11. 1977, 11.30 Uhr Hannover 

17.00 Uhr Kassel 
Montag, 28. 11. 1977, 12.00 Uhr Frankfurt/M. 

16.00 Uhr Heidelberg 
Dienstag, 29.11. 1977, Vormittag Stuttgart 

Nachmittag — Wyhl 

Mittwoch, 30.11. 1977, 15.30 Uhr Tübingen, Beerdigung mit Sternfahrt 


Über die Gründe, die mich ebenso wie Hartmut Gründler und Hunderte 
weitere Bürger zur Klage veranlaßt haben, geben die Schriftsátze auf den 
nachfolgenden Seiten Aufschluß. 


Hartmuts Einschátzung der Lage hat sich inzwischen bestátigt: Die Parteien 
sind nicht in der Lage, das Plutoniumprogramm zu beenden. Bewufit wurde 
auch der GAU in Neckarwestheim vertuscht bis die Parteitage „gelaufen“ 
waren. Inzwischen wurde Antrag für „Probebohrungen“ in Gorleben gestellt. 
In einer Gemeinde an der hollándischen Grenze wird ein Zwischenlager für 
Atommüll gebaut. Und in wenigen Monaten sollen die Atomwerke Biblis C, 
Neckarwestheim Il, und Hamm-Üntrop mit je 1200 MW „Leistung“ ihre Bau- 
„Genehmigung“ erhalten. 


Am 12. Dezember, 9.00 Uhr, beginnt in der Oldenburger Weser-Ems-Halle 
die öffentliche Gerlchts-Verhandiung über Esenshamm. Dazu ist jeder herz- 
lich eingeladen. Hartmut Gründler scheidet aus; an seine Stelle sind schon 
heute zahlreiche neue Kläger getreten. Wir wollen die Prozesse in seinem 
Sinne zu Ende führen. 


Unser Widerstand geht weiter! gez. W. Soyka 


Einladung 


Alle initiativen Bürger aus Bremen und der Bundesrepublik Deutschland 
sind eingeladen, sich Wissenschaftler der Universität Bremen „auszuleihen“, 
um mit diesen gewünschte Themen zur atomaren Kontroverse durchzuarbei- 
ten. Die vor Jahren von den Hochschullehrern Prof. Bätjer, Prof. Bleck, 
Prof. Scheer, Prof. Schmitz-Feuerhake und von W. Soyka begründete Lehr- 
veranstaltung des Projektes SAIU (Schadstoffbelastung am Arbeitsplatz und 
in der Industrieregion Unterweser) 


Atomare Kontroverse 


behandelt im Wintersemester 1977/78 folgende Themen: 


26.10.1977 — Die Gefahren des sogenannten Brennstoffkreislaufs 
02. 11. 1977 — Genetische Strahlenschäden 
09. 11. 1977 — Krankheit und Radioaktivitát 
23.11.1977 — Probleme beim Leichtwasserreaktor 
30:11. 1977 — Probleme der Wiederaufarbeitung 
und der Endlagerung (Plutonium) 
07. 12.1977 — Schnelle Brüterreaktoren 
14.12. 1977 — Geht das AKW Esenshamm noch 1977 in Betrieb? 
21.12.1977 — Wärmelastplan Elbe und Weser 
11.01. 1978 — Berichte aus Brokdorf 
18. 01. 1978 — Der Widerstand am Oberrhein (Wyhl) 
25.01.1978 — Schafft Energie Arbeitsplátze? 
01.02. 1978 — Energiebilanzen beim Atomprogramm 
08. 02. 1978 — Ein siamesischer Zwilling: Atombombe und Atomenergie 
15. 02. 1978 — Fusionsreaktoren 


Referenten: Hochschullehrer und Mitglieder des Projektes SAIU und betrof- 
fener Bürgerinitiativen 


Zeit und Ort der Veranstaltungen: Jeweils Mittwoch von 18.00 bis 20.00 Uhr 
im Gebäude NW 1, Raum S 136 der Universität Bremen, Bibliotheksstraße. 


Sämtliche genannten Veranstaltungen sind allgemein zugänglich; sie können 
auch außerhalb Bremens in Einzelvorträgen oder in Form von Wochenend- 
kursen oder Seminaren wiederholt werden. Anforderungen von Wissen- 
schaftlern beim Projekt SAIU der Universität, 2800 Bremen, Ruf: (0421) 
218 - 33 83; 218 - 24 14; 218 - 1; 


Gäste willkommen 


Bitte weiterrötchen! 14.11.1977 
Bitte verständigen Sie rasch einen Publizisten 
aus Presse, Funk, Fernsehen! 


gelbstverbrennung eines Lebensschützers 
- Appell gegen atoma re Lüge 
"Eine Fortsetzung des Bürgerdialoges mit anderen Mitteln 





Ag 


Am J&^ November, kurz vor dem Hamburger Energie-Parteitag.der SFD, hat der 47-jährige 
Tübinger Lehrer Hartmut Gründler sletyauy d Fackel des Protestes gemacht. 


^ 
Gründler nennt, in hinterlassenen Texten folgende Pewoggründe;, 


1; Die Bündesreglerüng verbreitet'seit dem 29. 91974 grobe Irretifhrungen in der Atompolitik. 
'Bündéskanzler Schmid! verweigert selt dem Olitober 1976 jede Richtigstellung. 


2. Bundeskanzler Schmidt verweigert den kritischen Bürgern jenen Dialog, zu dem er sle im 
Sommer 1976'mit seinem Buche "Als Christ in der politischen Entscheidung" ausdrücklich 
und nachdrücklich aufgerufen hat. 


3. Die Bundesregierung, aus triftigen Gründen zeitweise zutiefst verunsichert, steuert selt” 
einigen Wochen Hals über Kopf einen verschärften Kurs der vollendeien Tatsachen. Die fiir 
Hamburg deutlich programmierten weiteren Fehlentscheidungen drohen, B’irgerinitiativen 
wle Gerichte wie aucl Gewissenhafte in den Bofiner Parteien noch vollends einzusch'ichtern. 

E 1 : Das Entsorkungs-Gutachten vom 2o. 10, gibt nach aller 

Darum'appelliert Gründler bisherigen Erfahrung Anlaß zu TIEFSTER SKEPSIS. 

1. an Bundeskanzler Schmidt, die von den Bundesregieruzgen Brandt und Schmidt, sei es wis- 
 senilich und willentlich, sei es "nur"! aus mangelnder Sachkunde, verbreiteten Lügen der 
Atomlabby öffentlich richtigzustellen, die Veraniwortlichen öffentlich zur Rechenschaft zu 
ziehen, eine wahrheitsgernäße Information der. Öffentlieukeit zu erwirken, fiir eine gewissen- 
hafte Überpräfung der durch jahrelange Lügen vorgifteten Energiepolitik einzutreten ‘Geneh- 
migungs-, Bau-, 'Betriebs-, Augfihrstopp fir Atome nerzieanlagen) - - oder aber aus Gewis- 
sensgründen zurückzutreten: 








2. an die Gerichte, den von der Alomlobby aufgepeitschten Emotionen zu widerstehen und in 
peinlicher Sorgfalt dem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit nach Art. 2GG 
Geltung zu verschaffen wofür ermütigende Ansätze bereits vorliegen); 


an die Gewerkschatten, neben jenen Arheitsplätzen, die in.der Tat ech Atomenergie ge- 
schaffen wurden, auch jene öffentlich zu erörtern, die durch Atomenergie vernichtet oder 


uns hislang vorenthalten wurden, und die Haltung der irischen, der austral. Cewerkschaflen 
-zu diskutieren; 


an die Kirchen, das Versagen des evangelischen Christen Helmut Schmidt im Rahmen des 
Gesamtversagens der konstantinischen Kirchen zum Gegenstand der Gewissenserforschung, 
der Meditatlon, des Gehetes, der Ermahnung und der Fürbiite zu machen, damit. die in Fran- 
ziskus von Assisi verkörperten Kräfte der Solidarität, mit allem Lebendigen unter anderem 
zur Solidarität der Religionen innerhalb der Familie Mensch f'ihren - als erstes im Falle 

der bundesdeutschen ,Atomexporte. in die Briite Welt. 


3 


A: 


NI 


. an dte Bürgerinitiativen, allen, z. T. selbs‘verschuldeten, Rückschlägen zum Trotz unbeug- 
sam au den Wyhler Grundsätzen der Gewaltfreiheit; der, Überpa rteilichkeit, der Tedlichkeit 
festzuhalten, die Verantwortlichen immer wieder bei ibren cigenen Worten zu fassen, ihnen 
in Mut und Bescheidenheit öffentlich die Selbstwidersprüiche der Atompolitik vorzuhalten, der 
Kraft des Argumentes zu vertrauen, im Gegner von heute bet allem Zorn stets den Verhön- 
déten von morgen zu sehen und anzusprechen: 


. an die Mitbürger In der Polizei, voran die Gewe rkschaft der Folizet(GdP) und meineFreunde 
in der Polizei, ihre Gewissenenot noch weit klarer als bisher öffenilich zu bekunden und 
‚sich öffentlich mit den Kräften des Gewissens in Regierenden wie Fegierten zu verbünden: 
7: an die Verbraucherorganisationen unden Bund der Steuerzahler, sich öffentlich mit dem 
Schuldendienst der Atomenergie und deu wahren Kosten des #tomsfroms zu befassen: 


e 


8. andie Ärzte, das Vermächtnis Dr. med. Bodo Mansteins aufzugreifeh und ihr Wissen als Ver- 
pflichtung des Gewissens zu beherzigen, wie binë witlisehdé Anzahl es Bereit tut: 


j. an die Frauen und Mütter, gemeinsam mit den Kindern an das Herz der Atomgewaltigen zu 
rühren, so wie-sle vorzeiteh in. Naumburg:ati-dag/ Hertz des Hussltenfeldherrn Tisza r'ihrten, 
damit um der Kinder willen Plündervng; Vergiftung und Zerstörung des Planeten ein Ende haben 
~ um der Kinder auch der 40 ooo Dortmunder pemonstrànten'vom 10.11. willen. 


lo. an die Fublizisten, den Verantwortlichen der Atompolttik zu helfen, daß sie Lr. öffentlichen 
Dialog herausfinden aus der "'Selbstver&trlekuhp in grobfahrlägsige Körperverletzung: mit ver- 
mutlich milltonenfacher Todesfolge"! (Arnoldshainer Manifest, Mai 1976). 


11. an alle Unterrichtenden, von den Grundschulen bis zu den Hochschulen, daß sie Sprachbildung 
ala das Herzstück der Menschenbildung und damit auch’der-Umwelterziehung erkennen und an- 
anwenden: Spraehbildung, recht verstanden, : lehrt:dem‘Wertkerh In jeder Menschen gerecht 
zu werden und führt zum "Wagnis der Mitte" nach Felix Weltsch; - 


12. an die Behörden von Niedersachsen, die unwürdige TS: gegen nach Art. 20,4 GG de- 
monstrie vende Bürger zu beenden und die Kostenbescheide für Polizeiaktiönen' Uber 5.000 DM 
(für den einzelnen Betroffenen im Falle Brokdorf, ähnlich im Falle Grohnde, ein blutiger Hohn) 
zuriiekzunehmen - gemäß dem Verursacherprinzip müßten sie von Rechts ner Deutschen 
tato rd ffo ‘der Buridesregierung und der Landesregierung zugestellt werden:: 


13% au die Bremer. ‚Behörden, um des Rechtsstastes und um des weltweiten /nsehens der Bundes- 
republik willen Prof. Dr. Jens Scheer, KPD-Mitglied, einen Ehrenmann vara Scheitel bis zur 
Sohle, endlich wieder in sein Lehramt einzusetzen: 


14, an alld Mitbürger, die überaus sorgfältige, sachkundige, ünelgennützige, zähe und zunehmend 

' erfolgreiche Arbeit des Instituts für blologlsche. Sicherheit, 2200 Bremen, Wendtstr. 22, Tel. 
0421-76. 9. 76; dedurch 2u fördern, daß sie dem Institut Klügervollmacht.ertellen und so dem 
Rechtsstaat gegen den atoma ren Lügen- und Terrorstaat den Rücken stärken. 


Griindier nennt seine Aktion eine Tat nicht der Verzweiflung, : sondern des Widerstandes und der 
Entschlössenheit. Er will den Sachzwängen der Profitgier, des Düminenfanges; der Übérrumpelung 
hier, der Trägheit und Feigheit dort einen Sachzwang des Gewissens Eniganengetren; Er hofft auf 
die c Kräfte der Vernunft, des Realitäts- und Verantwortungssinnes,: 


i bekräftigt seine für manchen Bundesgenossen schockierende Aussage, -daß èr nicht "grumsätz- 

ich!! gegen Atomenergie ist, sondern einzig für vedliche Information und redliche öffentliche Dis- 
ae Vor diesen beiden Maßstäben allerdings schrallzt die bisherige ‚und vermutlich auch 
jede xünttige Eyni: wie Butter an der Sonne. 


Er hat. zu. Erben seiner persönlichen Habe vier der moralisch Fauptveraniwprtlichen des Bürger- 
:dialoges: Kernenergie eingesetzt: 
Bundespräsident Walter Scheel, Bundeskanzler Helmut Schmidt, Bundesminister Hans Maithö- 
fer, Pfarrer Kurt Oeser; Mörfelden, Umweltbeauftragter des Fates der Ev. Kirche.in Deutschld, 
und  Mitimterzeichner des von der Ey. Kirche totgeschwiegenen Arnoldshalner Manifestes. 
Er tst sicher, daß zumindest Minister Matthöfer ritterliches Verständnis. für diese Geste der Mah- 
nung kaben und öffentlich bekunden wird, wie er es ähnlich schon wiederholt getan hat. 


Er dankt seinen Freinden im Tübinger Arbeitskreis Lebenssehutz, e, nb (Werranbenger Str. 15, 
(Wolfgang Wettlaufer), daß’sie die Tätigkelt der Gruppe Tortgetzen wollen, , 


Ergänzende Informationen, : 'zunüchst vorwiegend fitr Puhlizisten bestimmt» bei 
- A rboitokreis Lebensschutz, 8. o. 
- Weltbund zum Schutze des Lebens (WSL), Landesverb. Hamburg; z.H.v. Heinz Bóhmecke, 
Brucker 28, 2000 Hamburg 61, Tel; co - 58. 45. 60/69 (Achtung! Jch:habe diesen Hinweis 
gänzlich eigonmächtig gewagt - sind die Hamburger Freunde nicht, einyerstanden,; so trifft : 
le allein die Schuld. ; 
- Prof. Dr, Robert Jungk, Steinstr. 31, Salzburg, . e "e 
, Tel.0043-6222-7.81.27 (ebenf. eigenn. Hinw.| ^ ' 14:11.1977,' Hartmut Giündler 
Auf Anfrage:-Rotos von meiner Ankettung im"K8iner Dom erhältl.b. Herrn 
Kl. Hartmann, Eppenhauser Str.14, 5800 Hagen. 


Betr.: Einwendungen und Vollmacht, um die Durchsetzung des 
atomgesetzlichen Plutoniumverbotes zu gewährleisten (WAA) 


An Herrn Absolv.rer.pol. Walther Soyka, Wendtstraße 22, 2800 Bremen, 
zur Welterleitung an das zuständige Verwaltungsgericht bzw. an die zuständige 
atomrechtliche Genehmigungsbehörde 


Aus den nachstehenden Gründen erhebe Ich wegen Rechtswidrigkeit der geplanten - 
WAA-Plutoniumoextrahlerungsaniage Einwendungen gegen ;sàmtliche beantragten bzw. 
erteilten atomrechtlichen Errichtungs- sowie Inbetriebnahmegenehmigungen für fol- d 
gende Plutonium lagernde, verarbeitende und m 
zeugende Atomanlagen an folgenden Standorten 
Altenbruch/Cuxhaven; Biblis Block A, B, C und D; Borken;Brokdorf; BeensbOt- . 
tel; Emden; Esenshamm Block 1 und 2; Grafenrheinfald; Grohnde Block 1 und 

2; Gundremmingen Block 1, 2 und 3; Hamm; Kalkar; Kirschgartshausen; Krm- 
mel/Geesthacht; Lingen Block 1 und 2; Ludwigshafen; Mühlheim-Kürlich; Nek- WS 
karwestheim Block 1 und 2; Neupotz; Obrigheim; Ohu sar; Philippsburg Bloch . 

1 und 2; Pleinting; Stade; Untermain; Vahnum/Bislich Block 1 und 2; Würgas- 

sen; Wyhl, Asse/Wittmar; Fonsusteds Gemnrigheim; 
Höfer; Gorleben; Langendorf; Lichtenmoor; Lute 
terloh; Leopoldshafen; Marienburg; Pfaffenhofen; 
Neuwerk; Rehling; Wippingen; Lingen-Exxon, 


Begründung: 


1. Die Herstellung der Plutoniumisotope Pu 239 und Pu 241 in schwach bestrahlten 
Brennstäben könnte durch Verwendung von Thorium-Brennstoff vermieden wer- 
den; sie steht im Widerspruch zu der im Atomgesetz (8 1, Ziffer 1) geforderten 
Nutzung der Kernenergie zu ausschließlich friediichen Zwecken, weil Pu 239 und 
Pu 241 der Erzeugung von Atombomben dient. Die Verhinderung einer mit & 1, 
Z. 1 AtG. unvereinbaren Plutonlumextrahlerungsanlage (= Anlage zur Wiederauf- 
arbeitung von Kernbrennstoffen) erfordert die Aussetzung der Vollziehung der 
bisher ergangenen widerrechtlichen Errichtungs- bzw. Inbetriebnahmegenehmigut- 
gen für die oben genannten plutoniumherstellenden Atomspaltwerke und Ihre 
gerichtliche Aufhebung. : . 


2. Im Mal 1976 wurde auf dem Internationalen Atomkongreß In Göteborg (Schweden) _ 
eine Verhundertfachung der Polizeikräfte wegen der hohen Gefährlichkeit des 
Plutoniums vorgeschlagen; während jetzt auf 400 Deutsche ein Polizist entfällt, 
kämen dann nur noch 4 Personen auf einen Polizisten, ohne daß damit die Gefahr 
von gezielten Sabotageakten überwunden werden könnte, Im Gegenteil, hierbei 
würde die Frage von größerer Tragweite als heute, wer dann für.die lückenlose 
Überwachung der mit Waffen ausgestatteten Polizeikräfte garantieren könnte. In 
einem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat verbietet die Achtung vor der Men- 
schenwürde die restlose Überwachung solch künftiger Polizisten; nur bei einer 
Abschaffung unserer jetzigen Rechtsordnung und der Aufhebung der Achtung vor 
der Menschenwürde kónnte die lückenlose Überwachung Erfolg haben. 


3. Die Verseuchung des für Kühlzwecke vorher aufgeheizten Flußwassers mit Ge- 
mischen von nicht einzeln identifizierten Radionukliden verstófit gegen den Sinn 
und Wortlaut von § 21 der Strahlenschutzverordnung. Ohne Einzelnuklidbestimmung 
ist keine Aussage über den Harmlosigkeltsgrad der in verdünntem Zustand aus 
dem Kontrollbereich der Atomspaltwerke entwelchenden Radionuklide möglich. 


' Auch blieb bisher unberücksichtigt, daß bei Gaswolkendetonationen Drücke bis 
zu 17 bar beherrscht werden müssen. 
4. Gegen den Willen der behördlich beauftragten TÜV-Gutachter wurde gegen die 
Folgen ües möglisien Bruches von Frischdampfleitungen als Schutzmaßnahme 
nur eine unzulängliche , „Armaturenlösung“ vorgesehen. 


5. Wegen der Waghalsigkeit der privaten US-amerikanischen ASME-Konstruktions- 
empfehlungen ist mit dem schlagartigen Abreißen des Reaktordruckbehálterbodens 
als Folge von wechselnden Belastungen zu rechnen, womit der Tod und das 
Siechtum von unzáhlbar vielen jetzt und spáter lebenden Menschen verursacht 
wird. , 


6. Auch die Bündelung der äußerst dünnwandigen Brennstäbe (Wanddicke der Um- 
hüllung: rd. 0,7 mm), die unter einem Spaltgasinnendruck von mehr als 100 bar 
stehen, zu. Brennstab-Faszes von mehr als 1 km Systemlánge ist rechtswidrig, 
weil 'mit*gieser ‚Bündelung darauf verzichtet wird, die Unversehrtheit jeder einzel- 
nen Brennstabhülle kontrollieren zu kónnen. 


Weiteres erhebe ich gegen die jeweils zuständigen atomrechtlichen Aufsichtsbehörden 
Klage und beantrage sofortige Aufhebung aller bereits erteilten atomrechtlichen 
Errichtungs- sowie Inbetriebnahmegenehmigungen. 


Hiermit erteile ich dem wissenschaftlichen Leiter des Bremer Instituts für biologische 
Sicherheit, Herrn Absolv. rer. pol. Walther Soyka, 2800 Bremen, WendtstraBe 22, 
Rut: (0421) 76976 Vollmacht, mich als Einwender und Kláger vor allen 
befaßten Verwaltungsbehörden und Gerichtsinstanzen zu vertreten und hierfür auch 
Unterbevollmächtigte zu bestellen, sowie die Begründung meiner Einwendungen bzw. 
Klagen zu vervollständigen. 








Vor- und Zuname Postleitzahl, Ort Wohnungsanschrift 
Berut Ruf-Nr. Geb.-Tag Unterschrift 


In Oldenburg wird in der Wes 
ser-Ems-Halle am 12.Dez.1977 
ab 9 Uhr über Hartmut Gründ= 
lers Esenshamn-Klage verhan= 
delt. Nach seinem Vorbild 
laufen wegen ndis cm 
Projekten derzeit 2500 Eins 
zelklagen, Unterschrei 
rasch STe obige Klagevoll= 
macht und kommt zahlreich 
am 12.Dez. nach Oldenburg! 

















An Herrn 
Absolv. rer. pol. Walther Soyka 
Wendtstraße 22 

2800 Bremen 1 


Betr.: Dauerauftrag 


Um das von Ihnen geleitete Bremer Institut und Archiv für biologische 
Sicherheit zu unterstützen, erteile ich hiermit bis auf Widerruf den Dauer- 
auftrag, am letzten Tag des laufenden und jeden weiteren Monats von 


meinem 
Konto» NES EN „Bankleitzahl? eer der REN sd 
bel? nannte GROUND RASSE AN UBR RA ERERUNROTEPH RE PNUTE Pra 
(Name der Bank oder Sparkasse) 
(PLZ, Ort und Straße) 
eine Monatsspende von DM 5:5: 4 ENIM RSIR ER RRINEERUNETRNNUR TU ps rye Eo 


(Betrag In Worten. os RC enm 





abzubuchen und auf das Konto des Instituts für biologische Sicherheit (2800 
Bremen 1, WendtstraBe 22, Ruf 0421 - 76 9 76) beim Postscheckamt Hannover, 
Nr. 2140 40 - 301, zu überweisen. 


Vor- und Zuname bitte in Blockschrift) 


Anschriften Ae ee N 
(Postleitzahl, Ort und Straße) 


Unterschrift des Spenders 





























Zu beziehen über das 
INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
D-2800 Bremen i, WendtstraBe 22 
(Telefon: 04 21 - 76 9 76) 
Spenden-Postscheckkonto Hannover: 
2140 40 - 301 (BLZ 250 100 30) 
Der Erlós kommt den von Hartmut Gründler 
begonnenen und von vielen hundert Klägern 
fortgeführten Prozessen zugute. 


Heitt mit, Massenklagen zu organisieren! 


DM l- 


Zu beziehen über das 
INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
D-2800 Bremen 1, WendtstraBe 22 
(Telefon: 04 21 - 76 9 76) 
Spenden-Postscheckkonto Hannover: 
2140 40 - 301 (BLZ 250 100 30) 
Der Erlös kommt den von Hartmut Gründler 
begonnenen und von vielen hundert Klágern 
fortgeführten Prozessen zugute. 


Helft mit, Massenklagen zu organisieren! 





INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 Ed 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


29. Sept. 1977 
An das 


Amtsgericht Oldenburg 
z. Hd. Dr. Giesebrecht 


Az.: OWI 698/77, — 1 OWI 4/76 — 


Betr.: Antrag auf Einstellung des BuBgeldverfahrens und Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung gem. Rechtsberatungsgesetz 


Nachdem bereits viele Wochen verstrichen sind, seit einer Ihrer Amtskollegen 
als Richter festgestellt hat, daB Sie mir gegenüber nicht befangen sind, wo- 
mit der von Rechtsanwalt Dr. Horst Reinecke am 27. Juli 1977 gegen Sie 
gestellte Antrag auf ,Ablehnung wegen Befangenheit" durch das Amts- 
gericht Oldenburg zurückgewiesen wurde, stelle ich hiermit formell zwei 


Antráge: 


1. das beim Amtsgericht Oldenburg auf Grund eines Bußgeldbeschei- 
des des Leitenden Oberstaatsanwaltes eingeleitete Strafverfahren 
wegen Ordnungswidrigkeit wird eingestellt; 


2. Absolv. rer. pol. Walther Soyka, mit Zweitwohnsitz in 2211 Wewels- 
fleth, Kleinwisch Nr. 1, und Hauptwohnsitz in 2800 Bremen, Wendt- 
straße 22, wird auf Grund des Gesetzes gegen Mißbräuche im 
Rechtsberatungswesen ausnahmweise die Befugnis erteilt, im Rah- 
men des Widerstandskampfes gegen die Veránderung der freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch Einführung eines Plutonium-Regimes auch ohne Ge- 
scháftsabsicht Prozeßbevollmächtigter in Atomprozessen 
für Gegner der Plutonium-Technologie zu sein. 


Begründung: 


Das gegen mich anhängige Strafverfahren wurde durch eine Anzeige des 
Niedersáchsischen Sozialministers im Oktober 1976 ausgelóst, nachdem ich 
im Januar 1976 gegen ihn vor dem Verwaltungsgericht Oldenburg Klage 
wegen Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen für das plutoniumerzeugende 
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Atomspaltwerk Esenshamm erhoben hatte. Zuvor hatte bereits am 
16. März 1976 der Prozeßbevollmächtigte der Nordwestdeutschen Kraftwerke 
AG (NWK), Prof. Fischerhof, vor dem Verwaltungsgericht Oldenburg -im 
Rechtsstreit um wasserrechtliche Genehmigungen mit seiner wahrheitswid- 
rigen Unterstellung Erfolg gehabt, ich vertrete meine Mitkläger in Geschäfts- 
absicht. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg (VII. Senat) hat im Septem- 
ber 1976 allerdings im parallellaufenden atomrechtlichen Verwaltungsrechts- 
streit als Beschwerdeinstanz einen BeschluB des Verwaltungsgerichts Olden- 
burg aufgehoben, wodurch meine Befugnis, als ProzeBbevollmáchtig- 
ter des Klägers Ing. Wilhelm Schulte vor Gericht aufzutreten, wieder- 
hergestellt wurde. 


Der von Ing. Schulte ebenfalls wegen Esenshamm mit Klage angegriffene 
Nds. Sozialminister erstattete daraufhin die oben erwähnte Anzeige vom Ok- 
tober 1976 gegen mich, um damit den Beschwerdebeschluß des Oberverwal- 
tungsgerichts Lüneburg wieder unwirksam zu machen und Herrn Ing. Schulte, 
der bereits seit 1972 Kläger ist, seines Prozeßbevollmächtigten zu berauben. 
Ing. Schulte betraute mich im. April 1976 mit seiner Prozeßvertretung, nach- 
dem seine vorherigen Prozeßbevollmächtigten (RA. Dr. Rehfeldt und Univ.- 
Prof. Dr. Hinz) ihr Mandat niedergelegt hatten. Nachdem ich inzwi- 
schen, wie erwáhnt, seit Januar selbst Kláger gegen den Nds. Sozial- 
minister wurde, war es für mich selbstverstándlich, dem im Stich gelassenen 
Mitkláger Schulte den Freundesdienst zu erweisen und auch: seinen Prozeß, 
so gut ich vermochte, mitzubetreuen. 


Aus den Beweismitteln, die ich Ihnen 2 Tage vor der für den 27. Juli 1977 
(ursprünglich auf den Widerstandstag am 20. Juli 1977) beim Amtsgericht Ol- 
denburg anberaumten Verhandlung vorlegte und die ich nach der Verhand- 
lung dem Amtsgericht geraume Zeit zur genauen Durchsicht überließ, konn- 
ten Sie sich davon überzeugen, daß ich die vom Nds. Sozialminister inkrimi- 
nierten und noch zahlreiche weitere Plutonium- und Atom- 
prozesse zwar ohne Geschäftsabsicht, jedoch sachkundig führe: 
war ich doch zwischen 1973 und 1976 auch Lehrbeauftragter der Universi- 
tät Bremen für den Gesamtstoff dieser Prozesse. Zu den 210 am 25. Juli 1977 
Ihnen vorgelegten Aktenordnern mit rd. 60500 Blatt Kopien kamen in den 
letzten Wochen weitere 60 von mir kopierte Ordner mit rd. 20'500 Blatt; den 
Inhalt dieser 81 000 Blatt aus insgesamt 270 Aktenordnern habe ich teilweise 
bereits für den Gebrauch in Plutoniumprozessen vor Verwaltungsgerichten 
ausgewertet und dort vorgetragen. 


Beweis: Meine an das Verwaltungsgericht Oldenburg eingereichten Schrift- 
sätze im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Niedersächsischen So- 
zialminister in Hannover wegen Nichtigkeit bzw. Rechtswid- 
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rigkeit seiner Genehmigungen für die plutoniumerzeugenden Druck- 
wasserreaktoren in Stade und in Esenshamm, denen zu- 
folge in Gameten (Ei- und Samenzellen) durch lonisationsereignisse 

.grundgesetzwidrige Genschäden bewirkt . werden 
vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. August 1977 sowie vom 2., 8., 11., 
12., 13., 14., 15. (2mai), 22. (3mal) und 28. (2mal) sowie 29. Septem- 
ber. 1977; ferner mein. Schreiben vom 9. Sept. 1977 an den Justiz- 
minister des Landes Niedersachsen und vom 13. September 1977 
an den Sozialminister des Landes Niedersachsen mitsamt dem an 
alle Bundestagsabgeordneten im Februar 1977 übermittelten Aufruf: 
,Plutonium? Nein danke"! (Wird in Kürze nach Erstellung von Ko- 
pien nachgereicht.) 


Mein Widerstandskampf, den ich seit 1976 als Kläger für mich und meine 
Frau sowie unsere acht Kinder und als Prozeßbevollmächtigter von befreun- 
deten Plutoniumgegnern (rd. 40 im Fall Brunsbüttel, 20 im Fall Krümmel, 
230 im Fall Stade, 270 im Fall Esenshamm, 280 im Fall! Brokdorf, 80 im Fall 
Exxon-Nuclear in Lingen, 10 im Fall Grohnde, 10 im Fall Mühlheim-Kärlich, 
20 im Fall Philippsburg, zur Zeit also insgesamt 940 Einzelklagen) führe, hat 
jüngst eine glánzende Rechtfertigung gefunden: Seit 18. Feb. 1977 hielt der 
Nds. Sozialminister grundlos etwa 40 Aktenordner mit prozeBentschei- 
denden Unterlagen des Stade-Verfahrens zurück; durch Beschreitung 
des Rechtsweges bewirkte ich, daß er (allerdings bloß 6 Gerichtstage vor 
einer wichtigen, für den 14./15. Sept. 1977 nach Stade einberufenen Gerichts- 
verhandlung) dem Verwaltungsgericht Oldenburg am 5. Sept. 1977. hiervon 
19 Aktenordner herausgab. Daraufhin wurde vom VG Oldenburg am 7. Sept. 
die Verhandlung zunáchst auf den 13./14. Okt. 1977 verschoben und 
am 15. Sept. 1977 ohne Nennung eines Ersatztermins, allerdings auch ohne 
Angabe von Gründen aufgehoben. Diese Entwicklung wáre ohne mei- 
nen Widerstand anders verlaufen, obwohl ich grundsätzlich auf der ordnungs- 
gemáBen Durchführung der mir und den übrigen Klágern zustehenden 
mündlichen Verhandlung bestehe; nur darf diese- wegen der 
SchádigungsgewiBheit durch die vom Reaktor Stade stándig bewirkten loni- 
salionsereignisse nicht im:unmittelbaren Einwirkungsbe- 
reich der Abwindfahne des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Stade 
stattfinden, sondern móglichst weit davon entfernt. Nimmt doch die Intensitát 
der:Schädigung durch lonisationsereignisse mit dem Quadrat der Abstands- 
verminderung von der Strahlenquelle z u. ; 


Aus den am 5. Sept. 1977 vom beklagten Nds. Sozialminister vorgelegteri 
Unterlagen habe ich schon bei ganz flüchtiger Durchsicht den aktenmäßigen 
Beweis dafür erbracht, daß die-erlisteten atomrechtlichen bzw. wasserrecht- 
lichen Genehmigungen für das plutoniumerzeugende Atomspaltwerk Stade 
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im Widerspruch zu Bestimmungen der Atomanlagenverordnung, des Atom- 
gesetzes, des Grundgesetzes, der UNO-Konvention über die Verhütung und 
Bestrafung des Vólkermordes vom 11. Dez. 1946 (BGBI. I! 1954, S. 729), der 
Europáischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten vom 4. Nov. 1950 (BGBI. I! 1952, S. 658; II 1956, S. 1880; BGBI. Il 1968, 
S. 422), der Europäischen Sozialcharta vom 18. Okt. 1961 (BGBI. Il 1965, 
S. 1122) sowie der Práambel der Satzung der Weltgesundheitsorganisation, 
die von mehr als 140 Staaten ratifiziert wurde und „Rechte und Pflichten un- 
mittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes" (Art. 25 GG) begründete, 
stehen. Auf Grund der genschädigenden „Eintrefferwirkung“ von lonisations- 
ereignissen, deren Schadfolgen sich bis zur 40. Nachkommengeneration aus- 
zuwirken vermögen, ist nicht nur Art. 6 Abs. (1) und (4) durch bewußt er- 
laubte lonisationen verletzt, sondern das jedem, also auch unseren 
Nachkommen gewáhrleistete Grundrecht ,auf Leben und kórperliche Unver- 
sehrtheit" wird in seinem Wesenskern getroffen, was wiederum durch Art. 19, 
Abs. (2) GG untersagt wurde: 


„In kelnem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt an- 
getastet werden." 


Der Wesensgehaltsgarantie des Grundgesetzes entspricht es, daß bei Gen- 
schádigungen keineswegs der Grundsatz der „Verhältnismäßigkeit" geltend 
gemacht werden kónnte, demzufolge , Vorteile" gegen , Nachteile", Nutzen 
gegen Kosten, Sicherheit gegen Risikowahrscheinlichkeiten aufgerech- 
net werden kónnten. Hier ist die Schranke für den Gesetzesvorbehalt des 
Art. 2, Abs. (2) GG, der dem Gesetzgeber das Recht oder die Ermáchtigung 
einráumt, durch Gesetze in das Grundrecht auf Leben, kórperliche Unver- 
sehrtheit und Freiheit der Person schádigend einzugreifen. Da- 
her sind die im Zusammenhang mit dem Plutoniumprogramm der Bundes- 
regierung erteilten atomrechtlichen Genehmigungen insgesamt nichtig, 
d. h. von Anfang an rechtswidrig. 


Entsprechende Anträge zur gerichtlichen „Feststellung“ dieser Nichtigkeit 
habe ich für die Reaktoren Esenshamm und Stade bereits für die 
zunächst auf den 13./14. Okt. 1977 anberaumte Verhandlung vor der 1. Kam- 
mer Stade des Verwaltungsgerichtes Oldenburg gestellt. Weitere Anträge 
stelle ich wegen der Projekte bzw. Objekte in Gorleben, Biblis, Brokdorf, 
Brunsbüttel, Grafenrheinfeld, Grohnde, Gundremmingen, Neckarwestheim, 
Krümmel, Lingen, Mülheim-Kärlich, Kalkar/Hónnepel, Obrigheim, Ohu/lsar, 
Philippsburg, Würgassen, Exxon-Nuclear in Lingen und Asse/Wittmar. 


(Fortsetzung folgt) Ph UP liyt 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 


668 
Ruf: (04 21) 76 9 76 668 


11. August 1977 


An das 

Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade à 
Schloßplatz 10 

2900 Oldenburg 


Az.: | A 292/72 S; I A 371/72 S; | A 372/72 S; | A 486/73 8; | A 471/73 S; IA 
407/77 S; | A 408/77 S; | A 409/77 S; | A 421/77 S. 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit der Erlaubnis zur Herstellung von 
waffenfähigem Plutonium im Atomspaltwerk Stade 


trage ich im Namen der Kláger Ernst Jáckel, Hans Lange, Walter Grahn, 
Heinrich Petersen, Gerlinde Prohn, Wilhelm Schultz, Dr. Fritz Michael, Her- 
mann Michael, Ernst Prahl, Volker Sokollek, Hiltrud Engelmann, Briga Boh- 
linger, Dagmar Discher-Bohlinger, Dietrich Bohlinger, Gunn Bohlinger, Helga 
Bohlinger, Roland Bohlinger, Sigurd Bohlinger, Uta Discher-Bohlinger, Elke 
Soyka, Gunhild Soyka, Holger Soyka, Irmlind Soyka, Ulf-Diether Soyka, 
Walther Soyka jun., Wieland Soyka, Wilma Soyka, Almuth Wenninger, geb. 
Soyka und im eigenen Namen folgendes vor: 


1) Am 18. Mai 1977 habe ich namens meiner sámtlichen Vollmachtgeber 
Herrn Rechtsanwalt Dr.Horst Reinecke, 2940 Wilhelmshaven, Góker- 
straße 130, sowie am 20. Juli 1977, dem 33. Jahrestag des 20. Juli 1944, 
ebenfalls im Namen aller meiner Vollmachtgeber sowie natürlich auch 
im eigenen Namen Herrn Rechtsanwalt Jürgen Rieger, 2000 Hamburg, 
Blankeneser Bahnhofsplatz 1, zu meinen und aller übrigen Kläger 
Unterbevollmächtigten bestellt. 
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Ich beantrage, diese beiden Rechtsanwälte zu der Verhandlung zu laden, 
die für Mittwoch; 14. September 1977, 10 Uhr in den Sitzungssaal des 
Verwaltungsgerichtes in Stade, Am Sande 4a, 2. Stock anberaumt wurde. 
Durch vorliegendes Schreiben sind Dr. Reinecke und RA Rieger als Be- 
vollmächtigte sämtlicher Kläger ausgewiesen. 


Ferner beäntrage ich, dafür Vorsorge zu treffen, daß für sämtliche Kläger 
sowie je zwei Prozeßbeistände für jeden Kläger (26 x 3 = 78), ferner für 
die Rechtsanwälte und deren zahlreiche Sachverständige (etwa 20), am 
14. bzw. 15. September 1977 ausreichende Sitzgelegenheiten und Abstell- 
möglichkeiten für rd. 200 Aktenordner und 30 Karteikästen bereitstehen. 
Diese Unterlagen benötige ich, um dem Gericht meine ‚Befähigung .und 
Befugnis zur Selbstverteidigung nachzuweisen, die auch meinen Rechts- 
anspruch auf Bürgerkriegsvermeidung und genetisch unversehrte Nach- 
kommen umfaßt sowie der Vermeidung „alliierter Durchsetzungsmaßnah- 
men“ gemäß Art. 53 und 107 der UNO-Satzung gegen unser Volk dient. 


(Hier Beginn der Seite 2 des am 11. August 1977 begonnenen Originalschriftsatzes) 


Hiermit erneuere ich meinen Hinweis an das Gericht auch schriftlich, den 
ich bereits mündlich aus Anlaß der Ablichtung von 61 Leitzordnern, die 
den Stade-Rechtsstreit betreffen, vorgetragen habe: 


Der Beklagte ‚hat aus nahezu allen, von. ihm vorgelegten Aktenordnern 
die prozeBentscheidenden Aktenteile vor der. Vorlage ans Gericht 
entfernt. So fehlen zum Beispiel aus den Ordnern 

22. 51.46 (01) folgende Blátter: 


` 2, 4, 6, 9, 11, 13,.19, 22, 25, 30, 31, 32, 33, 84/36, 39, 42—48, 50, 53, 57—75, 
"77-81, 84—92, 95, 98-100, 102; 104, 106— dd) VEN 111,.119—116 und der 


Anhang (Ba. Il), ferner fehlen im 


(Band 0.1/1) die Blätter: 547, 9, 35-97, EEG P 85-88, 
evt, auch 40. : 


22.51.46 (06): es fehlen Blatt 10—19. 
22.51.46 (06.1—06.2): es fehlen Blatt 5—46. 


22.51 46 (06.2), Bd: 1: es fehlen Blatt 20—91, 99—150, 156—178, 185—233, 
|. 242—264, 272—421, 432—448, 453—479, 484—503. 


22.51.46. (06.3): Bd. 2: es fehlen Blatt 1—66, 74—82. 
i Bd. 3: es feħlen Blatt 1—25, 32—94; 102—116. 


22.51.46 (06.4—06.5): es fehlen die Zeichnungen Blatt 11 —20 (06. 4) 
(06.5) Bd. 1: es fehlen Blatt 10-12. 
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‚Bd. 2; wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher. 
"Bd. 3: es fehlen Blatt 1—11, 26-51. 


22.51.46 (06.6): es fehlen Blatt 12—33. 
(06.7): es fehlen Blatt 8—39, 63—64, 83—92. 


22.51.46: (06.8): es fehlen Blatt 43—67. 


22.51.46 (06.9): Bd. 1: es fehlen Blatt 138—239, 287, 293—313, 316—408. 
22.51.46 (06.9), Band 2: es fehlen Blatt 2—141, 156—249. 

22.51.46 (06.9), Band 3: es fehlen Blatt 2—86, 119—229, 238—433. 
22.51.46 (06.9), Band 4: es fehlen Blatt 7—18, 29—85, 98—221, 239—353. 


Die Angaben ‘über. die vorstehend: genannten: 12 Leitzordner veranschauli- 
chen die Vorgangsweise des Beklagten; In 34 weiteren Ordnern ist es eben- 
so: die jeweils noch übriggebliebenen Blátter in der Ordnern, die sich vor 
und nach ‘den entnommenen Blättern befinden, zwingen zu dem Schluß, 
daB der Beklagte die Auswahl der entnommenen Blátter u. a. auch danach 
vorgenommen hat, daß er die Zulässigkeit der von den Klágern erhobenen 
Klagen leichter bestreiten kann. Ich beantrage daher, 


das Gericht möge veranlassen; daB vor der änberäumten Verhand- 
lung vom Beklagten die von ihm aus 46 Leitzordnern entnommenen 
Aktenbestandteile zwecks Ermittlung der Wahrheit, die für He PRONS: 
findung unentbehrlich ist, v orge l e gt werden. ` 


Sollte. dies erforderlich sein; ‚Werte ich über Aufforderung durch .das Gericht 
auch: noch die restlichen: entnommenen Blätter einzeln anführen; ich halte 
dies zunächst für entbehrlich, da ja auf Grund der Anberaumung der 'Ver- 
handlung davon auszugehen ist, daB dem Gericht selbst genau bekannt ist, 
welche Aktenbestandteile vom Beklagten entnommen wurden. Ohne diese 
Mindest-Aktenkenntnis wäre die Sache: nicht spruchreif. : 


Me TMk. 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


(Fortsetzung folgt) 


(Hier Ende der Seite 2 des am 11. August 1977 begonnenen Originalschriftsatzes) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 bes 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


15. August 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade ` 
SchloBplatz 10 
2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meines Schriftsatzes vom 11. August 1977 im Verwaltungs- 
streit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit der Erlaubnis zur Herstellung u. a. der 
waffenfáhigen Plutoniumisotope Pu 239 und Pu 241 
im Atomspaltwerk Stade 


trage ich im Namen der Kláger Ernst Jáckel, Hans Lange, Walter Grahn, 
Heinrich Petersen, Gerlinde Prohn, Wilhelm Schultz, Dr. Fritz Michael, Her- 
mann Michael, Ernst Prahl, Volker Sokollek, Hiltrud Engelmann, Briga Boh- 
linger, Dagmar Discher-Bohlinger, Dietrich Bohlinger, Gunn Bohlinger, Helga 
Bohlinger, Roland Bohlinger, Sigurd Bohlinger, Uta Discher-Bohlinger, Elke 
Soyka, Gunhild Soyka, Holger Soyka, Irmlind Soyka, Ulf-Diether Soyka, 
Walther Soyka jun., Wieland Soyka, Wilma Soyka, Almuth Wenninger, geb. 
Soyka und im eigenen Namen folgendes vor: 


Am Ende meines Schriftsatzes vom 11. Aug. 1977 habe ich darauf hingewie- 
sen, daß im Interesse der Wahrheitsfindung vor der Verhandlung, die für 
14./15. Sept. 1977 nach Stade, Am Sande 4a anberaumt wurde, die vom 
Beklagten aus 46 Leitzordnern widerrechtlich entnommenen prozeß- 
entscheidenden Aktenteile dem Gericht (gemäß § 99 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung/VwGO) vorgelegt und gem. § 100 VwGO den Klágern 
zur Anfertigung von Ablichtungen zugänglich gemacht werden müssen. 
Ich setze die Aufzählung der Aktenteile, die uns vorenthalten wurden, hier 
fort. Aus folgenden Aktenordnern fehlen: 
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22.51.46 (06.2) Bd. 2: Blatt 1—16, 21—34, 39—110, 118—157, 165—189, 
195—206, 212—501; 


22.51.46 (06.10): Blatt 13—15; 
(06.11): Blatt 24—100; 
(06.13), Bd. 1: Blatt 4—28, 34—43; 
(06.13), Band 2 wurde zur Gànze entnommen und fehlt daher; 
22.51.46 (06.14): Blatt 73—118, 124—214, 262—265, 283—292; 
22.51.46 (08—11): Blatt 25—27; 
Band 9 und 10 wurden zur Gänze entnommen und fehlen 
daher; 
22.51.46 (12): Blatt 24; 
22.51.46 (13): Blatt 399—405; 


22.51.46 (14), Band 1: Blatt 101—179, 194—197; 
Band 2: Blatt 6—32, 122—155; 
Band 3: Blatt 8—106, 227—231; 


(Hier Beginn der Seite 4 des am 15. August 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 
22.51.46 Band (15) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(15.1) Band 1: Blatt 116 und 164 wurde ohne hinweisenden Vermerk 
vom Beklagten entnommen; 
(15.1) Band 2: zwischen Blatt 117 und 118 scheint die Seite 19 zu 
fehlen (evt. Druckfehler?); 
22.51.46 (16.1): Blatt 5—164; 
22.51.46 (16): Blatt 65—137, 179, 183—188, 214—241; 
(17): Blatt 15—18, 112—157; Blatt 109 ohne Hinweiszettel; 
22.51.46 (18) Band 1: Blatt 3—16, 86—92, 102, 110—122; 
(18) Band 2: Blatt 2—96; 
(18.1) Band 1: Blatt 71—151; 
(19): Blatt 2—19; 
22.51.46 (20): Blatt 2—91, 107—113, 145—174; 
22.51.46 (22) Band 1: Blatt 16—22, 42, 52—60, 67—68, 72—76; 
(22) Band 2: Blatt 2—10, 33—55, 74—85; 
22.51.46 (22.1) Band 1: Blatt 5—15; 
(22.1) Band 2: Blatt 1—19, 26—45; 
(22.1) Band 3: Blatt 9 und alle folgenden (Wieviele?) 
22.51.46 (22.4) Band 1: Blatt 1—24 
(22.4) Band 2 wurde zur Gánze entnommen und fehlt daher; 
(22.4) Band 3 wurde zur Gánze entnommen und fehlt daher; 
(22.4) Band 4: Blatt 2—59; 


161 


Aus folgenden Aktenordnern fehlen: 


22.51.46 (23): Band 1 wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(23) Band 2: Blatt 38—44, 52—94, 105—111, 141; 
22.51.46 (24) Band 1: Blatt 9—28, 37—63, 118—124; 
(24.1): Blatt 3—22; 
(24.2): Blatt 1—93, 130—180; 
22.51.46 Band (26) wurde ohne Hinweiszettel entnommen, bzw. fehlt; 
(27): Blatt 12—24; s 
(28): Blatt 8—14; 
(32) Band 1: Blatt 21, 24—30; 
(32) Band 2: Blatt 5a; 
22.51.46 (33.1): Blatt 19—20, 22, 68; 
22.51.46 (34): Blatt 13a; 
22.51.46 (36): Blatt 6; 
(39): Blatt 16, ohne Hinweiszettel; 
Band (40) fehlt zur Gänze; 
(41): Blatt 9 fehlt ohne Hinweiszettel, ebenso Bl. 3 (evt. nur Num- 
merierfehler?) 
(42): Bl. 12—19, 22—31, 37—46; 
22.51.46 (44): Band (44) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(45): Blatt 2a—2c,6a—6c; 
Band (46) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(50): Blatt 1 a—1 e, 3—15, 19 a—19 b, 55—66; 
22.51.46 (52): Blatt 1—42, 46—53 c; 
22.51.46 (52.1): Blatt 42—48; 173 und 217 fehlt ohne Hinweiszettel; 
22.51.46 (52.2) Band 1: Blatt 98—169; 
(52.2) Band 2: Blatt 95—120; 
(Ab hier Seite 5 des Originals) 
22.51.46 (53): Blatt 2 fehlt; 
Band (54) fehlt; 
22.51.46 (60): Blatt 62—65; 
(60.2): Blatt 2—86; 
22.51.46 (60.1), 1. Hálfte: Blatt 11—28; 
22.51.46 (60.1), 2. Hälfte: Blatt — 


22.51.46 (61.1): der Band wurde zur Gánze entnommen und fehlt daher; 
(61.2): der Band wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 

22.51.46. (61): Blatt 1-61, 64—66, 73-75, 81-87, 89, 92—108; 

22.51.46 Band (63.1)!wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(63.2): Blatt 20—65, 67—77, 79—99, 101—142; 
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22.51.46 (71.0): Blatt 29; 

22.51.46 Bd. 1 (71.1): Blatt 13, 26—27, 31—40, 84—106, 151- 165; 
Bd. 2 (71.1): Blatt 104; 
3. Band (71.1) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
4. Band (71.1) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
' Bd. 5 (71.1): Blatt 1—21, 43—89; 

22.51.46 (71.1) Band 6: Blatt 1—102; ; 
(71.1) Band 7 wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; 
(71.1) Band 8 wurde zur Gänze entnommen und fefiít daher; 

22.51.46 (71.2) „Stellungnahmen“: Blatt 29—63, 75-106, 113—148, 168—177; 
(71.2): Blatt 1—93; 

22.51.46 (71.3): Blatt 1—38; 43—45, 53-58. . ; 
Band (78) wurde zur Gänze entnommen und fehlt daher; ' 


Ehe ich auf den zum Teil erkennbaren Inhalt dieser vom Beklagten zu- 
rückbehaltenen Aktenteile eingehe, stelle ich die Zahl der in den Akten- 
ordnern verbliebenen und der daraus entnommenen Blätter, bzw. Akten- 
bünde (deren Blattzahlen nicht feststellbar sind) hier einander gegenüber: 


Zahl der vom Beklagten 


Ordner-Kennzeichnung: Dem Gericht : zuvor entnommenen 
22.51.46 ' vorgelegt: Blátter: bzw. Bánde: 
1..Hälfte 00—002 . 345 — 
2. Hülfte 00—002 304 => 

01 197 73 

02 385 — 

03—05. . 486 = 

06 s 229 10 

06.1 : 206 42 

06.2 123 896 

'06.3 ::- : 64 178 

06.4—06.5 90 51 und ..2 Bände 

06.6—06.7 94 66 

06.8 :.: 67 25 

06.9 Band 1 ;: 213 px 1217 

06.9 Band 2 49 234 

06.9 Band 3 81 ' 392 

Zwischensumme: = 2.933. .- . 2.184 . ..2 Bünde 
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(Ab hier Seite 6 des Orlginals) 


Zwischensumme: 


06.9 Band 4 
06.10-06.13 
06.14 
08—11 
12 
13 
13.1 Band 2 
14 
15—15.1 
16.1 
16—17 
18—19 
20—21 
22 
22.1—22.3 
22.4 
23 
24—24.2 
25—32 
33 
34 
36—43 
44—51 
52—52.1 
52.1 
52.3 
53—55 
60 

1. Hälfte 60.1 

2. Hälfte 60.1 
61 
63—70 
71.0 


711 Band 1—5 


71.1 Bd.6—9 u.Bd.78 92 


71.2 
71.3 


Summe: 52 Aktenordner 


2.933 2.184 
69 306 
361 114 
314 151 
107 3 
396 1 
522 7 
297 pn 
377 248 
382 2 
276 160 
279 160 
457 229 
74 127 
144 67 
127 50 
42 82 
268 58 
254 217 
254 29 
196 4 
250 1 
324 32 
85 38 
414 50 
230 7 
559 98 
196 1 
112 89 
236 18 
308 — 
27 93 
114 120 
104 1 
368 119 
102 
188 206 
43 47 
11.719 Blatt 5.221 Bl. 
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Blatt 9? 
Bánde 
Band 
Band 


Band 
Bánde 


Band 


Bánde 
Band 


Bände 
Bände 


und 21 Bände 


Ohne weiteres darf davon ausgegangen werden, daß jeder der hier aus- 
gewiesenen 21 Bände durchschnittlich mindestens 50 Blatt umfaßt, wenn 
nicht wesentlich mehr: dies ergibt nochmals mehr als 1000 Blatt, die uns 
vorenthalten wurden. Darin sind nicht berücksichtigt die nicht vorgelegten 
Ordner 07, 56, 57, 58, 59, 62, 72, 73, 74, 75, 76, 77 und 35, weil wir ohne 
„Aktenplan“ nicht erkennen konnten, ob diese benützt wurden. Zumindest 
eln Drittel des gesamten Aktenbestandes hat der Beklagte unbegründet 
zurückgehalten, um den Klägern die Wahrnehmung ihrer Rechte zu er- 
schweren. [Der ebenfalls zur Gänze vorenthaltene Band (78) wurde verse- 
hentlich dem Gericht in obiger Gegenüberstellung nicht genannt. W. Soyka, 
24. 9. 1977] 


(Fortsetzung folgt) ó 7 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


Wird Bundestag Verfassungsbruch beschließen ? 
Der Grundrechtsanspruch auf Schutz von Leben, 
Gesundheit und genetischer Unversehrtheit darf 
gemäß Art. 19 (2) des Grundgesetzes (GG) "in 


keinem Fall in seinem Wesensgehalt angetastet 
werden." (Siehe auch Seite EG oben) 


Während wir Folge 4 des RECHTSWEGES noch zum 
Druck vorbereiteten, kündigte die Bundesregie= 
rung am 2. Nov. 1977 eine Änderung des Atom= 
gesetzes an. Obwohl diese offenkundig verfas= 
sungswidrig ist, soll sie 1978 dem Bundestag 
zur Abstimmung vorgelegt werden. (Siehe 5.188) 


Als Kläger gegen verfassungswidrige Atomreak= 
tor- und Plutoniumgenehmigungen nehmen wir 
selbstverständlich an, daß sich keine Mehrheit 
von Abgeordneten im Bundestag finden wird, die 
bewußt Beihilfe zum Verfassungsbruch leisten 
oder für zumutbar halten. 


Unterstützen Sie uns, indem auch Sie an die 
Bundestagsfraktionen und Abgeordneten im sel- 


ben Sinne schreiben: 5200 Bonn, Bundeshaus. 
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(Hier Beginn der Seite 7 des am 17. August 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


„ROLAND BOHLINGER: WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 666 

Ruf: (04 21) 769 76 668 
17. August 1977 

An das 

Verwaltungsgericht Oldenburg 

1. Kammer Stade 

Schloßplatz 10 

2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11. und 15. August 1977, im Verwal- 
tungsrechtsstreit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit der Erlaubnis, derzufolge u. a. 
die'Plutoniumisotope Pu 239 und Pu 241 
im Atomspaltwerk Stade entstehen 


trage ich im Namen aller Kláger und im eigenen Namen vor: 


Im Verlag Little, Brown & Co, Boston/USA erschien 1967 das Buch von 
Stephane Groueff „Manhattan Project", das 1968 in deutscher Übersetzung 
im Bertelsmann Sachbuchverlag, Gütersloh unter dem Titel: 


,Projekt ohne Gnade — Das Abenteuer der amerikanischen Atom- 
industrie" herauskam. 


Ohne daß dieses Buch eine nennenswerte Verbreitung fand, ist es heute 
vergriffen. Im weiteren Verlauf der Klagebegründung werde ich mich unter 
Angabe der folgenden Zitat-Nummern auf folgende Hinweise im Buch von 
Groueff beziehen: 


1. ,... als Journalist wurde ich andererseits gewahr, daß die Öffentlichkeit 
noch nicht wußte, wie die erste Bombe und unter welchen Bedingungen 
sie gebaut wurde. Es überraschte mich, daB selbst die Amerikaner noch 
nicht über das gewaltige Abenteuer Bescheid wußten, in das man die 
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Industriemacht ihres Landes geheim und wagemutig unter riesigen Ko- 
sten und mit einer einzigartigen Anstrengung ERBE hatte, um die 
Bombe zu produzieren. . / 


Viele Teile dieser Geschichte waren bis vor kurzem noch streng geheim; 
andere sind bisher von den am Manhattan-Projekt Beteiligten noch nicht 
öffentlich berichtet worden. Aus Dutzenden von Gesprächen im ganzen 
Land habe ich diese erstaunliche Geschichte menschlicher Intelligenz 
und Zielstrebigkeit zu rekonstruieren versucht. Ich durfte zahlreiche Ein- 
zelheiten nach Absprache mit der Atomenergiekommission der Vereinig- 
:ten Staaten veröffentlichen. Andere werden auf viele Jahre hinaus weiter 
streng geheim bleiben.* (Vorwort S. 5) i 1 


. „Die meisten Menschen, von.denen dieses Buch berichtet, wünschen auf- 
richtig, die Bemühungen um das Manhattan-Projekt wären auf andere, 
edlere Ziele gerichtet gewesen. Unglücklicherweise stand das nicht in 
ihrer Wahl. Dies hier ist der Bericht darüber, wie die Geschichte sie in 
den Mechanismus des Systems zog und wie sie sich, jeder auf seine 
Weise, der Aufgabe stellten." (S. 6) 


(Ab. hier Seite 8 des Originals) 


„Seit der ersten Spaltung eines Uranatoms in Deutschland herrschte die 
Auffassung, eine Bombe von unvorstellbarer Zerstórungskraft lasse sich 
bauen, falls man genügend spaltbares Material herstellen kónne. Dieses 
Material mußte entweder Uran 235, ein seltenes Uranisotop, oder Pluto- 
nium sein, ein kürzlich entdecktes Element, von dem nur Wissenschaftler 
‘der Vereinigten Staaten und Großbritanniens Kenntnis besaáBen. Beide 
waren, wenn überhaupt, áuBerst schwer zu produzieren." (S. 11) 


„Die geheimen Bemühungen der an den Arbeiten beteiligten Laborato- 
rien wurden damals vom Amt für wissenschaftliche Forschung und Ent- 
wicklung (OSRD) unter Leitung von Dr. Vannevar Bush, dem Chef des 
Washingtoner Carnegie-Instituts, koordiniert. Anfang 1942 hatte Bush 
auf einen Vorschlag des OSRD-Atomausschusses, genannt S — 1, Prási- 
dent Roosevelt mitgeteilt, die bisher für einen Science-Fiction-Traum 
gehaltene Produktion von spaltbarem Uran und Plutonium sei vermutlich 
möglich.“ (S. 11/12) 


„Die optimistischen Auskünfte der Wissenschaftler erschienen. unreali- 
stisch und voreilig, und sie offenbarten eine fast vóllige Unkenntnis tech- 
nischer und industrieller Probleme. Genaugenommen konnten die For- 
scher nicht einmal eindeutig bestátigen, daB sich spaltbares Uran und 
Plutonium überhaupt gewinnen ließen.“ (S. 12) 
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6. 


„Die ersten erfolgreichen Versuche, ein Uranatom zu spalten, waren im 
Herbst 1938 am Berliner Kaiser-Wilhelm-Institut durchgeführt worden. 
Binnen sechs Wochen führten weitere Entdeckungen von Physlkern in 
zahlreichen Ländern zu einem unausweichlichen Schluß: eine neue 
Energieart, die Kernenergie, müsse sich durch die Atomspaltung erschlie- 
Ben lassen. Diese Energie, millionenfach größer als jede andere bisher 
dem Menschen bekannte, müsse sich zur Krafterzeugung für friedliche 
Zwecke eignen; und sie müsse auch zur Herstellung einer Bombe von 
unfaßbarer Sprengkraft dienen können." (S. 13/14) 


,Ur. Leo Szillard spielte zweifellos das enfant terrible dieser Gruppe. 
Wenige Wissenschaftler hatten mehr unternommen, um die amerikani- 
schen Behórden auf die besonderen Gefahren der Atomenergie aufmerk- 
sam zu machen, als dieser weitblickende Mann, der früher in Berlin bei 
Max Planck und Albert Einstein studiert hatte. 


Bescheidenheit gehórte freilich nicht zu Szillards Eigenschaften, und zu- 
weilen empfand man ihn als lästig und aufdringlich. Doch seine Kreuz- 
züge strebten zugegebenermafien Wichtiges an: den Sieg über Hitler, 
die Schaffung einer Weltreglerung und die Entwicklung der Atomenergle. 
Seine politische und phllosophlsche Leidenschaft war dem physikalischen 
Interesse ebenbürtig. Unter den in Chicago versammelten Forschern war 
er bei weitem am meisten kosmopolitisch und überhaupt politisch einge- 
stellt." (S. 28) 


„Bestanden vielleicht übertrlebene Geheimhaltungsvorschriften, welche 
die Forscher ernstlich behinderten? ... Oppenheimer beschrieb wirklich 
einige Móglichkeiten der rein physischen Distanz, doch gegen das 
Grundprinzip des Projekts, die ,Abtellungsisollerung", erhob er keine 
Einwánde. 


Diese Isolierung bestand einfach darin, daß jede Person oder jede 
Gruppe im Manhattan-Projekt nur wissen durfte, was für ihre eigene 
Arbeit nötig war. Man hielt es für überflüssig, die Tausende von Inge- 
nieuren, Wissenschaftlern und Arbeitern wissen zu lassen, daß sie an 
(Ab hier Seite 9 des Orlginals) 
einer Atombombe arbeiteten. Die Angehörigen des Metallurgischen La- 
boratoriums etwa wußten nichts von der Gasdiffusion. Auch gab es 
keinen Grund, die „Elektromagnetiker“ der Berkeley-Universität über die 
Detalls von Arbeiten zu informieren, die anderswo dem Plutonlum galten. 
Selbst in einem und demselben Laboratorium sollte jeder nur über seine 
eigenen Versuche Bescheid wissen, aber nicht über die Vorgänge im 
Nachbarraum. Dlese Regel galt für alle, auch für die hüchstgestellten 
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Forscher und Ingenieure. Im Krieg waren sie sowieso nicht geneigt, neu- 
gierige Fragen über Militärdinge zu stellen. Und für den Fall, daß sie es 
doch tun sollten, gab es strenge Anweisungen, ihnen nur zu sagen, was 
sie unbedingt erfahren mußten. 


Die Vorteile dieses Systems waren offenkundig und die von Roosevelt 
erlassenen und von Stimson, General Marshall, Admiral Ernest J. King, 
Bush, Conant und Groves befürworteten Instruktionen kategorisch. An- 
dererseits warf man der Abteilungsisolierung vor, sie trage den Keim für 
unselige Fehler, Doppelforschungen und lächerliche Übertreibungen in 
sich. Unvermeidlich mußten Forscher zuweilen Zeit und Mühe verschwen- 
den, wenn sie ein längst anderswo erledigtes Problem bearbeiteten, von 
dessen Lösung sie nichts wußten, weil sle kelne Informationen austau- 
schen durften. 


Groves und seinen Mitarbeitern war diese Situation vertraut. Trotzdem 
wollten sie das Geheimnis des Projektes unbedingt wahren und trotz 
Protesten und Kritik von Seiten der Wissenschaftler die striktesten Sicher- 
heitsvorkehrungen erzwingen. Und Groves hatte noch einen Grund, auf 
der Abteilungsisolierung zu bestehen: er legte Wert darauf, daß sich die 
Wissenschaftler streng an ihre Spezialaufgabe hlelten und nicht ‚eine gro- 
Be Universität schufen, an der sie ihre neuen Ideen diskutierten und ver- 
suchten, voneinander mehr zu lernen'." (46/47) 


. „Die Arbeit war gefährlich, und man wußte nichts über Schutzmaßnahmen. 
Bei Plutonium besteht die Gefahr nicht in der Strahlung, sondern in den 
inneren Auswirkungen. Ein eingeatmetes Partikel von nur 0,6 Mikro- 
gramm rief einen Knochentumor hervor. Die Forscher benutzten Gesichts- 
masken, hatten aber sonst nur primitive Schutzvorrichtungen. Bei der 
Arbeit mit mikroskopischen Plutoniummengen kam man sich wie in einem 
Raum mit einem unsichtbaren Mörder vor, von dem man nicht wußte, 
wann und wo er zuschlagen würde. Doch man hatte Glück irgendwie kam 
niemand zu Schaden. 


Der Hauptteil der riesigen Plutoniumanlagen bei Hanford wurde zu einer 
Zeit entworfen und gebaut, da man über die wirklichen Elgenschaften des 
Elements nichts wußte. Das Projekt war jedenfalls vom Glück verfolgt: 
die falschen Anschauungen über das Plutonium, deren es zahlreiche gab, 
beeinträchtigten die kühn vorbereiteten Verfahren nicht, die sich nur auf 
mikroskopische Mengen des neuen Metalls im Labor stützten. 


Nach einem langen Studium des Elements 94 sagte der gewóhnlich zu- 
rückhaltende Dr. Seaborg: „Dem Plutonium kommt man so schwer wie 
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dem Unvorstellbarem bel. Unter gewissen Umständen kann es so hart 
und spröd wie Glas sein; unter anderem ist es weich und biegsam wie 
Blei. Erhitzt man es in der Luft, verbrennt und zerbröselt es rasch zu 
Pulver, in Zimmertemperatur zerfällt es langsam. Zwischen Zimmertempe- 
ratur und dem Schmelzpunkt macht es nicht weniger als fünf Phasen- 
übergänge durch. Seltsamerweise zleht es sich In zwel dieser Phasen bel 
der Erwärmung zusammen. Außerdem hat es nicht weniger als vier 


Oxyde. Unter allen chemischen Elementen nimmt es eine einzigartige 
(Ab hier Seite 10 des Originals) 


Stellung ein. Und selbst in kleinsten Mengen Ist es teuflisch giftig.“ 


Die besondere Aufgabe von Seaborgs Abteilung bestand darin, Wege zu 
finden, wie sich das aus dem Reaktor kommende Plutonium vom umge- 
benden bestrahlten Uran trennen ließ. Es wird erzeugt, indem man Uran 
im Atommeiler zur Reaktion bringt: Nach einigen Tagen haben sich die 
Uranstäbe des Reaktors teliweise in Plutonium verwandelt, das es nun 
zu isolieren gilt. 


Man entwickelte mehrere Verfahren, aber Seaborgs Team muBte gegen 
den lähmenden Umstand angehen, daß man das unsichtbare Metall che- 
misch nicht kannte. Man hatte eine Arbeitshypothese aufzustellen, und 
die beste und vernünftigste war noch die Annahme, das Plutonium habe 
&hnliche, wenn nicht gleiche Eigenschaften wie das Uran. Damit erzielte 
man wirklich brauchbare Resultate. 

(Anmerkung hierzu auf S. 360, Nr. 16: 


Paradoxerweise erwies sich diese Annahme aber als falsch. Erst 
vlel spüter, als die Bombe bereits gebaut war, merkten dle Wissen- 
schaftler, daß Uran und Plutonium völlig verschiedene Eigenschaf- 
ten besitzen. Doch das war einer der wenigen Fálle in der Wissen- 
schaft, wo Unwissenheit von Nutzen sein kann. Hátten Bush und 
Conant etwas von der Kompliziertheit des Plutoniums geahnt, hát- 
ten sie Prásident Roosevelt vermutlich kaum ein so rasches Vor- 
gehen zu empfehlen gewagt. Glücklicherweise stimmten die weni- 
gen Eigenschaften des Plutoniums, auf die es bei der Isolierung 
ankam, doch mit denen des Urans überein — wenigstens diese 
Annahme hatte sich bestátigt.) 


Nach mehreren erfolglosen Versuchen gelang ein unerwarteter Durch- 
bruch, als Seaborg und der Assistent Stanley Thompson entdeckten, daß 
Wismutphosphat ein ausgezeichneter Plutoniumtráger ist. Auch das war 
ein Beispiel für das rütselhafte Verhalten des neuen Elements. Man be- 
zweifelte ernstlich, ob das Wismutverfahren tatsächlich funktionieren 
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könne — es widersprach offenbar allen theoretischen Erwartungen: Wis- 
mut ist chemisch so geartet, daß es eigentlich Plutonium nicht hätte 
transportieren können. 


Trotzdem mußte eine Entscheidung getroffen werden, ehe schlüssige 
Resultate vorlagen; Du Pont mußte mit dem Bau der Trennanlagen in 
Hanford beginnen. Am 1. Juni 1943 kam Crawford Greenewalt zu einer 
letzten Besprechung in Seaborgs Laboratorium. Sie dauerte einen vollen 
Tag und trotz Seaborgs Zutrauen zu dem Verfahren war Greenewalt noch 
nicht restlos überzeugt. ‚Können Sie garantieren, daß das Wismutphos- 
phat einen Ertrag von wenigstens fünfzig Prozent abschópft?' fragte er. 


‚Ja‘, erwiderte Seaberg ohne Zögern. 


Greenewalt überlegte eine Weile: also wieder eln großes Risiko, ein 
Glückssplel — zwar ein auskalkuliertes, gut fundiertes, aber doch ein 
Glücksspiel. 





,O.K.', sagte er schließlich und traf damit die Entscheidung für Du Pont. 
‚Wir werden's so machen'." (S. 154/155, Groueff, Projekt ohne Gnade) 


Die Gefährlichkeit des künstlich erzeugten Elements Plutonium ist bislang 
nur einem sehr kleinen Personenkreis bekannt; einem Kreis von Fachleuten 
allerdings ist sie seit 35 Jahren bekannt. Offenbar hat sich, als Nachwirkung 
auch der im Groueff-Zitat 8) geschilderten, zunächst nur kriegsbedingten 
(Ab hier Seite 11 des Originals) 
„Abteilungsisolierung" bei den Fachleuten, deren sich der beklagte Nds. 
Sozialminister im Verlaufe des Genehmigungsverfahrens für das Atomspalt- 
werk bediente, noch nicht herumgesprochen, daß Reaktorplutonium ein ge- 
waltiges Gefahrenpotential darstellt, bzw. daB dieses im Reaktor Stade ent- 
steht. 4 


Allerdings darf ausgeschlossen werden, daB sich dieses Unwissen auch auf 
die Fachleute der Fa. Siemens erstreckte, die verantwortlich für die Erarbei- 
tung und Abfassung des Stade-Sicherheitsberichtes vom August 1967 sind. 
Rühmt sich doch auf Seite 1/1.2 dieser „Gefahrendarstellung“ das Haus Sie- 
mens seiner engen Zusammenarbeit mit dem multinationalen Konzern 
„Westinghouse Electric Corporation" und betont, daß es bereits 1955 (kaum 
10 Jahre nachdem am 8. August 1945 in London das Statut für das Inter- 
nationale Militär-Tribunal von Nürnberg beschlossen wurde, bzw. am 9. Au- 
gust 1945 eine Plutonium-Atombombe auf Nagasaki abgeworfen wurde) auch 
auf dem Boden des besiegten Deutschen Reiches begonnen habe, sich „mit 
Entwicklung und Bau von Kernreaktoren und Kernkraftwerken" zu bescháfti- 
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gen. Damals waren die Kreuzzug-Ziele von Leo Szillard (Groueff- 
Zitat 7), die in den sogenannten „Baruch-Plan“ zur Schaffung einer mit dikta- 
torischer Macht ausgestatteten Weltregierung eingeflossen waren, noch um 
vieles unumstrittener als etwa heute. 


Dennoch bereitet es ausgesprochene Mühe, festzustellen, welche 
vorsorglichen Maßnahmen zur Verhütung von Schäden für Leben, Gesund- 
heit und Sachgüter das Haus Siemens hinsichtlich des gefáhrlichen Elements 
Plutonium im Sicherheitsbericht vom August 1967 für das Atomspaltwerk 
Stade vorsieht. Mit der ausdrücklichen Erwähnung dieses Sicherheitsberich- 
tes auf Seite 2 der „Ersten Teilgenehmigung zur Errichtung des Kernkraft- 
werkes Stade“ (vom Niedersächsischen Sozialminister gemeinsam mit dem 
Niedersächsischen Minister für Wirtschaft und Verkehr am 5. Juli 1968 erlas- 
sen), hat offenbar der Beklagte beabsichtigt, ihn zum Bestandteil des Ge- 
nehmigungsbescheides zu machen; jedenfalls nimmt das Oberverwaltungs- 
gericht Koblenz in seiner Mühlheim-Kärlich Entscheidung | B 66/75 vom 
9. 6. 1976 den Standpunkt ein, daß der Sicherheitsbericht Bestandteil des 
Genehmigungsbescheides ist. 


Insofern könnte die Verweisung des beklagten Niedersächsischen So- 
zialministers auf die „bisher erteilten Teilgenehmigungen“ in seiner „Sieben- 
ten Teilgenehmigung zum Betrieb des Kernkraftwerkes Stade“ vom 4. Aug. 
1972 (S. 4) den vom Atomgesetz als Genehmigungsvoraussetzung verlangten 
Nachweis ersetzen, daß „die nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch den Betrieb der Anlage 
getroffen ist“: nämlich dann, wenn das Haus Siemens diese Vorsorge in 
seinem Stade-Sicherheitsbericht vom August 1967 tatsächlich getrof- 
fen hätte. Dies geschah jedoch nicht, da dieser Sicherheitsbericht mit 
dem Text des Abschnittes 13 endet und anstelle des im Inhaltsverzeichnis 
(S. 1) genannten „Abschnitt 14 Betriebsorganisation“ nur ein Blatt mit der 
lapidaren Feststellung enthält: 


„Abschnitt 14 Wird bei der Beantragung der Betriebsgenehmigung 
nachgereicht.“ 


Während der beklagte Nds. Sozialminister in seiner „Fünften Teilgenehmi- 

gung zur Errichtung des Kernkraftwerkes Stade“ vom 4. Jan. 1972 jedoch 

noch unmißverständlich davon spricht: „Das Kernkraftwerk entspricht der 
{Ab hier Seite 12 des Originals) 

Grundkonzeption, die in der Ersten Teilgenehmigung zur Errichtung des 

Kernkraftwerkes Stade und in den im Jahre 1967 öffentlich ausgelegten 

Unterlagen beschrieben ist“ (S. 22 der 5. TG), 


172 


taucht am 4. Aug. 1972 in seiner „Siebenten Teilgenehmigung zum Betrieb 
des Kernkraftwerkes Stade“ ohne vorhergehendes Auslegungsverfahren 
plótzlich auf Seite 2, Buchstabe b) 


,der Sicherheitsbericht der Kraftwerk Union AG vom April 1972" auf. 


Wenn es auch noch unzweifelhaft ist, daß 1967 der „Abschnitt 14 Betrlebs- 
organisation* des Sicherheitsberichtes des Hauses Siemens vom August 1967 
nicht óffentlich ausgelegt wurde, so ist es jedoch weniger klar, was der 
Beklagte mit der Zitierung des neuen Sicherheitsberichtes der KWU vom 
April 1972 bezweckte: 


Sollte damit der Sicherheitsbericht vom August 1967 hinsichtlich der fehlen- 
den ,Betriebsorganisation" ergánzt werden: Hátte er dann aber nicht 
auch öffentlich ausgelegt werden müssen? Oder sollte er gar zur Gänze 
den Sicherheitsbericht vom August 1967 ersetzen? Dann wáre wohl 
auch eine Abánderung der Ersten Teilgenehmigung zur Errichtung vom 5. Juli 
1968 damit beabsichtigt. Offenbar ist dies tatsächlich der Fall. Wie käme es 
sonst dazu, daß im „Grundkonzept“ von 1967 (S. 10, Abschnitt 12.6) unter 
Hinweis auf „Abschnitt 12.3.2“ „die im Kühlmittel anfallende Tritiummenge 
zu 160 Cl/a abgeschätzt worden" ist, während der neue Sicherheitsbericht 
der KWU vom April 1972 offenbar von einem Grundkonzept ausgeht, das die 
Abgabe von 1.600 Curie pro Jahr in die Elbe erforderlich macht. (siehe Seite 
3.4 — 20 Si-Ber. 1972) 


Offensichtlich war das Grundkonzept 1967, das gemäß Selte 4, Abschnitt 
12.3 des alten Si-Ber von einer „spezifischen Tritiumaktivitát von 0,3 Ci/m®“ 
und einer dem ,Reaktorkühlsystem unwiederbringlich:entzogenen" Wasser- 
menge von z. B. 210 m?/a ausging, weniger bionegatlv, als das Grundkon- 
zept 1972. Dieses geht gemäß Seite 3.4 — 6 des neuen Sicherheitsberichtes 
von einer dem Reaktorkühlsystem unwiederbringlich entzogenen Wasser- 
menge von 500 m?/a mit einer mittleren spezifischen Tritiumaktivitát dieses 
Wassers von 1,0 Ci/m* aus. Gäbe es für Tritium eine SchádlichkeitsmeBgróBe 
„Nox“, so käme man zu folgender Gegenüberstellung: 


Grundkonzept 1967: Grundkonzept 1972: 
210 m?/a x 0,3 Ci/m? — 63 Nox 500 m?/a x 1 Ci/m? = 500 Nox 


Den Klägern ist nicht bekannt, daß sich der Stand der Lebenswissenschaften 
zwischen 1967 und 1972 dahin entwickelt hátte, daB die Schadwirkungen von 
Tritium um nahezu das Zehnfache niedriger eingeschátzt würden, als 
noch 1967, was wohl die Mindestvoraussetzung dafür wáre, daB es sich um 
unwesentliche Grundkonzeptànderungen handle, die den Sicherheits- 
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bericht 1972 vom alten Sicherheitsbericht 1967 unterscheiden. Demnach ge- 
hen die Betriebsgenehmigungen von einem wesentlich anderen Grund- 
konzept aus, als es der Öffentlichkeit an Hand der ausgelegten Gefahren- 
darstellung im Sicherheitsbericht 1967 erkennbar gemacht wurde. Wenn da- 
mit zwar eine Verschlimmerung zu Lasten von Leben und Gesund- 
heit durch das Grundkonzept 1972 dargelegt wurde, so ist damit noch keines- 
wegs ausgesagt, daß das Grundkonzept 1967 für die Kläger zumutbarer ist. 
Denn 1967 war es bereits — auch wenn davon die breite Öffentlichkeit kaum 
etwas wußte — gesicherter Stand der Lebenswissenschaften, daß die Noxe 
„Plutonium“ ein Gefahrenpotential von astronomischer Größenordnung dar- 
stellt. 
(Ab hier Seite 13 des Orlginals) 

Der beklagte Niedersächsische Sozialminister wußte 1967, daß 8 1, Abs. 
(2), Ziffer 2 der Atomanlagenverordnung vorschreibt, Antrágen auf eine Ge- 
nehmigung nach 8 7 des Atomgesetzes seien Unterlagen beizufügen, die 
eine Prüfung der Frage ermöglichen, ob die gemäß S 1, Z. 2 des Atom- 
gesetzes erforderliche Vorsorge gegen Scháden für ,Leben, 
Gesundheit und Sachgüter" (S 7, Abs. (2), Z.2 Atomgesetz alter Fassung) 
nach dem , Stand von Wissenschaft und Technik" getroffen wurde. 


Durch die Forderung der Atomanlagenverordnung, daß als Genehmigungs- 
voraussetzung „alle mit der Anlage verbundenen Gefahren“ im vorzulegen- 
den Sicherheitsbericht dargelegt werden müssen, ist unzweideutig er- 
kennbar gemacht, daß alle nach dem Stand der Wissen- 
schaft vorhersehbaren Gefahren gemeint sind; dies ergibt die ausdrück- 
liche Bezugnahme in $ 1 (2) 2 AtomAnIVO. 


»...Unter besonderer Berücksichtigung von 8 7 Abs. 2 Nr. 2 und 4 
des Atomgesetzes", 


wobei auch auf die „vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen“ abgestellt 
wurde. 


Vor der Darlegung der vorgesehenen Sicherheltsmaßnahmen nach 
dem Stand der Technik, wie die Atomanlagenverordnung sie in $ 1 (2) 
2 als Genehmigungsvoraussetzung fordert, kommt denknotwendig 
und logischerweise die Darlegung aller Gefahren nach 
dem Stand der Wissenschaft. 


In geradezu listiger Weise hat es der Siemens-Sicherheitsbericht vom Au- 
gust 1967 verstanden, zwar die Plutoniumfrage zu nennen, worauf sich offen- 


174 


bar Prof. Fischerhof als Prozeßbevollmächtigter der Beigeladenen mit dem 
Hinweis auf einen angeblichen „Einwendungsausschluß nach $ 7b Abs. 2 
AtG a. F." (Punkt 3 seines Schriftsatzes vom 2. April 1977) zu stützen beab- 
sichtig, ohne jedoch den weitgehend sachunkundigen Bear- 
beitern des beklagten Sozialministers im Jahre 1967 die Größenordnung 
des Plutonium-Gefährdungspotentials auch nur einigermaßen darzulegen. 


Auf Grund der zunächst kriegsbedingten Geheimhaltungstaktik, die noch 
It. Groueff-Zitat 1 (1967!) „auf viele Jahre hinaus weiter streng geheim" ge- 
bliebene Sachverhalte bewirkt, die bis in die Jetztzeit ausstrahlen und die 
auch „den Keim für unselige Fehler“ ais Spätfolge der ,Abteilungsisolie- 
rung' (Groueff-Zitat 8) in sich bergen, weil damit der NachrichtenfluB zwi- 
schen den verschiedenen Forschern und Fachrichtungen behindert wurde 
und wird, kann den zunáchst unerfahrenen Beamten des Beklagten im Nie- 
dersáchsischen Sozialministerium für 1967 kein allzu groBer Vorwurf wegen 
ihrer fehlenden Sachkundigkeit gemacht werden. Noch weniger aller- 
dings kann den Klägern bzw. der durch die verschleiernde Formulierung des 
Siemens-Sicherheitsberichtes 1967 irregeführten Allgemeinheit entgegen- 
gehalten werden, sie hátten sich wissentlich und freiwillig ihres Klagerechtes 
begeben. Dies nämlich steckt im vom Prof. Fischerhof behaupteten „Einwen- 
dungsausschluß“, wobei er sich keine Gedanken darüber macht, daß 1967 
— soweit ich mich erinnere: — das Atomgesetz noch keinen $ 7b kannte. 


(Ab hier Seite 14 des Originals) 


Die Feststellung der Sachunkundigkeit, welche die Untergebenen des Nie- 
dersáchsischen Sozialministers belastet, stützt sich auf den Wortlaut der 
Ersten Teilgenehmigung und aller folgenden: es wird die Frage des Pluto- 
nium-Gefáhrdungspotentials stillschweigend übergangen. !n offenbarer Un- 
kenntnis, daß Plutonium vorwiegend Alpha-Strahlen aussendet, erteilte der 
beklagte Sozialminister einem Grundkonzept seine Genehmigung, das be- 
wußt darauf verzichtet, Alphastrahler aufspüren zu können. Ob- 
wohl es 1967 „Stand der Wissenschaft“ war, Apparaturen einzusetzen, mit 
deren Hilfe sich Plutoniumteilchen und andere Alphastrahler nachweisen 
lassen, legte der Siemens-Sicherheitsbericht vom August 1967 keine Si- 
cherheitsmaßnahmen zum Plutoniumnachweis dar. Technisch 
wären 1967 solche Maßnahmen zum Alphastrahler-Nachweis selbstverständ- 
lich machbar gewesen. Ohne Nachweisgeräte zum Alphastrahler-Nachweis 
sind jedoch die im Grundkonzept vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen zur 
vorsorglichen Gefahrenabwehr derart unzulänglich, daß sich eigentlich jede 
weitere Darlegung erübrigt, daß die Grundkonzeptgenehmigung rechtswidrig 
ist, weil die Genehmigungsvoraussetzungen nicht erfüllt waren. 
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Im alten Sicherheitsbericht vom August 1967 sucht man im Abschnitt 12 
„Radioaktivität und Strahlenschutz“ vergeblich nach Hinweisen, die 
auf Vorsorgemaßnahmen gegen die Plutoniumgefahr schließen lassen. Mög- 
licherweise wußten selbst die Verfasser dieses „Abschnittes 12“ im Hause 
Siemens 1967 auf Grund der „Abteilungsisolierung“ nichts von der Ent- 
stehungsweise des Plutoniums. Wie sonst ließe sich die „Darlegung“ im 
Abschnitt 12.3, Seite 3 erklären: 


„12.3.2. Reaktorkühlsystem 


Die vom Primärkühlsystem ausgehende Strahlung wird von der Se- 
kundärabschirmung (bis zu 160 cm Beton) sowie vom Unfallschild 
abgeschirmt. Diese Strahlung geht von Radionukliden verschiedener 
Herkunft aus: 


1. Das Kühlmittel selbst und seine chemischen Zusätze werden 
aktiviert. 


2. Korrosionsprodukte werden aktiviert bzw. radioaktives Struktur- 
material wird nach Korrosion abgetragen. 


3. Spaltprodukte gelangen in das Kühlmittel. Sie werden bei der 
Spaltung desjenigen Urans gebildet, das sich infolge geringer 
Verunreinigung auf der Hüllrohroberfláche befindet, kónnen aber 
auch aus Brennstáben mit Hüllrohrscháden austreten." 


Nach der Aufzáhlung von Aktivierungsprodukten, Korrosionsprodukten und 
Spaltprodukten hätte die Nennung der Uran-Verunreinigung zwangsläufig 
zu 4. ,Brutprodukten" überleiten müssen. Wenn diese Nennung nicht aus 
Verschleierungsgründen unterblieb, so beweist sie fehlende Unterrichtetheit 
der Abschnittsverfasser auf Grund von „Abteilungsisolierung“. Dafür spricht 
auch die, fachlich sehr oberflächliche bzw. unvollständige Gefahrendarlegung 
im Sicherheitsbericht, Abschnitt 12.3, Seite 5 und 6: 


„Spaltprodukte 


Die im Reaktorkern gebildeten Spaltprodukte werden zum allergröß- 
ten Teil im Brennstoff und in den Hüllrohren zurückgehalten. Gelan- 
gen dennoch Spaltprodukte ins Kühlmittel, so kann dies zwei Ursa- 
chen haben: 1. Selbst bei sorgfältiger Herstellung der Brennelemente 


(Ab hier Selte 15 des Originals) 


weist die Oberfläche der Hüllrohre meist eine geringfügige Verschmut- 
zung mit Kernbrennstoff auf, aus dem während des Reaktorbetriebes 
Spaltprodukte (+) unbehindert ins Kühlmittel gelangen können. Die 
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Größenordnung dieser Uranverschmutzung liegt erfahrungsgemäß bei 
10-8 g UO» je cm? Oberfläche. 2. Einer oder mehrere der Brennstäbe 
weisen Defekte an den Hüllrohren auf, durch die Spaltprodukte (+) 
austreten, ohne daß deshalb der ordnungsgemäße Betrieb sonst ge- 
stört sein muß (vgl. Abschnitt 13.3.3). Um einen Richtwert für die Aus- 
wirkung solcher Defekte zu erhalten, wird angenommen, daß soviele 
Spaltprodukte ins Kühlmittel gelangen, als wären an 1 % aller Hüll- 
rohre ständig sogenannte Standarddefekte vorhanden. Ein Standard- 
defekt entspricht einem Loch im Hüllrohr von 0,4 mm Durchmesser. 
(++) Diese Annahme wurde der weiteren Auslegung zugrundegelegt. 
Betriebserfahrungen bei anderen Leistungsreaktoren zeigen, daß die- 
ser Wert um mindestens einen Faktor 10 zu groß ist. (+++) 


Die wichtigsten radioaktiven Spaltprodukte infolge Uranverschmut- 
zung (10-° g UO»/cm?) und bei 1% der Brennstäbe mit Standard- 
defekten (****) sind in Tabelle 12.3-2 aufgeführt. Als mittlere Be- 
strahlungszeit des Brennstoffes wurden 2,5 Jahre angesetzt. (x) Es 
wurde keine Entgasung des Kühlmittels in Rechnung gestellt (Über- 
schätzung der Edelgasaktivität!). Für die Auswahl der Nuklide war die 
Härte und Intensität der von ihnen ausgesandten Gammastrahlung 
maßgebend (xx), sowie ihre Radiotoxizität. (xxx) Die letzte Spalte der 
Tabelle enthält die in der Anlage 2 der 1. SSVO für die Nuklide aufge- 
führten Konzentrationswerte T in Luft, die ein Maß (xxxx) für ihre 
Radiotoxizität sind." 


Wenn im vorhergehenden Zitat „12.3.2. Reaktorkühlsystem“ noch einleitend 
„die vom Primärkühlsystem ausgehende Strahlung“ als Gegenstand der Be- 
schreibung vorgestellt wurde, die „von Radioukliden verschiedener Herkunft 
ausgeht“, so wandelte sich im Abschnitt 12.3 die Betrachtungsweise zuse- 
hends. Zum obigen Zitat sind folgende Anmerkungen zu machen: 


C) 


jeweils nach dem Wort ,Spaltprodukte" hátte stehen müssen ,und 
Brutprodukte“; allerdings erschwert es die Verweisung auf den „Ab- 
schnitt 13.3.3" des Siemens-Sicherheitsberichtes, noch von Unwissen- 
heit der Verfasser hinsichtlich der Plutoniumgefahr auszugehen, weil 
im Unterabschnitt ,13.365 Radiologische Auswirkun- 
gen", Seite 38, Punkt 3 der , Annahmen für die Rech- 
nung“ zu lesen ist: „In der Sicherheitshülle werden durch die 
Sprühanlage außer den Edelgasen und organischen Jodver- 
bindungen alle Spaltprodukte einschließlich Plutonium stark 
reduziert.“ 
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Wußte 1967 der Verfasser tatsächlich noch nicht, daß Plutonium kein 
Spaltprodukt, sondern ein Brutprodukt ist? Wie hätten es dann aber 
verständige, durchschnittlich gebildete, rechtsschutzsuchende Bürger 
wissen können? Der Abschnlit 13 des Siemens-Sicherheitsberichtes 
umfaßt allein schon 97 Seiten des insgesamt 423 Seiten enthaltenden 
Aktenordners (Textteil, Band I); der Unterabschnitt 13.3 umfaßt hier- 
von 40 Seiten. Sollte 1967 im Hause Siemens die „Abteilungsisolie- 
rung“ tatsächlich so weit getrieben worden sein (ohne begründende 
Kriegsnotwendigkeit!), daß die Verfasser der 4 Selten des Unterkapi- 
tels „13.3.3 Brennelementschäden“ (auf den der Absatz „Spaltpro- 
dukte“ mit dem oben zitierten Hinweis von Seite 3, 12.3 des Unterab- 
schnittes „12.3.2. Reaktorkühlsystem" verweist) wirklich nichts 
vom Plutoniumhinweis auf Seite 38 des Unterabschnittes „13.3.6.5 Ra- 
diologische Auswirkungen“ wuf ten? Dann hätten sie auch den 
(Ab hier Seite 16 des Originals) 

Absatz 

„a) Reaktivitätskoeffizienten“ im Unterabschnitt 
„3.1.1.4. Kinetische Daten" nicht kennen dürfen, wo auf Selte 10/3.1 
von „Folgen des Plutoniumaufbaues im Brennstoff“ die beiläufige 
Rede ist. Auf Grund unseliger „Abteilungsisolierung“ müßte den Ver- 
fassern aber auch der Unterabschnitt „3.1.1.6 Rechenmethoden" un- 
bekannt geblieben sein, wo auf Selte 15/3.1 von der „Änderung der 
Uran- und Plutoniumkonzentration in den einzelnen Kernzonen“ bzw. 
von der „Selbstabschirmung des Pu-240" die Rede ist — allerdings nur 
im Zusammenhang mit dem „SIEMENS-internen Abbrandrechenpro- 
gramm BUMU“, bzw. mit den „zeitschrittweise aufeinanderfolgenden 
eindimensionalen MUNGO-Rechnungen" oder dem „Modell von Srini- 
vasan" (RPI-90). Wer auf diese versteckten „Plutoniumfundstellen“ 
im Siemens-Sicherheitsbericht vom August 1967 einen „Einwendungs- 
ausschluß nach § 7 b Abs. 2 AtomG." stützen wollte, müßte zumindest 
schlüssig beweisen, daß tatsächlich den Verfassern des Sicher- 
heitsberichtes unbekannt war, daß Plutonium ein Brutprodukt 
ist, daß einige seiner Isotope auch Gammastrahlen aussenden und 
daher auch zu der „vom Primärkühlsystem ausgehenden Strah- 
lung“ (S. 3/12.3) beitragen sowie daß Plutonium wegen seiner dicht 
lonislerenden Alpha-Strahlung von allerhöchster Toxizität ist. Wenn 
dies allerdings den jeweiligen Absatz- und Unterabschnitt-Verfassern, 
[die an zahllosen Stellen die verschleiernden oder tarnenden Worte 
„Spaltprodukte“ verwenden (statt richtig „Nuklide" oder „Radionukli- 
de"), wie z.B. auf den Seiten 9/1.3, 10/1.3 (3 mal), 17/1.3 (2 mal), 
18/1.3, 19/1.3 (2 mal), 13/3.1, 30/3.1, 14/4.2, 1/5.2, 4/5.2, 1/6.1, 1/6.2, 
1/9.1, wobei manchmal auch noch andere Umschreibungen verwendet 
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es 


werden, wie z.B. in Schmutzwasser gelöste „Radioaktivitäten“ (S. 
4/9.7), bzw. nur „Radioaktivität“ (wo richtigerweise „Radionuklide“ 
stehen müßte): S. 4/1.3, 15/1.3, 3/5.2, 1/6.1, 5/97] nicht unbe- 
kannt war, dann hätten sie die Gründe darzulegen, weshalb sie den 
ihnen durchaus geläufigen richtigen Ausdruck „Nuklid“ oder 
„Radionuklid“ meist vermieden haben. Zwar fand ich ihn auf den 
Seiten 13 und 14/3.1, 7/12.6, 8/12.6 und 37/13.3 (2 mal), woraus zu er- 
kennen ist, daß er im Hause Siemens durchaus geläufig ist, doch wird 
er aus zunächst noch unbestimmten Gründen oftmals durch irrefüh- 
rende Tarnworte ersetzt. Keineswegs darf mit Hilfe dieser irre- 
führenden Wortwahl den Klägern die Zulässigkeit ihrer Klagen be- 
stritten werden, da dies der Rechtsschutzgarantie gem. Art. 19, Abs. 
(4) des Grundgesetzes widersprechen würde. Daran kann sich auch 
nichts ändern, wenn der Niedersächsische Sozialminister dadurch, 
daß er den Siemens-Sicherheitsbericht für Stade vom August 1967 
offenbar unbesehen zur Grundlage der 1. TG vom 5. Juli 1968 machte, 
sich diesem unkorrekten Sprachgebrauch angeschlossen hat. Hätte 
er des bewußt getan, so müßte die 1. TG als nichtig, da 
sittenwidrig, weil irrtumerregend, behandelt werden. 


Der oben zitierte Hinweis auf 1 % aller Hüllrohre mit einem Loch von 
0,4 mm Durchmesser steht im Widerspruch zum Vorsorgegebot des 
Atomgesetzes, bzw. zur ,Grundrechts-Wesensgehalt-Garantie" gem. 
Art. 19, Abs. (2) GG. Bei 157 Brennelementen, die jeweils 205 Stábe 
zu Faszes oder Bündeln zusammenfassen, sind 32.185 Einzelbrenn- 
stäbe im Reaktorbehálter; davon 1% = 321 lóchrige Brennstäbe als 
,Standarddefekt". Auch wenn dies der Si-Ber. auf S. 4/13.3 nur als 
„Fiktion“ bezeichnet, die als „Arbeitshypothese“ diente, so wird doch 
daraus nicht die einzig mögliche Konsequenz gezogen, daß bei 


(Ab hier Seite 17 des Originals) 

nur einem Brennstab mit „Standarddefekt“ nur eln Dreihundert- 
einundzwanzlgstel der ermittelten Radionuklidwerte aus diesem 
Brennstab entweicht und dementsprechend auch nur 1/321 der Ab- 
gabewerte ausgenützt werden dürfen. Offenbar spricht selbst 
der aus anderen Gründen unzumutbar waghalsige Sicherheitsbericht 
mit dieser „Standarddefekt-Definition“ aus, daß die für 321 undichte 
Brennstäbe beantragten Abgaberaten nicht ausgeschöpft werden 
dürfen, soweit keine Brennstäbe leck wurden. Da die NWK durch 
Dr. Fabian in Aachen am 16. 12. 75 erklärte, kein einziger 
Brennstab sei in Stade leck geworden, darf sie keinerlei 
Radionuklide an die Biosphäre abgeben. Ansonsten wäre die „Stan- 
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dard-Defekt-Fiktion“ eine weitere Irreführung anläßlich der Auslegung 
des Sicherheitsberichtes gewesen. 


(+++) Betriebserfahrungen bei anderen Reaktoren spielen für die Zulässig- 
keit der Klagen der von mir vertretenen Kläger deshalb eine bedeu- 
tende Rolle, weil das Haus Siemens im Stade-Si.-Ber. vom Aug. 1967 
in der Tabelle 1.2 — 2 (S. 3/1.2) sich auf zahlreiche Referenzreaktoren 
bezieht. Darauf wird noch zurückzukommen sein. In Tabelle 1.2 — 1 
(S. 2/1.2) bezieht Siemens sich auf das Kernkraftwerk Nlederaichbach 
und betont dazu: 


„Grundkonzept und die wesentlichen physikalisch-technischen 
Charakteristika sind bei allen Kernkraftwerken dieser Baulinie 
gleich, so daf die jeweils gesammelten Erkenntnisse übertrag- 
bar sind. Extrapolationsrisiken wurden durch die klare und ste- 
tige Weiterentwicklung, die zu groBe Entwicklungssprünge ver- 
mied, ausgeschlossen." 


Soweit Siemens mit diesem Hinweis 1967 den Beklagten zu seinen Gunsten 
zu beeinflussen vermochte, muB sich Siemens auch die gegen das vor- 
liegende Reaktorkonzept sprechenden negativen Betriebserfah- 
rungen mit dem Reaktor Niederaichbach entgegenhalten lassen. 


Namens aller Kláger stelle ich hiermit den 
Antrag: 


Das Verwaltungsgericht Oldenburg trägt der Firma Siemens auf, sämt- 
liche Zeichnungen und Schriftstücke vorzulegen, die vom ersten Spa- 
tenstich bis zur Stillegung des Atomreaktors Niederaichbach in deren 
Hand gelangt sind. Wegen der Aufgabe des Niederaichbach-Reaktors 
kónnen keine Betriebs- oder Gescháftsgeheimnisse die Zurückbehal- 
tung eines Teilbestandes der angeforderten Akten rechtfertigen. 


(Fortsetzung folgt) à : h Tha 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


(Hier Beginn der Seite 18 des am 22. August 1977 fortgésetzten Originalschriftsatzes) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 606 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


22. August 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 
SchloBplatz 10 
2900 Oldenburg 


"In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11., 15. und 17. Aug. 1977 im Ver- 
waltungsrechtsstreit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, denen zufolge u. a. die 
Plutoniumisotope Pu 239 und 241 im Atomspaltwerk Stade 
erzeugt werden, 


trage ich im Namen aller Kláger und im eigenen Namen weiterhin vor: 


Zu den 9 Zitaten aus dem Buch "Projekt ohne Gnade — Das Abenteuer der 
amerikanischen Atomindustrie“ von Stephane Groueff auf den Seiten 
7 bis 10 des Schriftsatzes vom 17. Aug. 1977 ist nachzutragen, daß sämtliche 
Hervorhebungen durch Unterstrelchung nicht aus dem Original stammen, 
sondern von mir vorgenommen wurden. (Hier im „Rechtsweg“ fett gedruckt, 
W. Soyka, 24. 9. 77) 


Bezüglich der unvollstándigen, fachlich sehr oberfláchlichen Gefahrendarle- 
gung im Siemens-Sicherheitsbericht vom August 1967, sind zum Zitat auf 
Seite 14/15 des Schriftsatzes vom 17. Aug. 1977 aus dem Absatz „Spaltpro- 
dukte“ des Unterabschnittes „12.3.2. Reaktorkühlsystem" (Seite 5 und 6/12.3. 
Si-Ber.) noch folgende ergánzende Anmerkungen zu machen: 


(****) Welche der im Brennstabinneren oder im Primárkühlmittel be- 
findlichen oder erzeugten Radionuklide „die wichtigsten" sind und 
welche angeblich , wegen ihrer geringen Aktivitát oder ihrer gerin- 
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gen Radiotoxizität nicht von Interesse sind“ (siehe die entspre- 
chende Aussage im Siemens-Si.-Ber. 1967, S. 8/12.6) hängt davon 
ab, wieviele lonisationsereignisse durch die be- 
treffenden Radionuklide bewirkt werden: „Normalerweise wird die 
Abluft unter Umgehung der Filter den Gebläsen und weiter dem 
Abluftkamin zugeführt. Steigt die Aktivität durch Aerosole über 
einen bestimmten Wert, wird auf die Filter umgeschaltet. Die ganze 
Abluft wird dann über Schwebstoffilter gefiltert. Der Impuls für die 
Umschaltung kommt von einer Aktivitätsmeßstelle (Filterbandgerät) 
am Abluftkamin. ... Der Durchsatz der gesamten Abluft beträgt 
ca. 120 000 m? /h.“ (S. 3/9.4) 


Diese Siemens-Aussage aus dem Si.-Ber. Kapite! „9.4 Lufttechnische Anla- 
gen“, Unterkapitel „9.4.3.1 Abluftanlage (2)“ steht im Widerspruch zu Kapitel 
„12.6 Auswirkung der Abgabe radioaktiver Stoffe an die Umgebung“, wo im 
Unterkapitel „12.6.1 Radioaktivität der Luft“ (S. 1/12.6) zu lesen ist: „Die Ab- 
luft wird über Feinst- und Aktivkohlefilter geleitet. Der Gesamtwirkungsgrad 
der Filter wird für Halogene zu 99 % und für die übrigen nicht edelgasfórmi- 
(Ab hier Seite 19 des Originals) 

gen Nuklide zu 99,9 ?/ angenommen ... Der angegebene Ausstoß ist jedoch 
immer noch so gering, daB unter Berücksichtigung der natürlichen atmosphá- 
rischen Verdünnung der Abluft, die radioaktive Verunreinigung der Luft noch 
wesentlich unter dem für die Bevölkerung zulässigen Maß liegt. 


Untere Grenze des Aktivitätsausstoßes stellt derjenige Wert dar, der ledig- 
lich aus der Verunreinigung der Hüllrohroberflächen mit Urandioxid resul- 
tiert. Er ist um etwa 4 Zehnerpotenzen kleiner als der Ausstoß bei 1 % 
Brennstäben mit Standarddefekten und in Bezug auf seine Auswirkungen 
zu vernachlässigen.“ 


Die unter (^ * **) auf S. 15 oben genannte „Tabelle 12.3-2" des Siemens-Si- 
Ber. 1967 (Seite 7 und 8/12.3) führt von rd. 900 Radlonukllden, die während 
des Reaktorbetriebes entstehen, nur 43 an; weltere 8 Nuklidarten werden in 
„Tabelle 12.3-1" (S. 5/12.) genannt. In der folgenden Aufstellung werden 
diese 51 von Slemens genannte Nuklide doppelt unterstri- 
chen; bis auf die zwei Nuklide Krypton 88 und Cs 138 finden 
sich alle in Anlage I und Il der 1. Strahlenschutzverordnung 1960, bzw. der 
neuen Strahlenschutzverordnung vom 13. Oktober 1976. Die in dieser aufge- 
führten 267 Nuklldarten werden, abzüglich der doppelt unterstrichenen, die 
Siemens nannte (49 Nuklide), elnfach unterstrichen. Den verbleiben- 
den 634 nichtunterstrichenen Radionukliden kommt ge- 
mäß der Strahlenschutzverordnung höchste Radiotoxizität zu; dies war 
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jedoch dem Siemens-Sicherheitsbericht 1967 in keiner Weise zu entnehmen. 
[statt „höchste Radiotoxizität“ schrieb ich noch am 22. Aug. 1977 dem Ge- 
richt „eine hohe Radiotoxizität", W. Soyka, 24. 9. 1977] 

Im Gegenteil, an mehreren Stellen des Sicherheitsberichtes wird die Bedeu- 


tung dieser nicht genannten Radionuklide, von denen jedes 
einzelne eine Gefahrenquelle darstellt, heruntergespielt: 





Sri ElemensSi: Nuklidarten: 

41 ` Wasserstoff H5 

2 . Belium He 6; He 8; 

3 Lithium Li 8; Li 9; Li 11; 

& Beryllium Bo 7; Be 10; Be 11; Be 12; Pe 14; 

5 Bor B 12; B 15; B 14; B 155 B 17; 

6 Kohlenstoff C 11; € 14; C 15; C 16; C 17; C 18; C 19; 

7 Stickstoff N 43; N 16; N 17; N 48; N 15; N 20; N 21; 

8 Sauerstoff 0 15; 0 19; 020; 0 21; 0 22, O 25; O 24; 

9 Fluor F 18; F 20, P 21, F 22; F 25; F 24, P 25; 

10 Neon No 25; Ne 24; Ne 25; Ne 26; 

41 Natriun Na 22; Na 24; Na 25; Nan 26; Na 27; Na 28; 
Na 29; Na 30; Na 31; Na 22; Na 33; 

12 Hagnesium Mg 27; Mg 28; Mg 29; Mg 30; Mg 21; 

15 Aluminium Al 98; Al 29; Al 30; Al 34; Al 22; Al 33; 

49 Silicium Si 31; Si 32; Si 33; Si 34; S1 25; S1 56; 

15 Fhosphor P 32; P 33; P 34; P 35; P 36; P 27; P 38; 

16 Schwefel S 25; S 37; 3 38; 3 39; S AO; 

1? Chlor Cl 36; C1,238; 01 29; Cl 80; Cl 44; C1 42; 

18 Argon Ax 32; Ar 394 Ar 41, Ar 82, Ar 43, Ar A44 


Fortsetzung nächste Seite 


wird Bundestag Verfassungsbruch beschließen ? 


Melden Sie sich mit Briefen an die Fraktionsvor= 
sitzenden und Abgeordneten des Deutschen Bundes= 


tags zu Wort (siehe S. 165 und 188), damit es zu 
keiner verfassungswidrigen Anderung des Atomge- 


setzes kommt: 5500 Bonn, Bundeshaus. 
(Eine Kopie Ihrer Briefe bitte an uns schicken!) 
RECHTSWEG, 2800 Bremen, Wendtstraße 22 
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Ord." Elements Noklidarton: 


Bros 
a K 40; K 42; 45; K 4j; K 45, K 86; KA 
19 Kalium EA 23: xe $ 5 i 74 
20 Calcium Ça 45; Ca 47; Ca 49; Ca 50; 
21 Scandium Sc 465; Sc 47; Sg 48; So 49; Bo 50; So 31; 
22 Titan Ti 51; Ti 52; 
23 Vanadius V48; V 52, V 53; V 55, 
24 Chrom Cr.951; Cr 53; Cr 56; 
25 Mangan En 22; Em 54; Mn 26; Mn 57; Mn 58; 
26 Eisen Fe 52; Fe 55; Fe 99; Fe 60; Fe 61; 
22 Kobalt C 


o 56; Co "E Co m; Co 58; Co 60; Co 614 
o ; o e. CRY £9.28; Suura’ 


» , 
28 Nickel Ni 59; Ni 65; Ni 65; Ni 66; Ni 67; 
e9 Kupfer Cu 64; Cu 66; Cu 67; Cu 68; Cu 69; Cu 70; 
30 Ziuk Zn 65; Zn ne Zn 69; Zn 71; Zn 72; Zn 73; 
Zn 7. en $ 2n j A 2 3 
31 Gallium Ga 70; Ga 72; Ga 73; Ga 74; Ga 75; Ga 76; 
Ga 77; Da 4} Ga 79; Ga 80; 
32 Germanium Ge 21; Ge 75; Ge 77; Ge 78; Ge 79; Ge 80; 
o ; Ge 82; Ge 85; Ge 84; 
33 Arsen s ; AS 7^; As 76; As ; As 78; As 79; 
s ; As ; ås B2; åa ; As 84; As 85; 
As 86; As 87; 
32 Selen Se Zi Se 79; Se 81; Se 85; Se BA; Se 85; 
e ; Se 87; Se 8B; Se 89; 
55 Brom Br 80; Br 82; Br 84; Br 85; Br 86; Br 87; 
Br 88; Er BO; Ar 90; Br 91; Br 9; 
36 Krypton Kr 850; Kr 85; Kr 82; Kr 88; Er 89; Kr 90 
REGA: KE 051 KE 950 KE DRS EE 95; i 
37 Rubidiun Rb 84; Rb 86; Rb 87; Rb 88; Rb 89; Rb 90; 
Rb 91; "I ; Rb 94; Rb 96; R9 97; 
Rb 98; Rb 99; 
38 Strontium Sr 85m; Sr 05; Sr 89; Sr 90; Sr 91i sr 52; 
Sr 95; Sr 94; Sr 55; EE $5: sr 55; 
39 Tttrium 2.20; Y 91m; Y 91; Y 92; Y 93; I 9%; Y 95; 
1 i 105 vo; T 55: 1 208; 1 
29 Zirkonium Zr 95; 2r,95; 2r_92; Zr 98; Zr 99; Zr 100; 
Zr 101; 2r 1025 
44 Niobium Nb 93m; Nb 94; N5.99; Nb 96; Nb.92; Nb 98; 
Nb 99; Nb 100; Nb 101; Nb 102; Nb 104; 
42 Molybdün Meg Mo 101; Mo 102; Mo 103; Mo 104; 
fo 105; No 106; Mo 107; Mo 1C8; 


43 Technetium Tc 96m; Tc 96; Te 97m; Te 97;.Tc 98; Te geni 
Tc 99; To 100; Tc 101; To 102; To 103; 
To 104; To 105; Tc 106; To 107; Te 108; 
To 109; To 110; i 

I: Ruthenium Ru 97; Ru,102; Ru_105; Ru 106, Ru 407; Ru 1084 
Ru 109; Ru 110; Ru 112; 
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Ord.- Elements: Nuklidarten: 


Br.: 

45 Rhodium Rh 102; Bh 1039; Rh 40; Rb 305, Sb 106; 
Rh 107; Rh 108; Rh 109; Rh 110; Rh 1115 
Rh 412; Rh 445; Rr 114; 

à6 Palladium Fd 103; Td 107; PA 109; Pd 111; Pd 112; 
T4715; pa 14^; ; pd 416; Pa A 
Pd 148; 

47  Bilber Ag 105; Ag 108; hz 110m hip: Me 111; 
5 TS; Ag 413; 
AC 117; Ag 115; ne 419; ns 420; kg 121; 
Ac 122; 

48  Cadnium Cd 102; ca Cd 2 ca 448m; Ca 915 ; ea 1175 

i `C 2 d 

49 Indius In 112; s HE In dm In d gh 119 B: 

Ia 41 ; Tn 7716; 1n 117; In 118; In $ 


n 12€; In 121; In 122; In 123; In 124; 
— In 125; In 126; In 427; In 128; In 129; 
In 120; In 1315 In 1323 
50 Zinn Sn 115; Sn 124; Sn 123; Sn 125; Sn 126; 
En 129) Sn 126; Sn 129; Sn 150; Sn 131; 
Sn 122; Sn 133; 
51 Antimon Sb 122; Sb 125; Sb 125, Sb 125; Sb 127; 
128, b Te Sb 451] Eb 132; 
Sb 173; Sb 454 Sb 135; 


52 Tellur EAR si Te ee Te yezi Te 129; Te ed 
g.12€; Te 135; Te 


3 Jod 42^; J qi) HE J 126; 1 ER J 2; O; 

5 i E 5 A $. , » 

$335: 3-138; Jia: F10 TAT 

5. Xenon Xe 125; ie 125; Xe 127; Xe 131m; Ye 4 2; 
to.152 Xe 136; Xe 137; Xo 158; Xe 159; 
50188, Xe 444; Xo 142; Xo 143; Xe 144; 
Xe 145; 

55 Ceesium Cs 127; Cs 129; Cs 130; Cs 8 Cs 132; 
Cs 155; Cs 134m; Cs 3i 9s 159: $ 

€s.127; Cs 126; Cs 159; Cs 150; Ca 141; 


Cs 142; Cs 143; Cs 144; Cs 145; Ca 146; 


56 Bariua Pa 131; Ba 139; Ba „130; Ba 141; Ba 142; 
Ba 143; Ba 144; Ba 145; Ba 146; 

5? Lanthan La 157; La 128; La_140; La 141; La 152; 

s La 143; La 144; La 155; La 146; La 147; 

58 Cor Ce_141; Co 142; Co 144; Ce 145; Ce 146; 
Ce 147; Ce A148; Co 149; Ce 150; 

59 Praseodym Pr 142; Er 155; Pr 144; Pr 155; Pr 146; 

i Fr 147; Pr'118; Pr 149; Pr 150; Fr 15135 
60 Neodysn Na 1472; N3,149: Nd 151; Na 152; 
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Ord." Element: Nuklidarten: 





Nr.: 
61  Pronethium Pm 445; Fm 444; Pm 445; Pm 146; ps 
Pm 148; Pm 440; Fm 150; Pn 151; Pn 152; 
Fm 155; Pa 15h; 
62 Sanaríum Sm 151; Sn 152; Bn 155; Gm 156; Em 157; 
Sm 151; Sn 153 
65 Europáíum Eu 150; Eu 1525; Eu 152; Eu 154; Eu 155; 
Eu 156; Eu $75 Eu TEE. Yu ragen Ò er 
6} Gadolinium Ga 153; 64 159; Gd 161; Gd 162; 
65 Terbium Tb 158; Tb 150; Tb 161; Tb 162; Tb 165 
Tb 164 : 
, 
66 Dgsprosium D27163; Dy 1665; Dy 167; 
67 Holmium Eo 158 Ho 166; Ho 167; Ho 168; Ho 1694 
o 0; 
68 Erbium Er 169; Er 171; Er 172; Er 175, 
69  Thuliun za 170; In ai In 172; Tm 173; Tm 474; 
m ; im 17/95; 
70 Ytterbium Yb: 122 Yb 177 Yb 128; 
71 Lutetius lu 177; Lu 178; Lu 179; Lu 180; 
72 Nafnium Hf 181; Hf 182; Ef 183, Bf 484; 
73 Tantal Ta 177; Ta 178; Ta 179; Ta 180; Ta 182; 
Ta 185; Te 184; Ta 185; Ta 186; Ta 185i 
75 wolfran M 181; W 185; Ww 157; W 188; W 189; 
75 Rhenium Re 1685; Be 186; Re 187; Re 188; Re 189; 
Re 150; Re 191; To Ts 
76 Osmiun os 182i Os 1912; Os 191; Os 193; Os 194; 
Ö 15%; 
77 Iridium Ir 190; Ir 14s! Ir 195; Ir 195; Ir 196; 
Ir $7; r $ 
78 Platin E 121; Pt Jor PES 122i Pt 197m, Pt 192; 
I 195; » 3 
79 Gold Au 196; Au 198; Au 199; Au 200; Au 201; 
60 Quecksilber Eg 197m; Hg 197; Hg 203; Kg 205; Eg 206, 
81 Thallium Tl 200, Tl 201; T1 202; 71 204; Tl 206; 
Tet O/T 00, Tl <09; T 10; 
82 Blei i ER i PUE Pb 210; Pb 211; Eb 212; 
, » 
83 Wismut Bi 206; ü 202 Bi 210; Bi 211; Bi 242; 
Bi 215; BI ; Bi c 5; : 
B4 Polonium Fo 208; Po 209; Po 210; Fo 215; Po 218; 
85 Astatin At 211; At 217; At 218; At 219; 
86 Radon Rn 220; e sr Rn 222; Rn 225; Rn 224; 
Rn 225; i 
87 Frencium Fr 220; Fr 222; Fr 22%; P ^; 
Pr 226; Fr 227; Tr EEG Fr 2591 rM 
B8 Radium Ra 223; Ra 224; Ra 225; Ra 22€; 
Ra 228, Ra 335; Ra 230; er 
89 Actinium AC 225; Ac 226; Ac 227; &£..2285 
Ao 230; Ao 231; Ac $35 dod 
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Ord.- 
Nr.: 


90 Thorium 222, Th 228; Th 230; Th 231; Th 232; 
oe, SS osei oe aE nt 


91 Protactinium Pa 229; pt a, Ea 231; Pa 232; Pa 2 


Elements: Nuklidartens 


Fa 234; Pa 735. P q 'Pa ek Pa 

92 Uren U 220; U 222; U = 235; 2565 
Ü 257; 0258 A: $$: T3 D 

95 Neptunium Np 227; Np pom Np 229; Np Np 230; Np 251; 


Np 222; Np 233; ND 234; Np 255; Np 235; 
Np 227; Np 238; EL 559i Mp 250; Np 241; 

94 Plutonium Pu 252; Pu 233; Pu 234; Pu 255; Pu 236; 
Fu 237; Pu 238; Pu SR; Pu 250; Fu 241; 

pee RC t; Pu 205, Pu 205; 

95 Americium in zm. Am 234; Am 235; am 2225 An 238; 
m 259; Am 240; An 241; A 42; An 243; 
Am 24A) Am 245. Ig 257, DI} ii S95: 

96 Curium en 238; Cm 222: Cm 24C; Cm 241; Ca 242; 
3 3; Cm 244; Cm 245; Cm 246; Cn 2h75 
Cm 248; Cm 719; Cm 5rd 

Berkelium Bk 242; Ek 243; Bk 244; Bk 245; Bk 286; 
Bk 247; Bk 248; Bx 249; Pk 250; Bk 251; 

98 Californium Cf 240; Cf 241; Cf 242; Cf 243; Cf 244; 
Cf 245; Cf 246; Cf 247: Cf 248; Cf 249; 

GE 290; Cf 251; Cf 252; Cf 255; C7 ; 

99 Einsteinium ES 243, E3 204; Es 245, Es 2 Es 247; 
Es 248; Es 249; Es 250; Es 2 Es 252; 

Es 255; Es 254m; Es 294; Es 29b. 

100 Tervium Fm 244; Fm 245; Fm 246; Fm 2407; Fm 248; 
Fn 249; Fm 25C; Fm 251; Fm 252; Fm 255; 

Fm 254; Fm 255; Fm 256; Fm 257; Fo 253; 
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401 Mendelevium Md 248; Md 249; Md 250; Md 251; Md 252; 
Md 253; Md 254; Md 255; Md 256; Md 257; 
Md 258; 

102 Nobeliun No 251; No 252; No 255; No 254; No 255; 
No 256; No 257; No 258; No 259; 

105 Lawrenciun > 2225 Lr 256; Lr 257; Lr 258; Lr 259; 

r 260; 
104 Eurtschatovium Ku 257; Ku 258; Ku 259; Ku 260; Ku 261; 
105 Hahnium Ha 260; Ha 261; Ha 262. 


(Forts-etzung Seite 189) 
Für eine wasserrechtliche Esenshamm-Erlaubnis 


hat am 4, Nov, aa der Landkreis Wesermarsch 
die sofortige Vollziehung zugelassen. Mit der 
Unterzeichnung der mitfolgenden Vollmacht er= 
möglichen Sie die notwendigen Gegenmaßnahmen. 
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Durch die Genehmigung von Atomprojekten wer= 
den wissentlich Erbschädigungen unserer Nach= 
kommen herbeigeführt. Bremer Nachrichten 


Die Kläger gegen die= 
Bau von Kernkraftwerken 


sen Verfassungsbruch 
sind auf dem richti= wird erleichtert 
BONN (ap) Mit dem Abbau von Rechtsungi- 


gen Weg. Das beweist 
u.a, die nun geplante cherheiten will die Bundesregierung den Bau 
Änderung des Atomge= von Kernkraftwerken erleichtern. Wie Regie- 
rungssprecher Grünewald am Mittwoch im 
setzes. Durch noch Bonn erklärt hat, wurden Bundesinnenmini- 
mehr Klagen werden ge ir und Bundesbauminister Ravens 
. eauftragt, eine Novelle zum Atomgesetz be- 
wir den Abgeordneten ziehungsweise eine Änderung des Bundesraum- 
zeigen, daß diese Ge= 





ordnungsgesetzes vorzubereiten. In der 
setzesverschlecht erung Atomgesetznovelle sollen alle Reaktorkonzep- 


a te aufgezáhlt werden, die genehmiqungsfáhiq 
unzumutbar ist. sind. Dazu werden nach Grünewalds Angaben 


Leichtwasser- und Hochtemperaturreaktoren 
sowie schnelle Brüter bis zu einer Kapazıtät 
des bei Kalkar am Niederrhein im Bau befind- 
lichen Brutreaktors gehören. 


Kabinett andert Atomsesetz 


Gesetzgeber soll über neue Reaktortypen entscheiden 


Donnerstag, 3. November 1977: 
———— € —— 


Von unserem Korrespondenten Winfried Didzoleit 


BONN, 2. November. Das Bundeskabi- 
nett gab am Mittwoch die Ausarbeitung 
von zwei  Gesetzesánderungen zum 
atomrechtlichen Genehmigungsverfah- 
ren in Auftrag. Bundesinnenminister 
Maihofer soll den Paragraphen sieben 
des Atomgesetzes dahingehend ergän- 
zen, daB darin durch den Gesetzgebber 
diejenigen Reaktortypen aufgenommen 
werden, die überhaupt genehmigungsfá- 
hig sind. 

Dadurch soll den Bedenken des Ober- 
verwaltungsgerichts Münster Rechnung 
getragen werden, das im Genehmi- 
gungsverfahren für den  ,Schnellen 
Brüter" in Kalkar das Verfahren ausge- 
setzt und das Bundesverfassungsgericht 
angerufen hatte, um prüfen zu lassen, 
ob so weitgehende Entscheidungen wie 
die Einführung neuer Reaktortypen 
überhaupt der Exekutive überlassen 
;bleiben dürfen, wie es jetzt der Fall ist, 


oder ob solche Entscheidungen vom Ge- 
setzgeber gefällt werden müssen, Das 
Bundeskabinett entschied sich dafür, 
diese Entscheidungen dem Gesetzgeber 
zu überlassen. Im Gesetz soll jetzt fest- 
gelegt werden, daß die gegenwärtig 
üblichen Leichtwasserreaktoren ebenso 
wie die noch in der Entwicklung befind- 
lichen Hochtemperaturreaktoren und 
die „Schnellen Brüter“ prinzipiell ge- 
nehmigt werden dürfen. 

Geändert werden soll auch das Bun- 
desraumordnungsgesetz, und zwar 80, 
daß es künftig Sache der Länderparla- 
mente sein wird, einen Standortplan für 
Kohle- und Kernkraftwerke aufzustel- 
len. Das konkrete Genehmigungsverfah- 
ren wird jedoch in jedem Fall weiter in 
der Hand der Exekutive bleiben. Beide 
Gesetzesänderungen sollen schon An- 
fang nächsten Jahres an das Parlament 


gehen. Frankfurter Rundschau 


Es ist Stand der Wissenschaft, bzw. mit den Worten des Bundesverwaltungs- 
gerichts im Urteil | C 49.70 (Würgassenurteil vom 16. März 1972, S. 18) Stand 
der „derzeitigen menschlichen Erkenntnisse“, daß jedes der vorstehend 
genannten 901 Radionuklide ionisierende, energiereiche Strahlung bewirkt, 
die als Noxe bionegativ ist. Das Reaktionsgeschehen nach einer Strahlen- 
einwirkung auf einen Organismus ist sehr vielgestaltig. „Das Schädigungs- 
bild reicht von den Veränderungen der genetischen Substanz mit all ihren 
schwerwiegenden Folgen bis zum molekularen Tod des Individuums.“ („Di- 
rekte, indirekte und Fernwirkung energiereicher Strahlen“, Vortrag von Dr. 
rer. nat. H. Wagner, Wissenschaftlicher Oberassistent der Strahlenbiologi- 


(Ab hier Seite 24 des Originals) 


schen Abteilung der Geschwulstklinik und Poliklinik der Humboldt-Universi- 
tát Berlin auf dem Fortbildungslehrgang 1964 der Deutschen Akademie für 
ärztliche Fortbildung, veröffentlicht im Band XXXI der Schriftenreihe der 
Ärztlichen Fortbildung 


„Strahlenschäden und Strahlenhämatologie“, 
VEB Verlag Volk und Gesundheit, Berlin (Ost), 1965, (S. 35) 


Da der Siemens-Sicherheitsbericht 1967 im Kapitel „12.6 Auswirkung der 
Abgabe radioaktiver Stoffe an die Umgebung“ nur von einem „Gesamtwir- 
kungsgrad der Filter ... für Halogene zu 99% und für die übrigen nicht 
edelgasfórmigen Nuklide zu 99,9%“ spricht (S. 1/12.6), braucht hier nicht 
näher auf die noch viel schwerwiegendere Feststellung eingegangen werden, 
daB „Normalerweise ... die Abluft unter Umgehung der Filter den Gebläsen 
und weiter dem Abluftkamin zugeführt“ wird (S. 3/9.4, Kapitel „Lufttechnische 
Anlagen“ des Si-Ber.), weil infolge der Angabe „99 %“ bzw. „99,9%“ die 
auf volle „100 %“ fehlende Differenzmenge an Radionukliden jedenfalls 
Gelegenhelt bekommt, schädigend auf die körperliche und genetische Un- 
versehrthelt der Kläger und ihrer Nachkommen einzuwirken. 


In seinem oben zitierten Vortrag führte H. Wagner 1964 u. a. aus: 


„Ein Strahlenquant erzeugt je nach der Größe seiner kinetischen 
Energie eine oder mehrere lonisationen.“ (S. 27) 


„Zur Untersuchung spezieller Strahlenreaktionen sind bestimmte 
Stämme von Bakteriophagen gut geeignet. Bei ihrer Schädigung kann 
man sich vorstellen, daß die Strahlenquanten gleich Geschoßgarben 
auf das Objekt gezielt werden. Ebenso wie der Einschlag eines Ge- 
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schosses auf einer Schießscheibe ein diskontinuierliches, plötzliches, 
statistisches Ereignis darstellt, so bedingt auch die Quantennatur der 
Strahlung, daß die im Objekt erfolgenden primären lonisatlonen un- 
stetige, statistisch auftretende Ereignisse sind, die sog. Treffer.“ (S. 23) 


„Die Grundlage zur Anwendung der formalen Treffertheorie bei der 
Strahleneinwirkung auf biologische Objekte ist durch die Quanten- 
natur der Strahlung gegeben. Die Strahlenabsorption in der biologi- 
schen Substanz erfolgt nach den Gesetzen der Quantentheorie ... 


Danach kann ein System nicht beliebige Energien, sondern nur be- 
stimmte diskrete Energiewerte aufnehmen. Die Quantenteilung der 
Energie tritt besonders bei atomaren Systemen in Erscheinung, da die 
den Atomkern umgebende Hülle von Einzelelektronen mit diskreten 
Energiewerten ((= voneinander unterscheidbar, getrennt)) gebildet 
wird. Soll sich eine Veränderung innerhalb ihres Verbands ereignen, 
etwa eine lonisation, so ist dazu ein Energiebetrag (1 Quantum) not- 
wendig, der mindestens der Bindungsenergie eines Elektrons gleich 
ist oder darüber liegt. 


Bevor diese experimentellen Ergebnisse bekannt wurden, hat Des- 
sauer... im Jahre 1922 die Grundlagen zu dieser Theorie, die als 
Treffertheorie bezeichnet wurde, erarbeitet. In den folgenden Jahren 
wurde sie quantitativ formuliert. Weiter entwickelt wurde sie dann von 
Glocker ...und Timoféeff-Ressovsky u. Zimmer... 
In England war es Crowther ... und in Frankreich Holweck 
..., die beide unabhángig von den Vorgángern und voneinander zu 
der gleichen treffertheoretischen Formulierung gelangten. Während 
von diesen Autoren vorwiegend physikalische Beitráge geliefert wur- 
den und der formale Inhalt der Treffertheorie im Vordergrund stand, 
wurde durch spátere Arbeiten von Lea ...; Timoféeff-Res- 
sovsky u. Zimmer („Das Trefferprinzip in der Biologie", Hirzel- 
(Ab hier Seite 25 des Originals) 

Verlag, Leipzig 1947) ihrer Anwendung auf biologische Objekte der 
Weg geebnet. Mit ihrer Anwendung auf die Biologie hat die Treffer- 
theorie die Hypothesenbildung in der Strahlenbiologie entscheidend 
beeinflußt. 


Die letalen Wirkungen der energiereichen Strahlen werden heute be- 
sonders der Störung des DNS-Stoffwechsels zugeschrieben ... Die 
Orte, an denen Treffer wirken, werden als Trefferbereiche oder 
strahlenempfindliche Volumen bezeichnet. Sie sind mit bestimmten 
biologischen Strukturen identisch, Seit es gelang, Eintreffervorgänge 
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nachzuweisen, gilt es als gesichert, daß in einem empfindlichen Volu- 
men durch eine Primärionisation (Treffer) die Schädigung des gesam- 
ten biologischen Objektes (Virus) verursacht werden kann. Die auf 
Grund von Dosiseffektkurven ermittelten Mehrtrefferereignisse wer- 
den dadurch erklärt, daß zur Inaktivierung eines Objekts mehr als eine 
lonisation erforderlich ist. ... 


Bei der bisherigen Betrachtung der Eintrefferwirkung wurde ange- 
nommen, daß eine einzige primäre lonisation im Trefferbereich aus- 
reicht, eine sichtbare Schädigung zu erzeugen. Es gibt aber eine 
andere Voraussetzung, wonach die Schädigung nur dann erfolgt, wenn 
die bei einem Korpuskeldurchgang abgegebene Energie höher ist als 
eine primäre lonisation erfordert. Diese Forderung ist erfüllt, wenn 
neben der primären lonisation noch die durch Sekundärelektronen 
ausgelösten sekundären lonisationen in die Betrachtung einbezogen 
werden, d. h. wenn die Gesamtionisation Berücksichtigung findet. So- 
mit ist eine Mindestkonzentration (Mindestenergie) 
von lonisationen erforderlich, damit der Strahlen- 
schaden manifest wird. Diese Erscheinung wird als Konzen- 
tratlonseffekt bezeichnet. Da die empfindlichen Volumina der Zelle in 
ihrer Ausdehnung kaum die molekulare GróBenordnung überschrei- 
ten, ist verstándlich, daB dicht ionisierende Strahlung für den Konzen- 
trationseffekt günstiger ist, als Strahlung hoher Energle. Da hier der 
Abstand zwischen den einzelnen lonisationen geringer ist, wird die 
Wahrscheinlichkeit zur Erzeugung eines Treffers erhóht." (S. 24/25) 


»... Bei der Einwirkung von energiereichen Strahlen auf Bakterien 
und Viren erhált man Dosis-Wirkungskurven. Ihnen liegen als Noxe 
die infolge der Absorption von Quantenenergie entstandenen lonisa- 
tionen zugrunde. Die Schádigung von Organismen durch energierei- 
che Strahlen kann auf verschiedene Weise erfolgen: 


1. direkte Veränderung biologisch aktiver Materie durch Strahlen- 
quanten (direkte Treffer), 


2. indirekte Veránderungen über die Bildung diffusibler radikalischer 
Spaltprodukte (indirekte Treffer), 


3. sog. ,Fernreaktionen der Strahlen" nach direkten und indirekten 
Treffern. 


Die direkte und die indirekte Trefferwirkung fallen zeitlich praktisch 
mit der Absorption der Strahlenenergie zusammen. Die Fernwirkung 
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der Strahlen ist dagegen Ausdruck von Folgereaktionen, die nach Ab- 
schluß der direkten und indirekten Trefferereignisse einsetzen. Häufig, 
aber unzutreffend wird die indirekte Trefferwirkung als „indirekte 
Strahlenwirkung“ mit den Folgereaktionen identifiziert. Ebenso ist die 
Bezeichnung Fernwirkung der Strahlen für Spätreaktionen irrefüh- 
rend, da an dem Ablauf dieses Reaktionsgeschehens Strahlenenergie 
nicht mehr beteiligt ist.“ (S. 22/23) 


Oben wurde bereits erwähnt, daß Wagner dies 1964 als Wissenschaftlicher 
(Ab hier Seite 26 des Originals) 

Oberassistent der Strahlenbiologischen Abteilung der Geschwulstklinik und 

Poliklinik der Humboldt-Universität Berlin veröffentlicht hat; es ist also 1964 

erwiesenermaßen „Stand der Wissenschaft“. 


Wenn dennoch 1967 der Siemens-Sicherheitsbericht für Stade davon 
ausging, die auf volle 100 %- fehlende Differenzmenge an Radionukliden, 
bzw. der durch sie bewirkte Aktivitätsausstoß sei 


„in Bezug auf seine Auswirkungen zu vernachlässigen“ (S. 1/12.6); 
bzw. liege „wesentlich unter dem für die Bevölkerung zulässigen 
Maß“ (S. 1/12.6), 

bzw. die anderen Nuklide seien „entweder wegen ihrer geringen Akti- 
vität oder ihrer geringen Radlotoxizität nicht von Interesse“ 

(S. 8/12.6), 


so hätte dies für den beklagten Niedersächsischen Sozialminister zum Anlaß 
werden müssen, gemäß $ 40 der 1. Strahlenschutzverordnung (1. SSVO 1960) 
dem Haus Siemens ein Verhalten zu untersagen, demzufolge künstlich her- 
gestellte Radionuklide aus dem plutoniumerzeugenden Atomspaltwerk 
Stade ins Körperinnere der Kläger gelangen können; die Anwendbar- 
keit des $ 40 SSVO ergibt sich aus S 2, Abs. (2) SSVO, weil wegen der nicht 
„allseitig dichten, festen, inaktiven Hülle“, welche die bestrahlten Brenn- 
stäbe umgibt, diese als „offene radioaktive Stoffe“ gelten. 
Wenn auch § 55 der SSVO. für Genehmigungen nach § 7 des Atomgesetzes 
anordnet, daß keine zusätzlichen Genehmigungen gem. 88 3 bis 5, 
14 bis 19 und 54 Abs. 1, 2 und 5 SSVO. erforderlich sind, so muß selbstver- 
stándlich davon ausgegangen werden, daß einer Genehmigung nach S 7 AtG. 
zumindest dieselbe Gefahrenlage und damit dieselbe Sorgfalts- 
pflicht der Genehmigungsbehórde zugrundegelegt wird, wie dies durch die 
Regelungen der 88 3 bis 5 und 14 bis 19 der SSVO. geschehen ist. Eine an- 
dere Auslegung des S 55, Abs. (1) SSVO wäre unvereinbar mit S 1, 
Z.2 und $ 7, Abs. (2) AtomG. und mit § 1, Abs. (2) sowie $ 2 und $ 3, auch 
§ 4 der Atomanlagenverordnung: die im § 4 vorgeschriebene ,,Sachprüfung" 
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durch den Nds. Sozialminister hat mindestens in dem Umfang zu er- 
folgen, wie sich dies aus der Umschreibung der Genehmigungserfordernisse, 
bzw. der Gefahrenlage in der Strahlenschutzverordnung ergibt. 


Sollte allerdings von Seiten des Beklagten die Anwendbarkeit des S 40 
SSVO unter Hinweis auf 8 55 Abs. (1) der 1. SSVO bestritten werden, 
so beantrage ich hiermit im Namen aller Kläger 


die Einleitung eines Normenkontrollverfahrens durch das Verwal- 
tungsgericht Oldenburg beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. 
Dieses hätte zu klären, ob die Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen im $ 54 AtomG. mit Art. 2, Abs. (2) des Grundgesetzes 
vereinbar ist. Möglicherweise muß diese Verordnungsermächtigung 
auch auf ihre Vereinbarkeit mit weiteren Artikeln des Grundgesetzes 
(Art. 1, 2 (1), 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 17a, 18, 19, 20, 
21, 23, 24, 25, 26, 28, 29, 30, 33, 34, 37, 38, 42, 45b, 47, 48, 56, 59a, 61, 
65, 66, 70, 71, 72, 78, 74, 75, 77, 78, 79, 80, 81, 83, 84, 85, 86, 87, 87a, 
87b, 87c, 87d, 88, 89, 90, 91, 92, 93, 95, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 
104, 105, 106, 107, 108, 109, 110, 111, 112, 113, 114, 115, 120, 122, 123, 
(Ab hier Seite 27 des Originals) 

124, 125, 126, 134, 135, 135a, 137, 139, 140, 142, 143 und 146) über- 
prüft werden, da sie gegebenenfalls unumkehrbare Sachzwänge her- 
beizuführen vermag, die mit nahezu sämtlichen Grundgesetzartikeln 
unvereinbar sind. 


Dies ergibt sich aus u. a. aus dem von H. Wagner genannten Schädigungs- 
blid ionisierender Strahleneinwirkung auf Organismen, das von 


„Veränderungen der genetischen Substanz mit all ihren schwerwie- 
genden Folgen bis zum molekularen Tod des Individuums“ reicht. 


Der Mitentdecker des künstlichen Elements Plutonium, Prof. Dr. John 
W. Gofman hat 1971 gemeinsam mit A. R. Tamplin und E. Kovich 
in ,Radlatlon as an environmental hazard“ (Symp. Fundamental cancer 
research, Houston, Márz 1971) u. a. folgendes veróffentlicht: 


l „Allen Anzeichen nach kann jede Form von Krebs durch Strahlung 
ausgelöst werden. 
Jene Strahlendosen, die die spontane Krebsrate verdoppeln (Verdop- 
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pelungsdosen), stimmen für die meisten Krebsarten weitgehend 
überein. 


Die frühen Entwicklungs- und Jugendstadien sind im Hinblick auf die 
Entstehung von Strahlenkrebs empfindlicher als Erwachsene.“ 


Diese drei grundlegenden Sätze zitiere ich hier aus dem Buch „Radioaktivi- 
tät und Umwelt“ von Peter Weish und Eduard Gruber (Gustav Fischer Verlag, 
Stuttgart, 1975, S. 98), wo anschließend ergänzend dazu festgestellt wird: 


„Die Krebserkrankungen treten erst nach Ablauf einer Latenzperiode 
in Erscheinung, und die Erhöhung der Krebssterblichkeit kann danach 
viele Jahre anhalten.“ 


Da nun ein einziges „Trefferereignis“ durch ionisierende Strahlen be- 
reits zur Krebsursache zu werden vermag, könnten nur jene radioakti- 
ven Stoffe als zu den nicht „wichtigsten radioaktiven Spaltprodukten“ 
(Si.-Ber. S. 6/12.3) oder Radionukliden gerechnet werden, für die erwie- 
sen ist, daß die bei 


einem radioaktiven Zerfallsakt freiwerdende Energie nicht aus- 
reicht, um ein lonisationsereignis auszulösen. 


Der Sicherheitsbericht widerspricht sich selbst, wenn er (S. 6/12.3) 
einerseits ,die in der Anlage 2 der 1. SSVO für die Nuklide aufgeführten 
Konzentrationswerte" ais ein 


„Maß für ihre Radiotoxizität“ bezeichnet, andererseits aber die 
auf volle 100 % fehlende Nukliddifferenzmenge als „zu vernachlässi- 
gen“ (S. 1/12.6) oder „Nicht von Interesse“ (8/12.6), 


da sämtliche oben genannten, nicht unterstrichenen Nuklide gemäß 
Anlage | zur 1. SSVO sehr hohe Toxizität aufweisen. 


(Fortsetzung folgt) i TER 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


{Hier Beginn der Seite 28 des am 24. August 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 606 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


24. August 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 
Schloßplatz 10 
2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11., 15., 17. und 22. August 1977 im 
Verwaltungsrechtsstreit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, denen zufolge u. a. die zur 
Atombombenherstellung dienenden, waffenfáhigen Plutoniumisotope 
Pu 239 und Pu 241 im Atomspaltwerk Stade erzeugt werden, 


trage ich im Namen aller Kláger und im eigenen Namen weiteres vor: 


Ehe ich auf die vom Berichterstatter der 1. Kammer Stade am 20. August 1977 
schriftlich gestellten und mir am 23. 8. 77 zugegangenen Fragen zwecks 
Vorbereitung ihrer Erórterung in der Verhandlung am 14./15. Sept. 1977 in 
Stade, Am Sande 4a eingehe, habe ich die noch fehlenden Anmerkun- 
gen zu Seite 15 meines Schriftsatzes vom 17. Aug. 1977 nachzutragen. Sie 
beziehen sich auf den dort zitierten Absatz 


„Spaltprodukte“ 


des Kapitels „12.3 Strahlung der Anlagenteile und deren Abschir- 
mung“, Unterkapitel „12.3.2 Reaktorkühlsystem“ (Stade-Sicherheits- 
bericht des Hauses Siemens vom August 1967, Seite 5 und 6/12.3). 


(x) Der Satz: „Als mittlere Bestrahlungszeit des Brennstoffes wurden 2,5 
Jahre angesetzt“ entspricht nicht dem Auftrag des $ 1, Abs. (2) der 
Atomanlagen-Verordnung 1960, wonach die zur Antragsprüfung erforder- 
lichen, vorzulegenden Unterlagen 


„alle mit der Anlage verbundenen Gefahren und die vorgesehenen ((Vor- 
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sorge- bzw.) Sicherheitsmaßnahmen unter besonderer Berückslchti- 
gung von § 7 Abs. 2 Nr. 2 und 4 des Atomgesetzes" darzulegen 
haben. 


Erstmals durch einen Aufsatz, der Anfang November 1974 in der Tages- 
zeitung DIE WELT erschien, erfuhr ich davon, daß nicht nur in sogenannten 
„Brüterreaktoren“, sondern auch in ,Leichtwasserreaktoren" (wie ihn 
u. a. der Reaktor in Stade darstellt) das künstliche Element Plutonium 
erzeugt wird. Als Bildungsrate wurde in diesem Aufsatz die 


neuentstehende Plutoniummenge mit „1 bis 2 Gramm pro Megawatt 
und Tag“ angegeben. 


(Ab hier Seite 29 des Originals) 
Geht man davon aus (was ich aus dem Si.-Ber. 1967 nirgends entnehmen 
kann), daß damit nicht thermische „Megawatt“ gemeint sind (dies entspräche 
1900 Megawatt; siehe S. 13 der 1. TG für Stade vom 5. Juli 1968), sondern die 
um zwei Drittel nledrigere Angabe der „Elektrischen Kraftwerksnettolei- 
stung“ in „Megawatt elektrisch“ (MW.), so wären dies im Fall Stade 630 
MW.. 


Die wesentliche, hier noch nicht endgültig zu entscheidende Frage, 
ob der überschlägigen Berechnung der neu in Stade erzeugten Reaktor- 
plutoniummengen gemäß S. 13 der 1. TG 1900 MW (thermisch) oder 630 
MW (elektrisch) zugrundezulegen sind, veranlaßt mich, zunächst beide 
Möglichkeiten in Betracht zu ziehen. 


Für einen vollen Brennstoffzyklus gibt der Siemens-Si.-Ber. 1967 2,5 Jahre 
als „mittlere Bestrahlungszeit“ an; seit der Inbetriebnahme zu Beginn des 
Jahres 1972 sind demnach zumindest zwei volle Brennstoffzyk- 
len der Errechnung der möglicherweise erzeugten Reaktorplutoniummen- 
gen zugrundezulegen. Dies entspricht 5 Jahren mittlerer Bestrahlungszeit, 
da das Atomspaltwerk Stade (im Gegensatz etwa zu den Atomspaltwerken 
Würgassen und Lingen) keine jahrelangen Stillstandszeiten aufzuweisen 
hat, bei denen mit wesentlich geringerer Plutoniumerbrütung zu rechnen 
wäre. 


365 Tage mal 5 Jahre ergibt 1825 Tage; falls an allen diesen Tagen die 
im Aufsatz vom Nov. 1974 in der Zeitung DIE WELT vorausgesetzte mittlere 
Neutronenbestrahlungsintensität geherrscht hat und die in diesem Aufsatz 
recht ungenau angegebene Bildungsrate von Reaktorplutonium von „1 bis 
2 Gramm pro Megawatt und Tag“ wahr ist (was sich aus dem Si-Ber. 1967 
nirgends entnehmen läßt, da nichts darüber dargelegt wurde), so ergeben 
sich folgende möglicherweise entstandene Plutoniummengen: 
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a) 1825 Tage mal 1900 MW = 3,467.500 Megawattage (thermisch) 
b) 1825 Tage mal 630 MW. = 1,149.750 Megawattage (elektrisch) 


a1) Bei 1 Gramm Bildungsrate je Tag und Megawatt (thermisch) 
ergäbe dies binnen 5 Jahren 3,467.500 Gramm Pu; 


a2) bei 2 Gramm ergäbe dies binnen 5 Jahren 6,935.000 Gramm Pu. 


b1) Bei 1 Gramm Bildungsrate je Tag und Megawatt (elektrisch) 
ergäbe dies binnen 5 Jahren 1,149.750 Gramm Pu, 


b2) bei 2 Gramm ergäbe dies binnen 5 Jahren 2,299.500 Gramm Pu. 


Die Unsicherheit, wieviel Kilogramm des künstlichen Elements Pluto- 
nium tatsächlich in Stade erzeugt wurden, kann durch keine verwert- 
bare Angaben aus dem Sicherheitsbericht des Hauses Siemens oder aus 
den zahlreichen Genehmigungen des beklagten Niedersächsischen Sozial- 
ministers behoben werden. Ebensowenig finden sich Angaben darüber, 
wieviel von der „maximalen Reaktorwärmeleistung 1900 MW“ (S. 1/1.1 
Si-Ber. und S. 13 1.TG) dadurch entsteht, daß Plutonium, das 
zuvor durch Neutroneneinfang auf dem Umweg über die Elemente Uran und 
Neptunium entstanden ist, spáter durch andere auftreffende Neutronen wie- 
der gesp’alten und dadurch in andere Tochternuklide oder Enkelnuklide 
umgewandelt wird. Wenn es wahr ist, was mir Dipl.-Phys. Udo Jans- 
sen vor etwa 2 Jahren sagte, daß rd. 1/3 der insgesamt im Reaktorinneren 


(Ab hier Seite 30 des Originals) 


entstehenden Wärme durch neutronenbedingte Spaltung von Plutonium- 
atomen entsteht, so wäre dies genau der „Megawattanteil“, der mit der 
Angabe „630 MW.“ für Stade beziffert wird. Ob ein Drittel der Gesamt- 
wärmeleistung des Reaktors in Stade durch Spaltung von Plutoniumatomen 
entsteht, kann weder dem Sicherheitsbericht, noch den übrigen grund- 
konzeptbestimmenden Antragsunterlagen entnommen werden: damit ist 
aber auch keine Aussage darüber getroffen, wieviel Reaktorplutonlum 
sich in den „abgebrannten“ Brennstäben nach Beendigung des jeweiligen 
„Brennstoffzyklus“ befindet. 


Der ausdrückliche Hinweis in $ 1 (2) 2 der Atomanlagenverordnung 1960 auf 
„Nr. 4“ von $ 7 Abs. (2) des Atomgesetzes verlangt die besondere 
Berücksichtigung u.a. des Teilzwecks des Atomgesetzes: 


„4. die Erfüllung internationaler Verpflichtungen der Bundesrepublik 
auf dem Gebiet der Kernenergie und des Strahlenschutzes zu 
gewährleisten.“ 


197 


Es ist ganz ausgeschlossen, daß bestehende rechtmäßige internationale Ver- 
pflichtungen erfüllt werden, ohne daß bekannt ist, wie groß die in 
Stade seit Inbetriebnahme hergestellte Plutonium- 
menge ursprünglich war und welche der zur Herstellung von Atombomben 
tauglichen Waffen-Isotope Pu 239 und Pu 241 jetzt noch vorhanden 
sind. Schon am 11. August 1977 habe ich auf Seite 1 (unten) dieses Schrift- 
satzes zur Begründung der Klagezulássigkeit auf unseren Rechts- 
anspruch hingewiesen, von „alliierten Durchsetzungsmaßnahmen“ gemäß 
Art. 53 und 107 der Satzung der Organisation der Vereinten Nationen (UNO) 
verschont zu bleiben. Ohne Absprache mit seinen anderen Alliierten aus 
der Zeit des Zweiten Weltkriegs ist danch jeder Siegerstaat befugt, alle 
ihm notwendig scheinenden „Durchsetzungsmaßnahmen" anzuwenden, 
falls er sich durch deutsche ,Aggressionshandlungen" bedroht glaubt. 
Da weder ich, noch die von mir vertretenen Kläger von einem „kollektiven 
Todestrieb" befallen sind (siehe den SchluBsatz im SPIEGEL-Essay Rudolf 
Augsteins, S. 63 der Nr. 34 vom 15. August 1977), noch Vorliebe für „innere 
Sicherheit“ um „den Preis grausamster ... Unterdrückungsmaßnahmen" 
(S. 62) haben, sondern „wir die Erde bewohnbar, die Menschheit menschlich 
und am Leben halten“ wollen (S. 63, DER SPIEGEL v. 15. 8. 77), nehmen wir 
für de Zulässigkeit unserer Klagen Bezug auf den 


Artikel 25 des Grundgesetzes (Völkerrecht als Bestandteil des Bun- 
desrechts): 


„Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des Bun- 
desrechts. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und 
Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“ 


Das Deutsche Nachrichten-Magazin DER SPIEGEL ist in mehr als 100 Staaten 
der Erde verbreitet; wenn daher die Titelseite der Ausgabe Nr. 35 vom 22. 
August 1977 mit der Schlagzeile erschien: 


„Nach der Kappler-Flucht 
Das Bild vom bösen Deutschland“, 


so bedeutet dies sowohl für die Allgemeinheit als solcher, wie auch für jeden 
einzelnen Deutschen und damit auch für jeden Kläger eine Belastung, die 
mit zunehmender Wahrscheinlichkeit nicht allein das seelische Wohlbefinden 
(Ab hier Seite 31 des Originals) 
beeinträchtigt, sondern darüber hinaus auch schwere Gefahren für Leben 
und Gesundheit ankündigt. Wenn der Prozeßbevollmächtigte der Beigelade- 
nen, Prof. Fischerhof, anläßlich der unter Ausschluß der Öffentlichkeit vom 
3. bis 6. Mai 1977 vor dem Berichterstatter des Verwaltungsgerichtes Olden- 
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burg durchgeführten atomrechtlichen Erörterung (im parallel durchgeführten 
Esenshamm-Verfahren) sagte, 


„das Atomprogramm gehe auf einen Regierungsbeschluß zurück, der 
ebensowenig auf dem Rechtsweg angegriffen werden kann, wie eine 
von der Regierung ausgesprochene Kriegserklárung", 


so war er tatsächlich der Kernfrage des Verfahrens sehr nahe. Ist im 
Atomzeitalter davon auszugehen, daß gewalttätige Auseinandersetzungen 
Schritt um Schritt zurückgedrängt und durch rechtsförmige 
Auseinandersetzungen ersetzt werden sollen? Was einst durch Blutrache 
und Faustrecht ausgetragen oder entschieden wurde, schlichtet heute oft- 
mals das Gericht. Es wáre ein offenkundiger Rückschritt in über- 
wundene Geschichtsepochen, wenn trotz Begründetheit der ein- 
gebrachten Klagen das Verwaltungsgericht Oldenburg deren Zulássig- 
keit verneinen würde. Zur Aufklärung der Frage, ob dem beklagten Nds. 
Sozialminister bekannt ist, 


1) welche Gewichtsmengen an Reaktorplutonium im Atomspaltwerk 
Stade seit dessen Inbetriebnahme erzeugt wurden; 


2) weiche Gewichtsmengen davon durch Neutronenbestrahlung zur 
Wármeerzeugung in andere Elemente umgewandelt wurden; 


3) in welchem Gewichtsmengenverháltnis im noch vorhandenen 
Reaktorplutonium die Isotope Pu 232, Pu 233, Pu 234, Pu 235, Pu 
236, Pu 237, Pu 238, Pu 239, Pu 240, Pu 241, Pu 242, Pu 243, 
Pu 244, Pu 245 und Pu 246 enthalten sind und 


4 


~ 


wo sich derzeit die erzeugten Plutoniumbestände unter genau- 
ester Ortsbezeichnung befinden, damit ausgeschlossen werden 
kann, daß 


a) Durchsetzungsmaßnahmen gemäß Art. 53 und 107 der UNO- 
Satzung mit der Behauptung begründet werden können, es 
seien Vorbereitungshandlungen zur Herstellung „deutscher“ 
Plutoniumbomben zu unterbinden, bzw. 


b) Plutonium Gelegenheit erhält, sich im Körper der Kläger oder 
ihrer blutsverwandten Nachkommen bis zur 15.000 Generation 
einzulagern 


stelle ich wegen Gefahr im Verzug gem. $$ 44 bzw. 91 VwGO den 
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Eiligen Klageantrag 


dem beklagten Nds. Sozialminister wird vom Verwaltungsgericht 
Oldenburg die sofortige Vorlage sämtlicher gem. § 13, Abs. (1), Nr. 3 
(Ab hier Seite 32 des Originals) 

der Strahlenschutzverordnung 1960 an ihn gelangten Anzeigen über 
den Bestand an radioaktiven Stoffen im Atomspaltwerk Stade seit 
dem Jahre 1970 aufgetragen; 


Ferner wird dem Nds. Sozialminister die sofortige Durchführung einer 
Buchprüfung (gem. $ 13, Abs. (2) der 1. SSVO, bzw.) gem. § 78, Abs. 
(4) der StriSchVO. 1977 beim Betreiber des Atomspaltwerks Stade mit 
der Verpflichtung aufgetragen, bis zum 10. September 1977 dem Ge- 
richt über das Ergebnis dieser sowie aller etwa zuvor bereits durch- 
geführten Buchprüfungen mit der Auflage zu berichten, daß für sämt- 
liche 901 Radionuklide, die auf den Seiten 19 bis 23 des Kläger- 
schriftsatzes vom 22. August 1977 genannt wurden, übersichtlich 
mitgeteilt wird, 


a) welche Gewichtsmenge von jedem Radionuklid ursprünglich von 
auBerhalb in das Atomspaltwerk Stade gebracht wurde; 


b 


— 


welche Gewichtsmenge von jedem genannten Radionuklid inner- 
halb des Atomspaltwerkes seit dessen Inbetriebnahme neu er- 
zeugt wurde; 


Cc 


— 


um welche Gewichtsmenge sich hierdurch der Bestand der ur- 
sprünglich von auBerhalb eingebrachten Radionuklide verándert 
hat; 


wie groB die Gewichtsmenge des derzeitigen in Stade verwahrten 
Bestandes von jedem genannten Nuklid ist; 


d 


<~ 


e 


— 


wohin bzw. an wen welche Gewichtsmengen von jedem der ge- 
nannten Radionuklide in kontrollfáhiger Weise ordnungsgemäß 
abgegeben wurde; 


f) welche Gewichtsmenge von jedem der 901 Nuklide in die Rubrik 
„sonstiger Verbleib“ gem. § 78, Abs. (1) Nr. 1 der Strahlenschutz- 
verordnung 1977 einzusetzen ist bzw. 


~ 


wie groß die Gewichtsmenge von jedem Radionuklid ist, das „kon- 
trolliert“ über Abwasser oder Fortluft aus dem Atomspaltwerk 
Stade entwichen ist. 


g 


Die kurzfristige Vorlage der beantragten Berichte vor der für den 14. Sept. 
1977 anberaumten Gerichtsverhandlung ist für den Beklagten zumutbar, da 
gemäß § 55 (1) 1. SSVO schon für weniger bedeutsame strahlenschutzrecht- 
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liche Genehmigungen nach § 3, Abs. (1) der 1. SSVO 1960 die Pflicht zur 
„Buchführung und Anzeige“ gem. $ 13 dem Beklagten gegenüber besteht; 
daher muß ihm auch bei Genehmigungen gemäß $ 7 des Atomgesetzes 
der jederzeitige Einblick in die Buchführungsunterlagen (8 13 (1) Nr. 2 SSVO 
1960) der Genehmigungsinhaber möglich sein. Bei Nichtvorlage der bean- 
tragten Unterlagen bis zum 10. Sept. 1977 halten es die Kläger für erwiesen, 
daß der Beklagte die Genehmigungsinhaber nicht in dem nach 8 40 SSVO 
1960, in Verbindung mit 8 21, Nr. 3 SSVO und § 1, Nr. 2 AtomG. aus Gründen 
der Gesundheitsbewahrung erforderlichen Maß beaufsichtigt. Daher 
dienen die gestellten Antráge dem Nachweis der Zulássigkeit der 
Klagen, über die das Gericht am 14./15. 1977 in Stade zu entscheiden beab- 
sichtigt; sie sind sachdienlich und dienen dem Fortgang des Verfahrens. 


(Ab hier Seite 33 des Originals) 


Das Rechtsschutzinteresse der Kläger und damit die Zulässigkeit der oben 
gestellten Antráge stützt sich u. a. auch noch auf folgendes: 


Mit dem Vierten Gesetz zur Anderung des Atomgesetzes vom 30. August 
1976 (BGBI. I S. 2573) wurde durch Einführung des 8 9b ein „Planfeststel- 
lungsverfahren“ angeordnet. 8 9b Abs. (4) AtomG. lautet: 


„(4) Treten auf Grund des Planfeststellungsbeschlusses nachteilige 
Wirkungen auf das Recht eines anderen ein, die durch inhaltliche 
Beschránkungen und Auflagen weder verhütet, noch ausgegli- 
chen werden kónnen, so ist der Betroffene für den dadurch ent- 
stehenden Vermógensnachteil in Geld zu entschádigen." 


Das hier geregelte Verfahren gilt für die Anlagen zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Abfälle. Wegen der Gefährlichkeit solcher Abfälle 
müssen diese an Sammelstellen der óffentlichen Hand abgeliefert werden; 
dies ist mit einer erheblichen Verminderung der individuellen Rechtsschutz- 
garantie für die Kläger deshalb verbunden, weil die Errichtung oder der 
Betrieb nur für den Fall unterbleiben muß, daß „Beeinträchtigungen des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten sind" bzw. „sonstige Offentlich-rechtli- 
che Vorschriften der Errichtung oder dem Betrieb der Anlage entgegen- 
stehen". 


Damit ist für derartige Anlagen keine richterliche Nachprüfung der 
Grundsátze móglich, nach denen die óffentliche Hand sich selbst die Errich- 
tung solcher Atommüllwerke genehmigt. Denn einer noch so großen 
Zahl von beeintráchtigten Klägern wird entgegengehal- 
ten, daB es ihnen verwehrt sei, ,Beeintráchtigungen des Wohls der Allge- 
meinheit" auf dem Rechtswege zu unterbinden. Sie müssen daher ihrer 
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gewissensbedingten ethischen Pflicht zufolge, die sich ü. a. aus der elnzlg- 
artigen Beschaffenheit und Lebensfeindlichikeit des künstlich erzeugbaren 
Elements Plutonium ergibt (das nach ‚Pluto‘, dem Hóllenfürsten und 
dem Gott des Reichtums benannt wurde), zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt Widerstand gegen dessen Herstellung leisten. 
Wenn man die physikalische Halbwertzeit von Reaktorplutonium mit rd. 
25.000 Jahren annimmt, so benótigt eine Tonne Plutonium rd. 500.000 
Jahre (= 20 Halbwertzeiten), um sich durch selbsttátiges Zerstrahlen auf 
ein Gramm zu vermindern. Es liegt in der Natur dieses sowie aller 
anderen radioaktiven Stoffe, daB sie sich nur nach den Naturgesetzen und 
nicht nach den Sorgen und Wünschen der Menschen richten. Auch noch 
winzigste Plutoniumteilchen sind für astronomisch lange Zeitráume im- 
stande, schádigende lonisationsereignisse in Lebewesen 
zu verursachen. Die einzige Vorsorgemaßnahme, die sowohl 
der Natur des Lebens, wie der Natur des Plutoniums gerecht wird und die 
voll mit dem Grundgesetz und dem Sittengesetz übereinstimmt, besteht da- 
rin, die Herstellung von Reaktorplutonium zu unterbinden. 


Es ist naturwissenschaftlich falsch zu behaupten, dadurch, daB der Deutsche 
Bundestag am 23. 12. 1959 mit 8 1, Nr. 1 des Atomgesetzes beschlossen 
habe, 


,die Erforschung, die Entwicklung und die Nutzung der Kernenergie 
zu friedlichen Zwecken zu fördern“, 


sei zwangsläufigauch die industrielle Erzeugung von Plutonium in 

großem Umfang beabsichtigt gewesen. Denn die Bezeichnung „Kernenergie“ 
(Ab hier Seite 34 des Originals) 

umfaßt sowohl den Unterbegriff „Kernspaltung“, wie auch „Kernver- 

schmelzung". Ob nun bei Planfeststellungsverfahren hach 8 9b Abs. (4) 

AtomG. mit 


,Dachteiligen Wirkungen auf das Recht eines anderen" zu rechnen 
ist, ,die durch inhaltliche Beschránkungen und Auflagen weder ver- 
hütet, noch ausgeglichen werden kónnen", 


hàngt ganz entscheidend davon ab, welche Art von Kernener- 
gienutzung zur Entstehung von radioaktiven Reststoffen oder radio- 
aktiven Abfällen geführt hat. Es gibt eine Vielzahl von „denkbaren“ 
Arten der Kernenergienutzung, die nicht angewendet werden, weil sie 
mit dem Wohl der Allgemeinheit offensichtlich unvereinbar sind. Im 
Rahmen der spáteren Ausführungen zur Begründetheit unserer Kla- 
gen wird noch darauf einzugehen sein, 
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a) ob dem beklagten Nds. Sozialminister beim Erlaß der Grundkon- 
zeptgenehmigung vom 5. Juli 1968 voll bewußt war, daß und 
in welchen Mengen im Atomspaltwerk Stade Reaktorplutonium her- 
gestellt werden soll und 


b 


— 


ob er sich mit der gemáB Art. 2 und 19 GG erforderlichen Ge- 
wissenhaftigkeit davon überzeugt hat, ob der weitere Betrieb 
des Atomspaltwerkes geduldet werden darf, nachdem ihm Tat- 
sachen bekannt wurden, die er aus den ihm im Jahre 1968 
vorgelegten Antragsunterlagen nicht entnehmen konnte und 
die damals auch den Klägern noch unbekannt waren. 


Die Kläger gehen davon aus, daß die im 8 9 b Abs. (4) AtomG. vorgesehene 


Entschädigung ,der Betroffenen ... in Geld“ 


dann rechtswidrig, weil grundgesetzwidrig ist, wenn es sich um bewußt in 
Kauf genommene, vorhersehbare Eingriffe in den Wesensgehàlt des Rechts 
auf Leben handelt, zu dessen Schutz ihren Kindern gegenüber gem. Art. 6 
(I) GG ,zuvórderst" die Kläger selbst verpflichtet sind. Wenn außer- 
dem Art. 6 GG anordnet: 


„{) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der 
staatlichen Ordnung. 


(II) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvórderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betáti- 
gung wacht die staatliche Gemeinschaft. ... 


(IV) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der 
Gemeinschaft", 


dann ist damit auf Grund des Wesens der Ehe und der biologischen Bezie- 
hungen zwischen Eltern und Kindern zweifelsfrei klargestellt, daß damit die 
genetische Unversehrtheit „dem besonderen Schutze der 
staatlichen Ordnung“ überantwortet wird, zusätzlich zur Pflicht der Eltern, 
hierfür zuvörderst zu sorgen. Damit ist auch die Grenze für den Gesetzgeber 
unüberschreitbar abgesteckt, den das Grundgesetz in Art. 2 (ll) ermäch- 
tigt, durch gesetzlich gestattete Sondergefährdungen in „das Recht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit" einzugreifen und es — im Rah- 
men der Wesensgehaltsgarantie gem. Art. 19 (Il) GG — in bestimmten Fällen 
zu beeinträchtigen. Die Verletzung der genetischen Unversehrtheit ist ihm 
damit verwehrt. 


(Ab hier Seite 35 des Originals) 


Vergleicht man die Intensität, mit der einerseits die staatliche Ord- 
nung bzw. die Gemeinschaft gegenüber „Ehe und Familie" (Art. 6 (I) GG) 
oder „jeder Mutter" (Art. 6 (IV) GG) zu „Schutz und Fürsorge“ bzw. zu „be- 
sonderem Schutz" verpflichtet sind, mit den Pflichten, die andererseits den 
Eltern ihren Kindern gegenüber ,zuvórderst obliegen" (Art. 6 
(Il) GG), so ergibt sich aus rechtlichen wie tatsächlichen Gründen, daß der 
Schutzbeziehung zwischen Eltern und Kindern die höhere Intensität 
zuzuerkennen ist. 


Das heißt, daß für Eltern das Mindestmaß an Schutzpflichten oder 
Schutzverpflichtungen sich daran ablesen läßt, was Organen des Staates 
als Richtschnur für notwendige Schutzvorkehrungen vorgezeichnet ist. Was 
möglicherweise zwischen Staatsorganen und Einzelmenschen noch als aus- 
reichend intensive Schutzbeziehung gewertet werden könnte, muß hinsicht- 
lich der Schutzbeziehung zwischen Eltern und Kindern nicht schon unbe- 
dingt ausreichend intensiven Schutzbeziehungen entsprechen. 


Andererseits muß berücksichtigt werden, daß die Hilfsmittel von Eltern denen 
von Staatsorganen oftmals unterlegen sind, wenn es darum geht, 
Gefahren vorsorgend zu erkennen und zu verhüten. Wenn es trotz 
dieser Überlegenheit von gut ausgestatteten Staatsorganen dazu kommt, daB 
diese sich nicht über den Umfang ihrer besonderen Schutzpflichten 
gegenüber Müttern bzw. Ehe und Familie klar wurden, kann selbstverstánd- 
lich auch den Eltern keine Pflichtverletzung angelastet werden, wenn auch 
ihnen die Bedeutung einer Gefahrenlage unbekannt war, die sie zu vorsor- 
gendem, rechtzeitigem Schutzverhalten zu Gunsten ihrer Kinder hátte veran- 
lassen müssen. 


Wenn nun, wie im Falle des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Stade, 
Eltern sich zur Klage gegen den Niedersáchsischen Sozialminister ent- 
schlossen haben, so rührt dies u. a. daher, daß sie, wegen ihrer 
intensiveren Schutzbeziehung zu ihren Nachkommen 
früher oder konsequenter Folgerungen aus neu gewonnenen Einsichten 
zu Gunsten ihrer Kinder ziehen, als dies offenbar der Beklagte zu Gunsten 
der ihm obliegenden Schutzaufgaben tut. Ihn trifft insofern allerdings in 
solchen Fállen der Vorwurf pflichtwidrigen Handelns, weil er — wegen seiner 
grundsátzlich besseren Erkenntnisquellen und Hilfsmittel — in aller Regel 
früher als die auf meist unzulángliche Erkenntnisquellen angewiesenen 
Eltern aus Veránderungen der Einsicht in gegebene Gefahrenlagen Folge- 
rungen ziehen kann und muß. 
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Wenn allerdings die Eltern bzw. Kläger, nachdem: sie ihre vordem vorhan- 
denen Wissens- oder Erkenntnislücken überwunden haben, nichts unterneh- 
men würden, um den Beklagten von seinem pflichtwidrigen Handeln ihren 
Kindern gegenüber abzubringen, so müßte ihnen dies als ein „Ver- 
sagen der Erziehungsberechtigten“ gem. Art. 6 (Ill) GG angelastet werden. 
Dies wiederum wäre die ausreichende Voraussetzung dafür, daß gegen 
ihren Willen auf Grund gesetzlicher Ermächtigungen ihre Kinder von ihnen 
getrennt werden. Um dem vorzubeugen war es für die Kläger bei der inzwi- 
schen erlangten Einsicht in die unzumutbare Gefährlichkeit des plutonium- 
erzeugenden Atomspaltwerkes Stade unumgänglich, den Rechtsweg zu be- 
schreiten und die Hilfe des Gerichtes gegen den Beklagten anzurufen, damit 
dieser von seinem rechtswidrigen Verhalten abläßt. 


Soweit also meine Anmerkung (x) zum Satz: „Als mittlere Bestrahlungszeit 
des Brennstoffes wurden 2,5 Jahre angesetzt" (S. 6/12.3 des Siemens-Si-Ber. 
(Ab hier Seite 36 des Originals) 

1967 für Stade), dessen Tragweite aus den 1968 ausgelegten Antragsunter- 
lagen von keinem verständigen, durchschnittlich unterrichteten Leser erkannt 
werden konnte. Erst mit dem allmählichen Bekanntwerden der vom Mitent- 
decker des künstlichen Elements Plutonium Prof. Gofmann seit 1970 
veröffentlichten (bis dahin weitestgehend verheimlichten) Tatsachen wurde 
zunehmend erkennbarer, daß die oben (S. 26 des Schriftsatzes vom 22. Aug. 
1977) aus dem Siemens-Sicherheitsbericht 1967 zitierten Angaben unwahr 
sind, der Aktivitätsausstoß sei 


„in Bezug auf seine Auswirkungen zu vernachlässigen“ (S. 1/12.6), 
liege „wesentliche unter dem für die Bevölkerung zulässigen Maß“ 
(S. 1/12.6) 

bzw. Nuklide seien „entweder wegen ihrer geringen Aktivität oder 
ihrer geringen Radiotoxizität nicht von Interesse" (S. 8/12.6). 


Der Aufsatz von Prof. Ott „Das Sternglass-Phänomen und die Gofman- 
Tamplin-Kontroverse" in der Monatsschrift Atomwirtschaft - Atomtechnik 
(atw 1/1972) gibt ein anschauliches Bild von der verharmlosenden Gefahren- 
betrachtung wissender Insider. DaB auch das Haus Siemens, das auf Grund 
seiner Pionierleistungen seit mehr als 100 Jahren einen ausgezeichneten 
Ruf im Volk besaß, sich derselben irreführenden Darstellungsweise bedient, 
war 1968 aus dem Sicherheitsbericht für Stade offenbar nicht einmal für den 
Beklagten, geschweige denn für die Kläger zu erkennen. 


(xx) Die náchste Anmerkung zu S. 15 vom 17. Aug. 1977 betrifft den Satz 
aus dem Siemens-Sicherheitsbericht 1967 (S. 6/12.3): 


„Für die Auswahl der Nuklide war die Härte und Intensität der von 
ihnen ausgesandten Gammastrahlung maBgebend ..." 
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Bereits oben (S. 25 v. 22. 8. 77) habe ich aus der Veröffentlichung „Direkte, 
indirekte und Fernwirkung energiereicher Strahlen“ (H. Wagner, 1964) die 
Sätze mitgeteilt: 


„Somit ist eine Mindestkonzentration (Mindestenergie) von lonisatio- 
nen erforderlich, damit der Strahlenschaden manifest wird. ... 


Dicht ionisierende Strahlung (ist) für den Konzentrationseffekt günsti- 
ger, als Strahlung hoher Energie. Da hier der Abstand zwischen den 
einzelnen lonisationen geringer ist, wird die Wahrscheinlichkeit zur 
Erzeugung eines Treffers erhöht." 


Offenbar war die Siemens-Auswahl von Nukliden nach der „Härte und Inten- 
sität der von ihnen ausgesandten Gammastrahlung“ gerade nicht dazu be- 
stimmt, die bionegativsten Nuklide zu benennen, die mit den von ihnen aus- 
gesandten Strahlen hohe lonisationsdichten bewirken. 


Da jedes einzelne Nuklid ein ganzes Spektrum verschiedener Strahlenarten 
auszusenden vermag, ist es unumgänglich, jede einzelne Nuklid- 
art als eine jeweils gesonderte Gefahrenquelle zu behandeln. Das heißt, 
daß jedes Nuklid, wegen der von ihm bewirkbaren verschiedenartigen 
lonisationsdichte, Strahlenreichweite, Strahlungsenergie und Strahlenarten 
jeweils eine gesonderte „Tatsache“ gem. § 7 b Atomgesetz dar- 
stellt. Dazu muß noch angemerkt werden, daß in den Anlagen I und Il der 
1. SSVO 1960 folgende Nuklidarten nicht enthalten sind, die in die 
Tabelle IV 1 der StriSchVO 1977 aufgenommen wurden: 


C 11, K 43, Fe 52, Co 56, J 124, J 125, J 130, U 240, Np 240, Pu 249, 
Pu 244, Am 242m, Am 242, Am 244, Cm 247, Cm 248, Cm 249, Bk 250, 
Cf 251, Cf 253, Cf 254, Es 253, Es 254m, Es 254, Es 255, Fm 254, 
Fm 255, Fm 256, N 13, O 15. 


(Ab hier Seite 37 des Originals) 
(xxx) Zur Auswahl der in Tabelle 12.3-2 des Siemens-Si-Ber. 1967 genann- 
ten Nuklide nach „ihrer Radlotoxlzitát" ist anzumerken: 


Die beiden Nuklide Kr 88 und Cs 138 werden weder in der 1. SSVO 
1960, noch in Tabelle IV 1 der StrlSchVO 1977 erwähnt. 


Dem Hinweis am Schluß der Anlage I, 1. SSVO 1960 zufolge gehören 
beide Nuklidarten zu den Stoffen mit „sehr hoher“ Radiotoxizität; dies 
gilt übrigens auch für die soeben auf S. 36 genannten 30 Radio- 
nuklidarten. 


Die jeweils in der Anl. | der SSVO 1960 genannten „Freigrenzen“ wurden in 
der Tabelle IV 1 der StriSchVO 1977 teilweise erheblich erhöht, zum Teil 


aber auch vermindert. Bei derselben Toxizitätsklasse „sehr hoch“ 
{= 0,1 Mikrocurie) beträgt für das Nuklid 


Pu 238 die erlaubte Konzentration , 1", verglichen mit 
Sr 85m, wo sie „14,285.714“ beträgt: 


Pu 238 0,0000000000007 / Sr 85m 0,00001 Mikrocurie je cm? 
= 1 : 14285.714 


Bei derart gewaltigen Unterschieden in den erlaubten „Konzentrationen“ ist 
es unmóglich, zu ermitteln wie hoch richtigerweise für die beiden hochtoxi- 
schen Nuklide 


Kr 88 und Cs 138 


die ihnen zuzuteilende, bzw. erlaubte Konzentration ist. 
Dieselbe Schwierigkeit besteht für sámtliche von mir im Schriftsatz vom 
22. August 1977 (S. 19 bis 23) genannten, nicht unterstrichenen Nuklidarten. 


(xxxx) Schließlich muB noch zur Behauptung im Siemens-Sicherheitsbericht 
(S. 6/12.3), daß „die in der Anlage 2 der 1.SSVO für die Nuklide auf- 
geführten Konzentrationswerte T in Luft, die ein MaB für ihre Radio- 
toxizitát sind" Stellung genommen werden: 


Wer eichte dieses „Maß“? Worauf gründen sich die Verän- 
derungen dieses „Maßes“ in Tabelle IV 1 der StriSchVO 1977? 
Welchen wissenschaftlichen Wert hat ein solches Maß, wenn offen- 
bar nicht feststeht, welche (physikalisch meßbare!) Halbwertzeit 
einzelne Nuklidarten tatsächlich haben. So nennt z. B. der 
Siemens-Sicherheitsbericht für Mn 54 Im Jahr 1967 eine um 13 Tage 
kürzere Halbwertzeit, als der des Jahres 1972. Siehe hierzu 

1967, Tab. 12.3-1: Mn 54 290 Tage HWZ, 

1972, Tab. 3.4/1: Mn 54 303 Tage Halbwertzeit. 

Schwankt dieses Maß von Staat zu Staat für verschiedene Nuklid- 
arten? Gibt es Beweise, daß unterhalb der erlaubten „Frei- 
grenzen“ keine Schädigungen der genetischen 
Unversehrtheit eintreten können? 


Oder hat mit der Kundmachung dieses „Maßes“ im Bundesgesetzblatt | 
1976, Nr. 125, S. 2905 ff. und der Berichtigung hierzu (BGBI. | 1977, S. 184) 
der Verordnungsgeber den Ermächtigungsrahmen gesprengt, den ihm der 
sog. ‚Gesetzesvorbehalt‘ des Art. 2, Abs. (2) des Grundgesetzes einräumt? 


(Fortsetzung folgt) A q rg 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Beginn der Seite 38 des am 25. August 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


207 


INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 


IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 606 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


25. August 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 
SchloBplatz 10 
2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11., 15., 17., 22. und 24. August 1977, 
Az.: | A 292/72 S; | A 371/72 S; | A 372/72 S; | A 436/73 S; | A 471/73 S; 
I A 407/77 S; | A 408/77 S; | A 409/77 S; ! A 421/77 S im Verwaltungsrechts- 
streit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, denen zufolge u. a. trotz 
Verbot die zur Atombombenherstellung dienenden, waffenfähigen 
Plutoniumisotope Pu 239 und Pu 241 im Atomspaltwerk Stade 
erzeugt werden, 


trage ich klageándernd gem. 8 91 VwGO vor: 


Aus der Natur der Neutronenstrahlung und ihrer Wirkung auf Atome des 
Elements Uran ergibt sich, daß es keiner weiteren Sachaufklärung mehr 
darüber bedarf, daß im Atomspaltwerk Stade Pu 239 und Pu 241 hergestellt 
wird, solange der dort errichtete Druckwasserreaktor in Betrieb ist. Es ist 
Stand der Wissenschaft, daß Pu 239 und Pu 241 geeignet ist, zur Erzeugung 
von Atombomben zu dienen. Aus physikalischen Gründen ist es unmöglich, 
einmal hergestelltes Plutonium wieder aus der Welt zu schaffen, ehe es 
selbsttätig zerstrahlt ist, außer es wird in Reaktoren oder in Atom- 
bomben eingesetzt. 


Aus dem Wortlaut des Gesetzesvorbehaltes im Art. 2, Abs. (2) des Grund- 
gesetzes ergibt sich, daß bei dem Erlaß der Strahlenschutzver- 
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ordnung der Verordnungsgeber den Ermáchtigungsrahmen des § 54 
Atomgesetz in grundgesetzwidriger Weise überschritten hat. Mögli- 
cherweise ist, wegen der genetisch schädlichen Wirkung von Radionukliden, 
auch der 8 54 des Atomgesetzes selbst im Widerspruch zu Art. 6, Abs. (I), 
(M) und (IV), zu Art. 2, Abs. (I!) und zu Art. 1, Abs. (I), (ll) und (Il) GG vom 
Deutschen Bundestag mit Gesetzeskraft versehen worden. Steht er doch im 
offenbaren Gegensatz zu Art. 19, Abs. (ll) des Grundgesetzes, der anordnet: 


„In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt ange- 
tastet werden." 


Es ist Stand der Wissenschaft, daß ionisierende Strahlung, die Gelegenheit 
bekommt, auf Gameten (Ei- oder Samenzellen) einzuwirken, bereits durch 
ein einziges Trefferereignis Schadmutationen auszulósen ver- 
mag, die sich bis zur 40. Nachkommengeneration als Schadensursache aus- 
wirken. Wenn dem Beklagten Schutzvorkehrungen bekannt wáren, denen 
zufolge es unmöglich ist, daß die Radionuklide, die im Atomspaltwerk Stade 
(Ab hier Seite 39 des Originals) 

erzeugt und in die Umwelt entlassen werden, in Gameten lonisationsereig- 
nisse auslósen werden, hátte er sie wáhrend des bisherigen Verwal- 
tungsrechtsstreites mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bereits 
vorgetragen. Insofern ist mit weit überwiegender GewiBheit bzw. Wahrschein- 
lichkeit anzunehmen, daß der in Stade betriebene Druckwasserreaktor wegen 
Rechtswidrigkeit der vom Beklagten erteilten atomrechtlichen Genehmigun- 
gen als Ergebnis des anhángigen Rechtsstreites seinen Betrieb einstel- 
len muf. 


Je gróBer zu diesem Zeitpunkt die bis dahin in Stade erzeugte Plutonium- 
menge ist, umso wahrscheinlicher ist es, daB sich eine Siegernation des 
Zweiten Weltkrieges durch deutsche Atombomben bedroht glaubt. Damit 
hátte sie auf Grund der Artikel 53 und 107 der Satzung der Organisation der 
Vereinten Nationen ohne vorherige Absprache mit ihren 
ehemaligen Allierten das Recht, ihr geeignet erscheinende „Durch- 
setzungsmaBnahmen" jeder beliebigen Art zur Abwehr der befürchteten 
Bedrohung anzuwenden. Wegen der in jüngster Zeit rasch anwachsenden 
MiBstimmung des Auslandes gegen die Bundesrepublik Deutschland befürch- 
ten die Kläger, daß beabsichtigte Kriegs- oder Gewaltmaßnahmen gegen das 
Deutsche Volk damit bemäntelt werden, daß es sich um die oben erwähnten 
„Durchsetzungsmaßnahmen“ handelt. Es ist daher für die Kläger von aller- 
höchster Wichtigkeit, daß durch vertrauensbildende Maßnahmen die Miß- 
stimmung des Auslandes rasch und wirksam abgebaut wird. Dieser 
notwendige Vertrauensgewinn wird umso wirksamer sein, je klarer erkenn- 
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bar ist, daß sich Staatsorgane darum bemühen, der Mißachtung von Grund- 
und Menschenrechten in der Bundesrepublik ein Ende zu bereiten und vor 
allem dem Grundrecht auf Schutz des Lebens die ihm zustehende Ach- 
tung zu verschaffen. Wegen der zur Zeit bestehenden Machtverháltnisse 
kommt in erster Linie de rechtsprechende Gewalt für die Voll- 
bringung solch vertrauensbildender Maßnahmen in Betracht. Um hierzu die 
rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, erheben außer den bisherigen 
Klägern 


E. Jäckel, H. Lange, W. Grahn, H. Petersen, G. Prohn, W. Schultz, Dr. med. 
vet. F. Michael, Ing. H. Michael, E. Prahl, V. Sokollek, H. Engelmann, B. Boh- 
linger, D. Discher-Bohlinger, D. Bohlinger, G. Bohlinger, H. Bohlinger, R. Boh- 
linger, S. Bohlinger, T. Bohlinger, U. Discher-Bohlinger, E. Soyka, G. Soyka, 
H. Soyka, I. Soyka, U-D. Soyka, W. Soyka sen., W. Soyka jun., W. Soyka, 
W. Soyka, A. Wenninger geb. Soyka, 


auch die nachstehend Genannten Klage gegen den Nds. Sozialminister: 
(Ab hier Seite 40 des Originals) 


W. Adam, D. Agena, T. Ahlhorn, Dr. H.-G. Amsel, A. Baum, H. Bergengruen, 
H. Bering, J. R. Bloch, E. Blohm, M. Bohn, W. Bohn, M. A. v. Borstel, 
E. Braeske, K. Braun, F. Brinkmann, H. Buchholz, W. Bunde, W. Bunder, 
E. Burg, W. Burg, G. Charlé, A. Conrad, |. Conradsen, M. Decherdt, 
A. Delasauce, E. Delasauce, M. Delasauce, W. Delasauce, H. Delbanco, 
S. Derben, L. Einsele, C. Eisbein, H. Endrulis, E. Fichter, K. Fiedler, W. Frank, 
W. Frenscheck, H. Fritzsche, J. Funk, H. Fuss, W. Gaede, W.-D. Gebhardt, 
K. Glitz, G. Gooß, L. Greife, G. Großmann, F. Grothe, A. Gumprich, 
G. Haase, H. Haremca, E. Hauck, M. Hauck, G. Heineke, W. Hennings, 
H. Herbart, E. Herbst, H. Herbst, H. Höltke, H. Hoffmann, R. Hoffmann, W. 
Hofmann, T. E. Holtendorp, H. Hoppmann, W. Hoppmann, W. Hormann, 
R. Hornborstel, H. Hübner, M. Johann, E. Jortzick, P. Killer, I. Kopfermann, 
P. Kost, H.-M. Kröll, L. Krüger, R. v. d. Laar, A. Lämmel, Dr. M. Lang, 
G. Lange, Dr.-Ing. R. Langebartels, H. Langhorst, I. Lindermann, W. Lüne- 
mann, S. Lütje, W. Lütje, O. Lukawski, R. Lukawski, E. Maidorn A. May, 
P. May, H. P. May, J. Meißner, H.-C. Metz, L. Michael, S. Micko, M. Mirbach, 
D. Müller-Lütken, |. Müssen, M. Munske, M. Nerl, K .W. Niedermayer, 
K. Offen-Klöckner, P. Offen, A. Owald, C. Peper, M. Peters, V. Petersen, 
W. Petersen, P. H. Petrick, H. Pfeiffer, E. Pleikies, A. Praetorius, H. Priebisch, 
E. Przybylski, S. Randzio, D. Rauch, R. Rauch, M. Reckhardt, E. Reiber, 
V. Reigrotzki, C. Richter, J. Rieger, W. Rönnau, W. Rusteberg, W. Samiec, 
H. Sanders, W. Schäfer, U. Schärff, R. Schaub, L. Schirz, S. Schirz, L.-L. 
Schmidt, W. Schröder, C. Schubert, G. Schwabe, R. M. Schwabe, A. Schwarz, 
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M. Sinn, I. Sodenkamp, H. Sonnenberg, H. Spielberg, B. Springmann, 
l. Springmann, M. Starke, E. Steffen, H. v. Stosch, B. Tenschert, W. Ten- 
schert, J. Uhl, Dr. R. Ungemach, G. Veeh, W. Waßermann, E. WellBow, 
G. WellBow, M. Wellßow, K. Westerholt, K. Willmann, M. Windhoff. 

W. Wittig, F. Wóll, S. Wolf, E. Wübbeler, G. Zaubitzer, A. Ziegler, A. Ziemke, 
I. Zurawczuk, M. Baumgratz, L. Campoz, R. Derben, H. Diederichsen, J. Diet- 
rich, Dipl.-Ing. G. Döring, R. Donderer, K. Drögemüller, W. Oun, E. Dünkel, 
G. Dünkel, G. Dünkel, H. Dünkel, R. Dünkel, S. Dünkel, W. Dünkel, 
G. Duve, H. Duve, C. J. Eggers, W. Grünkorn, Dipl.-Ing. G. Hennig, K.-P. 
Höner, I. Hofmann, F. König, W. Lüder, P. Maybelle, H. Praetorius, W. Rüh- 
mann, E. Schónknecht, E. Schónknecht, H.-L. Schróder, S. Schróder, R. Steen- 
ken, M. Steiner, G.-l. Tilsen-Gróger, J. Warneboldt, W. Weis, Dr. H. Wollatz. 


Als ProzeBbevollmáchtigter aller vorstehend genannten Kláger habe ich 
die Rechtsanwälte Dr. Horst Reinecke, 2940 Wilhelmshaven, Gökerstraße 
130 und Jürgen Rieger, 2000 Hamburg, Blankeneser Bahnhofplatz 1 zu 
Unterbevollmächtigten für jeden Kläger bestellt. Der beklagte Niedersächsi- 
sche Sozialminister möge durch Gerichtsurteil 


dazu verpflichtet werden, daß er der Kernkraftwerk Stade GmbH. bis 
zur Entscheidung im Hauptsacheverfahren die weitere Herstellung von 
Reaktorplutonium untersagt. 


Diesen Antrag stelle ich namens sämtlicher von mir vertretenen Kläger sowie 
im eigenen Namen. 


(Ab hier Seite 45 des Originals) 
Ich beantrage ferner, die Verfahren sämtlicher vorangeführten Kläger zu 
gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung zu verbinden und erforder- 
lichenfalls über die Zulässigkeit der Klagen zugleich mitzuentschei- 
den, wenn dies hinsichtlich der Kläger Nr. 1) bis 30) am 14. bzw. 15. Septem- 
ber 1977 geschieht. 


Die Prozeßvollmachten der Kläger G. Charlé, M. Decherdt, K. Fiedler, H. Fuss, 
E. Hauck, W. Hofmann, P. Killer, G. Lang, H. Pfeiffer, A. Praetorius, W. Rönnau, 
W. Rusteberg, H. Sanders, M. Starke, R. Derben, G. Hennig, I. Hofmann, 
Elisabeth Schónknecht, Elke Schónknecht, H. Praetorius, W. Weis lege ich 
hiermit vor. Die übrigen werden kommende Woche nachgereicht. 


Ich bitte, je eine Kopie der mitfolgenden Klagen bzw. Vollmachten mit dem 
Datum des Einlangens bei Ihnen zu versehen und mir kommende Woche 
wieder zurückzugeben. Hierauf kónnte auch das Aktenzeichen der betreffen- 
den Kláger vermerkt werden. 
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Ich weise außerdem darauf hin, daß der beklagte Nds. Sozialminister bereits 
am 18. 2. 1977, vor mehr als einem halben Jahr angekündigt hat, er werde 
‚die nach $ 99, 100 VwGO erforderlichen Begründungen für die Vorenthaltung 
von mehr als einem Drittel der Aktenbestände „umgehend“ nachreichen. 


Erst in dieser Woche wurden uns 9 Seiten „Aktenplan für Kernkraftwerk 
Stade“ ausgefolgt, ohne sonstige Erklärung oder Begründung. Ich erneuere 
daher meinen vor 2 Wochen gestellten 


Antrag, 


das Gericht möge veranlassen, daß vor der anberaumten Verhand- 
lung am 14./15.91977 in Stade die zum Nachweis der Zulässigkeit 
unserer Klagen unentbehrlichen Beiakten, die ich mit den Schrift- 
sätzen vom 11. Aug. 1977 (S. 2) und vom 15. August 1977 (S. 3 bis 6) 
ausreichend genau umschrieben habe, im Interesse der Sachaufklä- 
rung und Wahrheitsfindung vom Beklagten so rechtzeitig vorge- 
legt werden, daß ausreichend Zeit für die Verhandlungsvorberei- 
tung bleibt. 


(Fortsetzung folgt) 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 45 des am 25. August 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Sternglass-Buch ins Deutsche übersetzt 
Im November 1977 erschien im Oberbaum-Verlag 
die lang vermiBte deutsche Übersetzung des 
Sternglass-Buches "Strahlenschäden bei Kin= 
dern und Ungeborenen", Rund 2 Dutzend Verlage 
hatten vorher das Manuskript abgelehnt. Jedem 
Leser dieses Buches wird der EntschluB leicht, 
Klage gegen verfassungswidrige Reaktor und 
Plutonium-Projekte zu erheben. Aber auch wer 
bereits Kläger ist, sollte dieses wichtige 
und scharf angegritfene Buch selbst lesen, 
Beachten Sie die Buchanzeige auf der vorletz= 
ten Umschlagseite. 
Bestellungen werden durch uns weitergeleitet; 
frühere Bestellungen brauchen nicht wieders 
holt zu werden (in Kürze erledigt). 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 666 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 

2. Sept. 1977 
An das 


Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 

Schloßplatz 10 

2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Nds. Sozialminister — Beklagter — 


wegen Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, denen zufolge unter 
anderem trotz Verbot die zur Atombombenherstellung dienen- 
den, waffenfähigen Plutoniumisotope Pu 239 und Pu 241 im Atom- 
spaltwerk Stade erzeugt werden, 


trage ich in Ergänzung der Schriftsätze vom 11., 15., 17., 22., 24. und 28. 
August 1977 vor: 


1. 


Aus der Ärztlichen Bescheinigung des Frauenarztes Dr. med. Uwe Mund- 
henke vom 2. 9. 1977 ergibt sich, daß meine Tochter, Almuth Wenninger, 
geb. Soyka, sich im vierten Schwangerschaftsmonat befindet. Deshalb ist 
es ihr nicht zuzumuten, daß sie am 14. und 15. Sept. 1977 ausgerechnet in 
Stade an einer Gerichtsverhandlung teilnimmt, weil mit der Annäherung 
an das Atomspaltwerk Stade die Wahrscheinlichkeit zunimmt, daß wer- 
dendes Leben teratogene Schäden erleidet. Es gilt das quadratische 
Abstandsgesetz, daß mit dem Quadrat der abnehmenden Entfernung die 
Schädigungsgewißheit steigt. 


Bis heute, 12 Tage vor der für 14./15. 9. 77 anberaumten Verhandlung hat 
der Nds. Sozialminister weder die fehlenden Aktenbestandteile, noch eine 
Begründung für deren Vorenthaltung vorgelegt. Eine zumutbare Vorbe- 
reitungszeit für die Auswertung etwa noch einlangender Aktenbestand- 
teile steht daher bis zum 14. Sept. 1977 nicht mehr zur Verfügung. 
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Ich stelle deshalb folgende 
Anträge: 


Durch Beschluß der Kammer wird der Verhandlungstermin vom 
14./15. 9. 77 aufgehoben, da die Sache bezüglich der Klage- 
zulässigkeit nicht spruchreif ist. Die vertagte Verhandlung findet in 
Oldenburg statt, damit den Klägern keine vermeidbare Strahlenschä- 
digung zugefügt wird. 


(Fortsetzung folgt) Weller Tnk 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 46 des am 2. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Anlage zum Schriftsatz vom 2. Sept. 1977: 


Ärztliche Bescheinigung 


Frau Almut Wenninger befindet sich in der 16. Schwanger- 


schaftswoche, Voraussichtlicher Entbindungstermin ist der 
25.02.78. 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 m 

Ruf: (04 21) 76 9 76 666 
8. Sept. 1977 

An das 

Verwaltungsgericht Oldenburg 

SchloBplatz 10 


2900 Oldenburg 
Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Nds. Sozialminister — Beklagter — 


wegen Rechtswidrigkeit bzw. Nichtigkeit seiner Genehmigungen, 
denen zufolge trotz Verbot im Atomspaltwerk Esenshamm und Stade 
die zur Atombombenherstellung dienenden, waffenfáhigen Plutonium- 
isotope Pu 239 und Pu 241 erzeugt werden, 


erweitere ich unter Bezugnahme auf $ 44 VwGO das in den Schriftsätzen 
vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. August und vom 2. Sept. 1977 Vorgetragene 
wie folgt: 


Im eigenen Namen sowie im Namen aller bisher und nachstehend genannten 
Vollmachtgeber erhebe ich Feststellungsklage dahingehend, daß die Grund- 
konzeptgenehmigungen für die Druckwasserreaktoren in Stade und Esens- 
hamm nichtig sind; hilfsweise beantrage ich, dem beklagten Nieder- 
sáchsischen Sozialminister aufzutragen, sofort die Nichtigkeit der jeweils 
ersten atomrechtlichen Teilgenehmigung für Stade und Esenshamm auf die- 
selbe Weise bekanntzumachen, wie szt. die Erteilung an die Beigeladenen 
veróffentlicht wurde. Da wegen der Ladung von bisher 233 Klágern an den 
Verhandlungsort Stade für den 13./14. Okt. 1977 die offenkundige Gewiß- 
heit besteht, daB deren genetische Unversehrtheit in grundgesetzwidriger 
Weise durch das zur Zeit in Betrieb befindliche Atomspaltwerk Stade beein- 
tráchtigt wird, 


ist das Verwaltungsgericht Oldenburg verpflichtet, vor dieser Ver- 
handlung Vorsorge dafür zu treffen, daB keine weiteren Radionuklide 
freigesetzt werden, die genetische Scháden bewirken. 


Am 25. Aug. 1977 haben sich in Hannover der Ministerprásident des Landes 
Niedersachsen und der Bürgermeister der Stadt Bremen getroffen. Nach 
Pressemeldungen besteht die Absicht, noch im Jahre 1977 auch das Atom- 
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spaltwerk Esenshamm in Betrieb zu nehmen. Dies wäre wegen der Nichtig- 
keit der Grundkonzeptgenehmigung rechtswidrig. Namens sämtlicher Kläger 
beantrage ich daher, 


das Verwaltungsgericht Oldenburg stellt die Unzulässigkeit der Inbe- 
triebnahme des Atomspaltwerkes Esenshamm im Jahre 1977 fest. 


Hiermit überreiche ich folgende zusätzlichen Vollmachten: Dr. U. Abele, 
J. Beck, G. Bornholdt, I. Diedering, G. Dittrich, M. Elbing, H. Freise, J. Henkel, 
F. Heyer, W. Hormann, B. Hormann, E. Jacobshagen, A. Lehmann, E. Loleit, 
W. Lünemann, F. Meinhold, J. Paulitz, H. Petersen, E. Pich, E. Plattner, 
N. Preisinger, Dr. W. Preisinger, F. Rexilius, Dr. A. Schuckenberg, M. Schuk- 
kenberg, L. Seiß, G. A. Stintzing, A. Volkhart, Dr. W. Voß, K. Walther, 
Dr.-Ing. P. Woll und A. Worschech, E. Prahl, Dr. F. Michael. 


(Fortsetzung folgt) f | ^ ; 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 47 des am 8. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 Ed 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


11. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
Schloßplatz 10 
2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Niedersáchsischen Sozialminister 
— Beklagter— 


wegen Rechtswidrigkeit bzw. Nichtigkeit seiner Genehmigungen, de- 
nen zufolge trotz Verbot im Atomspaltwerk Esenshamm und Stade die 
zur Atombombenherstellung dienenden, waffenfáhigen Plutonium- 
isotope Pu 239 und Pu 241 erzeugt werden, 
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erweitere ich für mich und alle meine Vollmachtgeber *) unter Bezugnahme 
auf 88 44 bzw. 91 VwGO das in den Schriftsätzen vom 11., 15., 17., 22., 24. 
und 25. August und vom 2. sowie 8. Sept. 1977 Vorgetragene wie folgt: 


Ich beantrage, durch Beschluß bzw. Urteil festzustellen, daß der Be- 
klagte seine Aufsichtspflicht gegenüber der Kernkraftwerk Stade 
GmbH nicht erfüllt, da er nicht dem Antrag der Kläger vom 
24. August 1977 entsprach und bis zum 10. Sept. 1977 dem Verwal- 
tungsgericht Oldenburg weder die gem. $ 13, Abs. (1) Nr. 3 SSVO 
a. F. an ihn gelangten „Anzeigen über den Bestand an radioaktiven 
Stoffen im Atomspaltwerk Stade seit dem Jahre 1970“, noch die 
Ergebnisse der gem. § 78, Abs. (4) StriSchVO. 1977 (bzw. S 13, Abs. (2) 
SSVO a. F.) durchgeführten „Buchprüfungen“ vorgelegt hat. 


Begründung: Sämtliche 901 Radionuklide, die auf den Seiten 19 bis 23 des 
Klägerschriftsatzes vom 22. Aug. 1977 genannt wurden, haben die Fähigkeit, 
genschädigende lonisationsereignisse zu bewirken. Sie müssen gem. S 1, 
Nr. 2 Atomgesetz in Verbindung mit Art. 19, Abs. (2) und Art. 2, Abs. (2) des 
Grundgesetzes durch zuverlässige Vorsorgemaßnahmen daran gehindert 
sein, die genetische Unversehrtheit der Kläger zu beeinträchtigen (siehe 
hierzu auch den besonderen Schutzauftrag des Art. 6, Abs. (1) und (4) GG). 


Sie unterliegen bezüglich ihres Verbleibes daher der Aufsichtspflicht des 
beklagten Niedersächsischen Sozialministers, der dieser nicht nachkommt. 


Folgende weitere Kläger schließen sich den Klagen und bisher gestellten 
Anträgen *) an (Vollmachten anbei): Dr. med. G. Adam, Hartwig Adam, Hiltrud 
Adam, Helmut Adam, Dietmar Adam, Gerhard Adam, Prof. Dr. G. Adam, 
Hartmut Bünz, V. Bünz, A. Bünz, V. Bünz, U. Bewig, H. Gründler, U. Klose, 
U. Kohnke, Dipl.-Ing. M. Lindenthal, E. Reinhard, B. Ruhr, W. Wedig. 


(Fortsetzung folgt) f í ^ i Í 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


(Hier Ende der Seite 48 des am 11. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


*) Mit Schriftsatz vom 28. 9. wurde die am 12. 9. 77 von mir bei Gericht vorgenommene Streichung 
der Worte „und alle meine Vollmachtgeber" sowie „und bisher gestellten Anträgen" zwecks 
Gleichbehandlung aller Kläger widerrufen. 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 pe 
Ruf: (04 21) 76 9 76 aon 


12. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 
Schloßplatz 10 
2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Nds. Sozialminister — Beklagter — 


wegen Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, 
denen zufolge trotz Verbot im Atomspaltwerk Esenshamm und Stade 
die zur Atombombenherstellung dienenden, waffenfähigen Plutonium- 
isotope Pu 239 und Pu 241 erzeugt werden, 


stelle ich den Antrag, das Verwaltungsgericht möge, falis es von mir erho- 
bene Klagen als unzulässig bezeichnet, 


jenen Rechtszug nennen, den ich zulässigerweise beschreiten kann 
und meine Klagen dorthin abtreten. 


Begründung: Der Rechtsanspruch auf genetische Unversehrtheit ergibt sich 
aus zahlreichen gerichtsbekannten Normen. Da jedoch die potentielle Un- 
sterblichkeit der Gameten oder Keimzellen erst seit etwa 1895 (ziemlich 
gleichzeitig mit der Entdeckung der Röntgenstrahlung) wissenschaftlicher 
Erkenntnisstand wurde, bedurfte es einiger Jahrzehnte, bis auch die Recht- 
sprechung den grundlegenden Abgrund zur Kenntnis nahm, der das Schick- 
sal der sterblichen Somazellen (Körperzellen) von dem der potentiell un- 
sterblichen Keimzellen unterscheidbar macht oder trennt. Da sich die Grund- 
gesetzermächtigung des Art. 2, Abs. (2) GG, durch gesetzlich gestattete Son- 
dergefährdungen in das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrt- 
heit einzugreifen, wegen Art. 19 (2), Art. 6 und Art. 1 GG nicht auch auf die 
genetischen Schädigungsmöglichkeiten bezieht, ist es nach heutigem Er- 
kenntnisstand rechtswidrig, bewußt Schädigungen der Gene vorzuneh- 
men oder zu genehmigen. Überall dort, wo bereits somatische bzw. tera- 
togene Schäden durch lonisationsereignisse erwiesen sind, mußten aus 
naturwissenschaftlichen Gründen auch Keimzellen in rechtswidriger Weise 
geschädigt werden. Der von mir beschrittene Weg des gewaltfreien Wider- 
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standes gegen Beeinträchtigungen der genetischen Unversehrtheit bedient 
sich des Rechtsweges, um diese Schädigung für mich selbst, für meine leib- 
lichen Nachkommen bis zur 40. Generation, für deren potentiellen Ehepartner 
und deren heute lebenden Vorfahren zu unterbinden. Das oben genannte 
künstliche Element Plutonium nenne ich als bekanntes Leitisotop für sämt- 
liche künstlich geschaffenen Radionuklide, die fähig sind, durch lonisations- 
ereignisse Erbschäden bzw. Genschäden zu verursachen. 


Ferner verwahre ich mich hiermit gegen die mündliche Mitteilung des Bericht- 
erstatters von heute, daß mit der Vorlage der Anlage 1 (7 Seiten) und der 
Anlage 2 (15 Seiten) zum Schreiben des beklagten Nds. Sozialministers vom 
9. Sept. 1977 (2 Seiten), „die Vorlage der Akten im Stade-Prozeß abgeschlos- 
sen ist“. 


(Ab hier Seite 50 des Originals) 
Angesichts der Gefahr, daB auch die Vorbereitungszeit für die auf den 13. 
und 14. Okt. 1977 angesetzte Verhandlung über die Zulässigkeit der Klagen 
dadurch unzumutbar verkürzt wird, daB prozeBentscheidende Akten- 
bestandteile bis zuletzt zurückgehalten werden, beantrage ich: 


Durch Beschluß oder Urteil stellt das Verwaltungsgericht fest, daB der 
Beklagte bei der seit Feb. 1977 beharrlich vorgenommenen Akten- 
zurückbehaltung die Bestimmungen des § 99 VwGO nicht beachtet hat. 
(Beweis: die erst am 5. 9. 77 vorgelegten, unbegründeterweise zurück- 
gehaltenen 19 Leitzordner) 


Weiter wird festgestellt, daß mit den beiden Anlagen zum Schreiben 
vom 9. 9. 1977 der Beklagte die Beachtung der Bestimmungen des 
8 99 der VwGO nicht glaubhaft gemacht hat. 


Beweis: Anlage 1, S. 3, Nr. 3.9 „Standort und Umgebungsschutz", 
Nr. 3.10 , Umgebungsüberwachung ... Glasdosimeter" 


S. 4, Nr. 4 vorenthaltener Detaillierungsgrad der Quellcharakteristik für ge- 
plante Radionuklidabgaben; 


4.4.3 ,Radioaktive Abwässer": vorenthaltene Quellcharakteristik; 
4.1.3.4 „Ausführungszeichnungen des Sicherheitsbehálters KKS" 


S. 5, Nr. 5: Zur Begründung der Klagezulässigkeit unentbehrliche verfahrens- 
technische Beschreibungen und Funktionsschemata, die im Falle 
des gestörten Reaktorbetriebes nachweislich unzulängliche Vor- 
sorge für den Schutz der Kláger treffen; 
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S. 6, Nr. 6.1: wie vor, die für die gerichtliche Nachprüfung unentbehrlichen 
S Beurteilungsmóglichkeiten durch den Vergleich mit den zurückbe- 


6.2 bis haltenen Unterlagen, die die Atomspaltwerke Lingen, Würgassen 


6.5 und Obrigheim betreffen, wurden unbegründet unmöglich gemacht; 


Anlage 2, S. 2, Zu 3.3: Unzureichende Begründung für die Zurückhaltung der 
Aktenbestandteile „Gefährdung durch Explosion brennbarer Flüs- 
sigkeiten und Gase", sowie 


„Gefährdung durch umliegende Industrie und Schiffahrt“, 
„Sprengstoffumschlag auf der Pulverreede Twielenfelth", 


S. 3, 3.4: unzureichende Kontrollgánge, unzulängliche Betriebsaufschreibun- 
gen (Schichtbuch und Schaltungsbuch); 


3.6: unbegründete Zurückhaltung der gesammelten Vorschriften und der 
hieraus abgeleiteten allgemeinen Sicherheitsregeln, die eine rechts- 
widrige Gefährdung der Kläger bewirken; 


S.4 dasselbe gilt hinsichtlich des zurückbehaltenen Kapitels „Strahlen- 
schutzregeln“ (von besonders hoher Bedeutung!!) bzw. des „Um- 
gangs mit radioaktiven Stoffen sowie mit Brennelementen"; 


Nr.3.7 Unzulängliche Maßnahmen bei Unfällen und Störungen ergeben 
sich aus dem zurückbehaltenen „innerbetrieblichen Alarmplan“ 
(verantwortungslose Nuklid-Abblasung); 


S. 5, zu 3.10 Ungenügende Begründung für die Zurückbehaltung des „Aktivi- 
tátsflieBschemas" und der für die Ermittlung der Quellcharakteristik 
unentbehrlichen detillierte Darstellung der Systeme zur Behandlung 
von Radionuklidarten. 


(Fortsetzung folgt) d f Ty f 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


(Hier Ende der Seite 50 des am 12. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Wann birst in Stade der Reaktorkessel ? 


—— — —À — —À —À —À — — ——À —À m —À —— ——À ——À e—À ——— —— —À —À —À —À ——À —— e— ——À — — — — —— —— ——À ——À — — 


Fragen Sie brieflich beim Sozialminister in 
Hannover an, wann er den erlaubten Kessel- 
druck vermindern oder das plutoniumerzeugende 
Atomspaltwerk in Stade stillegen wird. (9.224) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 E 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


13. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
1. Kammer Stade 
2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Niedersáchsischen Sozialminister 
— Beklagter — 


wegen Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen, de- 
nen zufolge trotz Verbot im Atomspaltwerk Esenshamm und Stade 
die zur Atombombenherstellung dienenden, waffenfáhigen Plutonium- 
isotope Pu 239 und Pu 241 erzeugt werden, die neben weiteren hier- 
bei entstehenden Radionukliden durch lonisationsereignisse in Ge- 
nen grundgesetzwidrige Erbschádigungen verursachen, 


beziehe ich mich auf die Schriftsátze vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. August 
1977 sowie vom 2., 8., 11. und 12. Sept. 1977 und trage weiter vor: 


Ich überreiche die Vollmachten bzw. Klagen für Ing. Stefan Micko, Liane 
Micko, Heinrich Micko, Wolfgang Micko, Waltraud Micko, Gerhild Micko, Ros- 
witha Micko, Gundelind Micko und Reinhard Micko, ferner für Ruth Seitz 
und Wilhelm Kükenhóner, die ebenfalls mit den bisherigen Verfahren ver- 
bunden werden mógen. 


In Fortsetzung des Schriftsatzes vom 12. Sept. 1977, S. 50 ist die beantragte 
gerichtliche Feststellung auf Grund folgender weiterer Beweise bzw. Tatsa- 
chen zu treffen: 


Anlage 2 zum Schreiben des Beklagten vom 9. Sept. 1977, 


S. 5, zu 8.11: Ungeeignetheit der Umgebungsüberwachungsmaßnahmen; 
zu 3.12: nichteinhaltbare Bedingungen zum Betreiben der Anlage, un- 
erfüllbare Betriebsvorschriften und Anweisungen, 


S. 6, 3.12, Nr. 5 lückenhafte bzw. nicht einhaltbare Grenzwerte für die Zurück- 
haltung von 901 Radionukliden (siehe S. 19 bis 23 des Klägerschrift- 
satzes vom 22. Aug. 1977) beim Betrieb der Anlage, hierdurch Abgabe 
von vermeidbaren Radionuklidmengen; unzulángliche Erfassung der 
für die Quellcharakteristik entscheidend wichtigen Ortsdosisleistung; 
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Zu 3: Die Auflagen sind einerseits unzureichend, andererseits tech- 
nisch unerfüllbar; ihre Zurückbehaltung ist unbegründet; 


Zu 6: Die Zurückbehaltung u. a. des sogenannten „Fehleratlas“ bzw. 
,Nullatlas" für die Schweißfehler im Reaktorbehálter ist unbegründet; 
sie dient der Verschleierung der Tatsache, daß die für das erwartete 
Bersten des Reaktordruckbehälters erforderliche „kritische Fehler- 
größe“ bereits erreicht ist; (Hierzu „Marshallstudie“ vom Okt. 1976) 


(Ab hier Seite 52 des Originals) 


S. 6, zu 6: die gerichtliche Nachprüfung der Daten über die Auslegung bzw. 
Abmessung sicherheitstechnisch wichtiger Systeme wird durch die 
Nichtvorlage der Unterlagen in rechtswidriger Weise durch den Be- 
klagten verhindert, damit er womöglich den Prozeß nicht verliert; 


zu 3.13: Die gerichtliche Nachprüfung von Ursachen möglicher Be- 
triebsstörungen, die zu Genschädigungen der Kläger führen, versucht 
der beklagte Nds. Sozialminister durch Nichtvorlage des Betriebs- 
handbuches in rechtsgefährdender Weise zu unterbinden; 


S. 6/7, zu 4.1.1: Wegen grundgesetzwidriger Ausnutzung der Ermächtigung 
gem. 8 54 AtomG.a.F., bzw. wegen 8 55 der SSVO a.F. besteht im 
Brennelementlager anstelle der vom Beklagten behaupteten „nuklea- 
ren Sicherheit" tatsächlich nuklerare Unsicherheit, deren gerichtliche 
Feststellung der Beklagte durch die unbegründete Vorenthaltung de- 
taillierter Unterlagen hintertreibt; dies gilt auch für die Entnahme- 
móglichkeit leicht bestráhlter Brennstábe zwecks Abscheldung von 
bombenfáhigem Pu 239 und Pu 241, deren gerichtliche Feststellung 
nur bei Vorlage der Unterlagen móglich wird. 


S. 7, zu 4.1.2: Ohne Vorlage der Fundamentdetails ist es dem Gericht nicht 
móglich, festzustellen, da8 strahlenschutztechnische Schutzvorkeh- 
rungen, die erst nach Fundamenterrichtung eingeplant werden, 
unwirksam sind; 


S. 8, Nr. 8): Dies gilt auch für die vorenthaltenen Zeichnungen bezüglich der 
sog. „Erweiterung des Hilfsanlagengebáudes", die eine wesent- 
liche Abánderung des Reaktorgrundkonzeptes darstellt, wie 
es 1968 durch Auslegung der (unvollständigen) Antragsunterlagen 
veröffentlicht und anschließend „genehmigt“ wurde. 


Es fehlen auch Details vom sog. „Pumpensumpf“. 


S. 9, zu 4.1.3.2: Details bezüglich der „Überströmklappen“ sind von prozeB- 
entscheidender Bedeutung, ebenso hinsichtlich der Nachrüstung der 
,Notstromdiesel"; 
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zu 4.1.5: Kabeldurchführungen sind identisch mit „Leckagemöglich- 
keiten“ und erfordern gerichtliche Nachprüfung; 


S. 10, zu 4.1.6: „Dieselanlage autark in einem Bunker“ entspricht einer we- 
sentlichen Grundkonzeptänderung, die den Genehmigungsvorausset- 
zungen nicht entspricht; 


S. 11, zu 5.1: Aus den vorenthaltenen „Spezifikationen“ ergibt sich die hohe 
Versagenswahrscheinlichkeit der Notstromdiesel; 


zu 5.2: Die Unmöglichkeit der wirksamen Kernnotkühlung ergibt sich 
aus den vorenthaltenen Unterlagen; diese ergibt sich außerdem aus 
den rechtswidrig vorenthaltenen Besprechungsberichten der Firma 
Siemens und des TÜV. 


(Fortsetzung folgt) 4 ch Ta 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 52 des am 13. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 oes 

Ruf: (04 21) 76 9 76 668 
14. Sept. 1977 

An das 

Verwaltungsgericht Oldenburg 

Schloßplatz 10 


2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Nds. Sozialminister — Beklagter — 


wegen Rechtswidrigkeit bzw. Nichtigkeit seiner Genehmigungen für 
die Druckwasserreaktoren zur Plutoniumerzeugung in Stade und 
inEsenshamm 
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habe ich im Vertrauen darauf, daB § 44 VwGO die objektive Klagenhäufung 
dann zuläßt, wenn sie sich gegen denselben Beklagten richten, im Zusam- 
menhang stehen und dasselbe Gerlcht zuständig ist, 


die Klagen wegen Stade und Esenshamm für mehr als zweihundert von mir 
vertretene Vollmachtgeber gemeinsam erhoben. 


Inzwischen entstand auf Grund mündlicher Hinweise des Berichterstatters 
insofern eine Rechtsunsicherheit, als dieser den Standpunkt vertritt, 


die Forderung des $ 44 VwGO, es müsse sich um „dasselbe Gericht" han- 
deln, bedeute, es müsse „derselbe Spruchkórper" bzw. „dieselbe Kammer“ 
sein, bei der die zu häufenden Klagen anhängig gemacht werden. 


Bei dieser Betrachtungsweise wäre ein Richter, der mehreren Kammern an- 
gehört, nicht bei demselben Gericht tätig. Ich beantrage deshalb eine 


gerichtliche Feststellung darüber, ob die gleichzeitige Betätigung von 
Herrn Schwermer im Verfahren „Stade“ und ,Esenshamm" besagt, 
daß dasselbe Gericht für diese beiden Verfahren zuständig 
ist. 


Wegen der Gefahr, daß die von mir gemäß $ 44 VwGO gemeinsam erhobe- 
nen Klagen als unzulässig behandelt werden bzw. neuerliche Vollmachten 
angefordert werden, ersuche ich um raschestmógliche Feststellung. 


Hinsichtlich einer etwaigen Entscheidung über die , Begründetheit" der er- 
hobenen Nichtigkeitsklagen für die Grundkonzeptgenehmigungen „Stade“ 
und „Esenshamm“ beantrage ich mündliche Verhandlung. Ich verweise dar- 
auf, daß der Beklagte etwa 10 Aktenordner mit prozeßentscheidenden Unter- 
lagen unbegründet zurückhält, aus denen sich u. a. die Nichtigkeit der ange- 
griffenen Genehmigungen ergibt. 


(Fortsetzung folgt) Melt ; 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 53 des am 14. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Wenn birst in Stade der Reaktorkessel ? 


Trotz übergroßer Berstwahrscheinlichkeit des 

mangelhaften Reaktordruckbehälters unterbindet 

der Nds. Sozialminister, 3000 Hannover, Hin= 

rich-Wilhelm-Kopfplatz 2 bisher nicht dessen 

weiteren Betrieb. Fragen Sie an, weshalb nicht. 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 gee 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


15. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
SchloBplatz 10 
2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. August 
1977 sowie vom 2., 8., 11., 12., 13. und 14. Sept. 1977 im Verwaltungsrechts- 
streit gegen 


den Niedersächsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen für die plu- 
toniumerzeugenden Druckwasserreaktoren in Stade und in Esens- 
hamm, denen zufolge in Gameten (Ei- und Samenzellen) durch lonisa- 
tionsereignisse grundgesetzwidrige Genscháden bewirkt werden, 


trage ich, soweit erforderlich auch unter Bezugnahme auf 88 44 und 91 VwGO 
folgendes vor: 


Die anfángliche Nennung verschiedener Aktenzeichen, wie etwa in 
meinem Schriftsatz vom 25. August 1977, folgte buchstabengetreu dem mir 
zugegangenen Gerichtsschreiben vom 5. August 1977, das zwar bei meiner 
Anschrift rot unterstrichen war, nicht jedoch bei den folgenden Buchstaben- 
und Ziffernkombinationen: 


„Az.: 1A292.728; 1A 371.728; 1A 372.72 S; | A 436.73 S; 
IA 471.738; 1A 407.77 S; 1 A 408/77 S; 1 A 409.77 S; | A 421.77 S" 


Bis dahin war mir die Schreibweise wie bei „I A 408/77 S" geläufig gewesen; 
in der Meinung, daB die Ersetzung der Punkte „.“ durch Schrägstriche „/“ 
(oder umgekehrt, die Ersetzung der „Schrägstriche“ durch , Punkte") recht- 
lich bedeutungsvoll sein kónne, übernahm ich in meine Schriftsátze das 
gesamte mir bekanntgegebene Aktenzeichen. Damit war nicht beabsichtigt, 
unzulássige Klagen zu erheben. Ebenso wenig war dies mit der wiederhol- 
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ten Überreichung von Klagen bzw. Vollmachten beabsichtigt; dies ergab sich 
daraus, daß mehrere Personen gemeinsam auf einem Vordruck unter- 
schrieben, wie z. B. Lotte Michael und Dr. Fritz Michael, bzw. Ing. Stefan 
Micko und dessen Familie. Soweit es zulässig und möglich ist, dadurch zum 
beschleunigten Fortgang des Verfahrens beizutragen bzw. Klägern vermeid- 
bare Kostenrisiken zu ersparen, folgte ich der Anregung des Berichterstat- 
ters und strich am 12. 9. 1977 aus dem Schriftsatz vom 11. Sept. 1977 die 
beiden Satzteile: „und alle meine Vollmachtgeber" sowie „und bisher ge- 
stellten Anträgen“. Mit diesen beiden Streichungen war nicht beabsichtigt, 
die 19 in diesem Schriftsatz genannten Kläger schlechter zu stellen als alle 
übrigen, dem Gericht bereits vorher genannten. Sollte es wegen der vorge- 
nommenen Textstreichungen dem Gericht Schwierigkeiten bereiten, alle 
(Ab hier Seite 55 des Originals) 

Gerichtsverfahren zur gemeinsamen Verhandlung bzw. Entscheidung zu ver- 
binden, unabhängig davon ob sie vor oder nach dem 12. Sept. 1977 rechts- 
hängig wurden, erbitte ich vom Gericht einen sachdienlichen Hinweis. Den 
Klägern insgesamt geht es darum, so bald wie möglich die Stillegung des 
plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Stade herbeizuführen bzw. die 
gesteigerte Aufnahme der Plutoniumerzeugung in Esenshamm zu un- 
terbinden, um dadurch der grundgesetzwidrigen Schädigung ihrer geneti- 
schen Unversehrtheit Einhalt zu gebieten. [Mit Schriftsatz vom 28. 9. 1977 
(S. 61) wurden die beiden erwähnten Streichungen widerrufen. W. Soyka, 
10. 10. 1977] 


Sämtliche Kläger machen daher gleichzeitig ihren Feststellungsanspruch auf 
Nichtigkeit der beiden Grundkonzeptgenehmigungen für Stade und 
Esenshamm sowie hilfsweise den Anspruch auf Aufhebung der mögli- 
cherweise rechtswidrigen, weil ohne Erfüllung der Genehmigungsvorausset- 
zungen ergangenen, Genehmigungen geltend. 


Zur Begründung meines am 14. Sept. 1977 gestellten Antrages, 


über die Begründetheit unserer Nichtigkeitsklagen in mündlicher 
Verhandlung zu entscheiden, 


verweise ich darauf, daB der Grundsatz des rechtlichen Gehórs gebietet, daß 
sämtliche Kläger ausreichend Gelegenheit bekommen, sich hierzu zu äußern. 
Da jedoch die für 13./14. 10. 1977 anberaumte mündliche Verhandlung 
sich nach ausdrücklicher Festsetzung des Gerichts darauf beschränken wird, 
die Zulässigkeit der Klagen festzustellen, darf keineswegs vorher 
ohne Verhandlung auch schon über die ,Begründetheit" entschieden 
werden: ist doch die Aufklärung der Frage, ob ausreichende Gründe für 
die von den Klägern beantragte „Feststellung der Nichtigkeit der erteilten 
í Grundkonzeptgenehmigungen“ vorliegen, möglicherweise auf wesentlich 
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umfassendere Bemühungen zur Sachaufklärung angewiesen, als diese 
für die Beantwortung der Frage erforderlich sind, „aus welchen Gründen 
können die Grundkonzeptgenehmigungen aufgehoben oder abgeändert 
werden.“ 


Die Beantwortung der Frage, ob die Grundkonzeptgenehmigungen „nich- 
tig“ sind, ist von wesentlich größerer Tragweite, als die zweitrangigere 
Frage „wie müßte eine gesetzeskonforme Grundkonzeptgenehmigung 
aussehen“. 


Wenn auch für die Kläger außer Frage steht, daß allein schon wegen des in 
der Strahlenbiologie beobachteten Prinzips der „Eintrefferwirkung“ all jene 
künstlich bewirkten lonisationsereignisse grundgesetzwirdrig sind, die Ge- 
legenheit bekommen, die genetische Unversehrtheit zu beeinträchtigen, so 
kann doch nicht ausgeschlossen werden, daß neuere oder andere Natur- 
beobachtungen vorliegen, die das in der Lebenswissenschaft zur Zeit gel- 
tende „Trefferprinzip“ zurechtrücken und damit evt. in eine bloße „Treffer- 
theorie“ umwandeln. Falls es dem Beklagten bzw. den Beigeladenen nicht 
gelingt, die Gültigkeit des „Trefferprinzips“ zu widerlegen, so steht den 
beiden angefochtenen Grundkonzeptgenehmigungen allerdings ihre Nich- 
tigkeit so deutlich auf die Stirn geschrieben, daß möglicherweise tatsäch- 
lich auch ohne mündliche Verhandlung das Gericht die ent- 
sprechende, von den Klägern beantragte Feststellung der Nichtigkeit treffen 
kann. Es widerspräche jedoch dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs, wenn 
vor dieser weittragenden Feststellung des Gerichtes nicht auch die Beige- 
ladenen und der Beklagte Gelegenheit zu umfassender Äußerung bekommen 
würden. 
(Ab hier Seite 56 des Originals) 

Es liegt auch im Interesse der Rechtssicherheit, daß die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Oldenburg, die Stade- und Esenshamm-Grundkonzept- 
genehmigungen sind nichtig, so gründlich, gewissenhaft und wahrheits- 
gemäß wie nur irgendmöglich vorbereitet wird, da nicht auszuschließen ist, 
daß wegen einer solchen Feststellung viele Reaktorbaufirmen Entlassungen 
von Arbeitskräften vornehmen. (Siehe DER SPIEGEL, Nr. 38 vom 12. Sept. 
1977, S. 4 Inhaltsübersicht: „Wirtschaft: Kraftwerke — Baustopp verschärft 
Arbeitslosigkeit“, bzw. S. 44: „Kraftwerke — Loch in der Lohntüte“ mit Bild- 
unterschrift: „IG-Bergbau-Chef Schmidt: ‚Besorgniserregende Lage‘ *, mit 
dem Untertitel: „Die Kraftwerkbauer melden schrumpfende Beschäftigung. 
Gerichte und Bürgerinitiativen blockieren Investitionen für rund 16 Milliarden 
Mark.“) Ich habe daher bereits im Februar 1977 in einem Flugblatt, das allen 
Bündestagsabgeordneten übermittelt wurde, einen langfristig wirksamen 
Vorschlag zur Arbeitsplatzbeschaffung für freiwerdende Reaktorbauer mit 
folgenden Worten gemacht: 
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„2. Gebt grünes Licht für den Bau von absolut absturzsicheren Weltraum- 
raketen, die allen bisher erzeugten Atommüll zur Kernverschmelzung 
in die Sonne schiessen;“ (Kopie anbei, siehe Anlage 1). 


Zur Zeit läßt sich noch nicht erkennen, daß dieser oder ein vergleichbar wirk- 
samer anderer Vorschlag für die Schaffung von Alternativarbeitsplätzen be- 
reits in die Tat umgesetzt wird. 


Es wäre daher eine längerwährende Übergangsphase vorzuziehen, inner- 
halb welcher ein allmähliches Umsteuern in die „nachatomare In- 
vestitionsperiode“ für die Regierungen der Länder und des Bundes ebenso, 
wie für die betroffenen Reaktorfirmen möglich wird. Zwar ist es gewiß nicht 
Aufgabe des Verwaltungsgerichts Oldenburg, sich über die vorstehenden 
Gedanken den Kopf allzusehr zu zerbrechen; andererseits aber liegt den 
Klägern daran, in den Wirtschaftsablauf nur so schonend wie möglich einzu- 
greifen, da ansonsten die Gefahr besteht, daß wir sehr rasch vom „Pluto- 
niumregen“ in die ebenso unerwünschte „Kollektivismustraufe“ geraten. Es 
wäre allerdings zu leichtfertig und oberflächlich gedacht, wolte man dieser 
Gefahr dadurch begegnen, daß die von uns eingebrachten Feststellungskla- 
gen als angeblich „unbegründet“ abgewiesen werden. 


Aus dem Schreiben der 1. Kammer Stade des VG Oldenburg vom 14. Sept. 
1977 an mich (I D 144.77 S — I D 145.77 S) ergibt sich noch nicht eindeutig, 
daß hinsichtlich der „Begründetheit“ unserer Nichtigkeitsklage ohne 
mündliche Verhandlung im schriftlichen Verfahren entschieden wird; 
falls dies beabsichtigt wáre, erbitte ich einen Hinweis darauf, bis wann 
sich Kläger den von mir persönlich gestellten Anträgen anschließen 
können. Bis jetzt war ich der Auffassung, daß dies bis zum Ende der münd- 
lichen Verhandlung möglich sein werde, wobei hinsichtlich der Beweise für 
die Begründetheit noch keine Vorkehrungen zu treffen seien; sollte 
es jedoch tatsächlich dazu kommen, daß vor der mündlichen Verhandlung 
über die Klagezulässigkeit die Entscheidung über die von uns geltend ge- 
machte „Nichtigkeit“ fällt, so müßte zumindest der beklagte Nds. Sozial- 
minister in allernächster Zeit die von ihm unbegründet zurückbehaltenen 
Aktenbestandteile dem VG Oldenburg zur Einsichtnahme zur Verfügung 
stellen. 


Ich mache hiermit meine Ausführungen im Teil „Begründung“ (S. 1 unten bis 
S. 6 Ende) meines Schreibens vom 13. Sept. 1977 an den Niedersächsischen 
Sozialminister zum Inhalt meines heutigen Vorbringens, das die offenkun- 
dige Nichtigkeit der bekämpften beiden Grundkonzeptgenehmigungen er- 
weist. (Siehe Anlage 2). 
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(Ab hier Seite 57 des Originals) 
Ich weise hier darauf hin, daß der vorliegende Schriftsatz bereits weitgehend 
fertiggestellt war, als mir die heutige Post das Schreiben „I A 589/77 — 
| A 593/77“ des VG Oldenburg vom 14. Sept. 1977 brachte. Im Hinblick 
darauf, sowie auf die Tatsache, daB ich bereits am 14. Sept. 1977 zur Behe- 
bung der entstandenen Rechtsunsicherheit bezüglich der Worte 


„dasselbe Gericht" im 8 44 VwGO 
einen sachdienlichen Feststellungsantrag stellte, 


beende ich den Schriftsatz in der begonnenen Weise und ersuche, daraus 
nicht etwa den Schluß zu ziehen, daß ich zum „sachgemäßen Vortrag" 
unfähig sei. Bei noch so großer Sachkundigkeit könnte niemand aus dem 
8 44 VwGO die Worte „Kammer“ oder „Spruchkörper“ anstelle des tatsách- 
lich dort zu findenden Wortes „Gericht“ herauslesen. 


[Für die Rechtsweg-Leser füge ich hier den Wortlaut der $8 44 und 93 VwGO 
ein, der für meinen 30-tágigen Hungerstreik, den ich am,Kalkartag — 24. Sept. 
1977 — begann, mitentscheidend war. Walther Soyka, 24. Okt. 1977] 


Verwaltungsgerlchtsordnung (VwGO) § 44 (Objektive Klagenhäufung) 


„Mehrere Klagebegehren können vom Kläger in einer Klage zusammen ver- 
folgt werden, wenn sie sich gegen denselben Beklagten richten, im Zu- 
sammenhang stehen und dasselbe Gericht zuständig ist." 

(Hierzu der Kommentar von Eyermann-Fröhler zur VwGO, 1974, S. 322: „Die 
verschiedenen Ansprüche können aus verschiedenen Tatbeständen, sie kön- 
nen aber auch aus ein und demselben Tatbestand abgeleitet werden.“) 


VwGO $ 93 (Verbindung; Trennung) 


„Das Gericht kann durch Beschluß mehrere bei ihm anhängige Verfahren 
über den glelchen Gegenstand zu gemeinsamer Verhandlung und Entschei- 
dung verbinden und wieder trennen ...^ — 

(Kommentar S. 587 hierzu: „Bei dem Gericht müssen mehrere Streitsachen 
anhängig sein. Es muß sich also um dasselbe Gericht, nicht aber auch um 
dieselbe Kammer oder denselben Senat handeln.") 


Ich setze nun fort, wo mein Schriftsatz vom 13. Sept. 1977. (S. 52) mit Punkt 
„zu 5.2" und den Worten „... Firma Siemens und des TÜV.“ geendet hat: 
(Beweis für Nichtglaubhaftmachung der Beachtung der Bestimmungen des 
8 99 VwGO durch den Beklagten) 


S. 12, zu 5.4.1: Die zugrundegelegten Randbedingungen für die ,, Auslegungs- 
grundlagen" kónnen durch das Gericht wegen der hier vóllig unzurei- 


229 


chenden ‘Umschreibung in keiner Weise überprüft werden; „sicher- 
heitstechnische Aspekte“ der „maschinentechnischen Anlageteile“ 
bedürfen detaillierter Beschreibung, um überprüfbar zu sein; 

da den Siemens-Berechnungen im Jahre 1966 keine Alpha-Strahler 
bzw. Plutoniumisotope zugrundegelegt wurden, müßten Maßnahmen 
bei „kleinem Leck“ oder beim Leck im Reaktorkesseldeckel nachwei- 
sen, was mit dem im Brennstabinneren erbrüteten Plutonium ge- 
schieht; ebenso fehlt in der „Umschreibung“ des Beklagten ein Hin- 
weis, welche Funktion das Gebäudesprühsystem den „Brutprodukten“ 
gegenüber hat, da beim Platzen von Brennelementen nicht allein 
Spaltprodukte freigesetzt werden; 


zu 5.4.3: Die firmeninterne „Vertraulichkeit“ eines Berichtes ist kein 
Hinderungsgrund für die Vorlage bei Gericht, wie einige der bereits 
vorgelegten „vertraulichen“ Berichte erweisen; die Auslegungsgrund- 
lagen für das Sicherheitseinspeisesystem werden unbegründet zurück- 
behalten und sind nicht in nachprüfbarer Weise inhaltlich umschrie- 
ben; 


S.13 Wegen des inzwischen bekanntgewordenen Scheiterns der Westing- 
house-Notkühlversuche ist die Vorlage der zurückbehaltenen Rechen- 


programme bzw. Berichte für die Kläger von prozeßentscheidender 
Bedeutung; 


zu 5.4.6: Die Lagerung gebrauchter Brennelemente erfolgt derart, daß 
keine Gewähr gegen deren Verwendung als Bombensprengstoff be- 
steht. Hierzu brachten heute Zeitungen Meldungen aus den USA über 
den „erfolgreichen“ Einsatz von Reaktorplutonium als Atombomben- 
sprengstoff. 


(Fortsetzung folgt) Alf ZA 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 57 des am 15. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Anlage 2 zum Fortsetzungsschriftsatz vom 15. Sept. 1977: 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


666 ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 
666 








Ibs Wendtstraße 22 2: KREMEN i TELEFON (0421) 16976 7. Sept. 1977 


Herrn 

Sozialninister Schnipkoweit 
Einrich-kilhelm-Kopf-Platz 2 
3CC0 Hannover | 


———— —À À— —À —— — — — —À —— |. 


Unter Eezugnahme auf die Präambel der Satzung der Weltzesundheitse 
organisation, die gem. Art 25 GG innerstaatlich unmittelbar Pfliche 
ten und Rechte begründet, weil sie infolge ihrer Retifizierung 
durch mehr als 140 Staaten ullgenein anerkanntes Völkerrecht darə 
stellt, beantrage ich: 


Auf dezselten Wege, auf dem Ihre Autsvorgänger die jeweils 

erste atonrechtliche Teilgenehmigung für die Atomspaltwerke 
Stade und Esenshanmnm bekanntgemacht haben, 
veröffentlichen Sie, daß beide Genehmigungen richtig sind, 
Ferner ordnen Sie die sofortige Außerbetriebsetzung des Atome 
Spaltworkes Stade en uni teilen dem liedersächsischen 
Pinisterpräsidenten, Herrn Ernst Albrecht mit, da3Pt8n ihn für 
das Jahr 1977 angekündigte Inbetritnshme das Atomspaltwerkes 
Esenshamm wegen Nichtigkeit der Grundkonzeptgenehmigung une 
zulässig ist. 


Bexrünlung: Der Gesetzesvorbeholt des Art. 2, Abs.(2) GG ermächtigt 
nicht zu gesetzlich gestatteten Sondergefährdungen der 
genetischen Unversehrtheit. Den 19 Aktenordnern, die Ihre Beame 
ten az 5. Sept.1977 im "Stado-Verfahren" dem Verwaltungsgericht Ol» 
dertur5 vorgelegt haben, ist zu entnehmen, daß die Grundkonzeptge= 
nehuicur; für Stade durch die Vorlage eines unvollständigen Ge6fahrenae 
berichtes erlistet wurde, Die Bündelung der Brennstübe, die für 
das Atonspaltwerk Stade in rechtswidriger Weise genehmigt wurde, ist. 
auch Grund für die Nichtigkeit der KKU-Esenshenm-Gpundkonzepgenehni- 
gung. Falls erwünscht, liefere ich pup Gründe nach, 


Au 
uf. e ied Soyka) 
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(Anlage zum Sohriftsatz vom 15.Sept.1977 en VG Oldenburg) 
INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


> 666 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 666 
CO AS SR. EEE: d 
ı88 Wendtstraße 22 290 BREMEN ı TELEFON (042) 76676 15, Sept. 1977 
Herrn 


Sozialminister Schnipkoweit 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2 


3000 Hennover 


———  —— — —— ———— ——— 


Mit Schreiben vom 7. Sept. 1977 habe ich bei Ihnen beantragt, daß 
Sie die Nichtigkeit der Grundkonzeptgenehmigungen 
für die plutoniumerzeugenden Atonspaltwerke Stade und 
EsSenshamnmm öffentlich bekanntgeben. Zur Begründung 
verwies ich auf den gem. Art. 19, Abs.(2) GG in Verbindung mit 
Art. 1G unantastdbaren Grundrechtsänspruch auf 
genetische Unversehrtheit. U.a. verpflichtet Sie Art. 6, Abs.(1) 
und (4) GG, ebenso wie Art, 11 dor Europäischen Sozialcharta 
(Nr. 1 und 3), Art II o) der Genocid-Konvention und die Präambel. 
der Satzung der Weltsesundheitsorganisation zum Schutz unserer 
Nachkommen durch Verhütung von Genschäden. Zur Durchsetzung dieses 
Grundrechtsanspruches bedarf es keiner varangehenden Abwägung hin= 
sichtlich der Schutzwürdigkeit anderer Rochtsgüter, da die Rechts 
sprechung davon ausgeht, daß der Schutz der Volksgesundheit abso» 
luten Vorrang vor anderen denkbaren Rechtsansprüchen besitzt (siehe 
BVerfGE 13,107; 7,409; 9,221; 17, 276, Loibholz/Rinck, GG-Komnentar, 
3.Aufl.,Köln 1968, 8.1683, 164, 165, 170, 171), worunter auch die 
Pflicht zur Erhaltung der genotischen Imversehrtheit füllt, Zur Ere 
haltung dieceg überrogenden Geweinschaftsgutes sind Sie auch durch 
$ 19, Abs.(3) Atomgesetz, bzw. $ 17, Abs.(4) AtomG.a,F. verpflichtet, 
Chne hier auf die Tatsache einzugehen, daß Ihre Amtsvorgänger pflicht 
widrig, vielleicht in Unkenntnis von an sich bekannten genetischen 
Sschverhelten, grundgesetzwidrige Erbschüdigungen genehmigt haben, 
deantrage ich hiarnit, 

daß Sie sogleich die Außerbetriebaetzung don Atomapaltwerkes 

Stade gen. 8 17, Abs.(4) AtomG.a.F. anordnen. 
Begründung: Mithilfe von Tradescantia-Blütenfüden hat Prof. Ishikewa 

(Kyoto/Jnpan) die genetische Schndswirkung einzelner Ios 
nisationsereignisse veranschaulicht. Für die Herbeiführung von soma» 
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tischen bzw. teretogenen Bohädigungen ist eine höhe re Ionie 
sationsintensität erforderlich, als zur Erzeugung von Erbschäden, 


die bereits nit geringsten Ionisationsintensitäten bewirkt werden, 
Daß sie erst mit außerordentlich langer zeitlicher Verzögerung sichte 


bar werden, hebt nicht den Kausalzusammenhang auf, 
Die Monatsschrift für Volkngesundheit "Gesundes Leben aus Österreich" 


(29. Jahrgang, Heft 319, Oktober 1976, Seite 19) brachte folgenden 
Beleg für Schädigung durch Ionisstionsereignisse in Form einer Lesere 


zuschrift von Dipl,-Ing.Dr,nat.techn. Arnulf B.E., Pichler-Stainern 
A 9500 Villach, Feraustroße 11, Ruf 00434242/2896539.1.E. $ 


Ich lebte zwölf Jahre im Schweizor Kanton Genf, genauer gesagt in 
der Gemoindo Meyrin, in der das europäische Kernforschungszentrum 
(CERN) liegt. Wissenschaftler aus zwölf westouropüischen Staaten, 
einschließlich Österreichs, erforschen dort die Struktur der Materie. 
Zu diesem Zweck werden (hauptsächlich) Protonen beschleunigt und auf 
eine Zielscheibe gelenkt, wo sie mit ruhenden Atomen zusammerstoßen 
und diese zertrünmrn. bie Bahnen der absplitternden Elementar- 
teilchen werden sichtbar gemacht, können analysiert werden, und 

das erlaubt Rückschlüsse auf den Aufbau der Atome. Die in den Le» 
boratorien auftretende Strahlung soll von sohr rerin;ser Dichte sein, 
Dor Bereich der Forschungsanlogen, in dem radioaktive Strahlung 
vorkourt, ist durch die gebräuchlichen SicherheitsmasBnoahmen (wie 
Retonblöcke und Bleiplotten) ebgesichort und durch Warntefeln ges 
kennzeichnet. Das Personal, das in diesem Bereich arbeitet, tragt 
dia üblichen Filmstreifen zur Entdeckung der Strahlung und steht 
unter ständiger ärztlicher Kontrolle. 


Ein Bekannter aus Vorarlberg, der mit seiner Familie im selben 
Wohnblock wie ich lebte, arbeitete im CERN als Elektrotechniker, 
Seine Frau war nicht berufstätig. Ihr erstes Kind war normal, das 
zweite = ein Siebenmonotekind - kom ohne Geschlechtsorgsne zur Welt 
und starb nach einigen Tagen, das dritte war wieder normal. i 


Da die De sburt von den Ärzten im Kantonspital eindeutig auf 
eine Genschädigung zurückgeführt wurde und der Vorarlberrer sich 
aus beruflichen Gründen zeitweise im strahlunssbedrohten Gebiet 
aufhalten mußte, vermutete er, daß die Strahlung die Ursache der 
Mißgeburt war, obwohl die Kontrollfilme nie eine Überschreitung 
dor zulässigen Donis enzozeigt hatten. Die tefrogten Ärzte im 
CERN 5chlosnon dieso Möglichkeit zwar nicht sur, verwiesen aber 
auf die violfültizen anderen Ursachen von Genschaádigungen wie goe 
wisse chemische Sutstnnzen in der Nahrung, die natürliche Radio= 
aktivität aus dem Erdinneren und ous dem Weltraum, die Rhacionktis 
nn Br iet dei eter d Ursachen, von denen einige anzehlieh 
atistisch eine höhere Wahrscheinlichkeit hatt j 3 
als die künstliche Strahlung. ER seni 


Ungefähr zehn Jnhre nach dieser MiDgeburt, Anfang 1973, le 
z ’ rnto i 
eine Dame kennen, dio in der physiotherapoutischen abteilung des d 
Kontonstpitals Genf engcotellt wer, Sie erzählte, daB in dieser Abo 
teilung durchwegs gengeschädigte Kinder von der Čeburt bis zum volle 
den ganzen Kanton ohg Yerro: Mesue Denals waren 28 Kinder aus 
on! in der Abteilung untergebracht, d ; 
ten 21 aus der Gemeinde Meyrin und dav ade pe baa 
on wiede r 
milion, von denen mindestens ein Elternteil im GERN beochiftlzt Cari 
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Wenn such über die Lebensverhältnisse der betroffenen 28 Femis 
lien nichts bekannt ist, so läßt doch der hohe Anteil an CERN-Ane 
gestellten die Vermutung zur Sicherheit werden, daß die radioske 
tive Strahlung im CERN nicht so harmlos ist, wie sie hingestellt 
wurde, Außerdem wird offensichtlich, daß die künstliche Strehlung 
auch bei äußerst geringer Dichte wesentlich schüdlicher ist als 
die Sucme aus natürlicher Strahlung, kontaminierter Nahrung, 
Fernsehen usw, 


Es ist Tatsache, daß im CER! während der wissenschaftlichen Vere 
suche besonders hochenergetische Strahlung erzeugt wird. In der 
übrigen Zeit herrscht in den Laboratorien praktisch nur Sekundáre 
&trahlung. Diese entspricht allerdings energiemäßig der Strahlung 
jener radioaktiven Stoffe, die in Kernkraftwerken vorhanden sind, 
bzw, aus diesen sn die Umwelt abgegeben werden, Daß diese Emissioe 
nen nicht harmlos sind, beweist die Zunahme von Genschädigungen 
an Neugeborenen, die im Umkreis mancher amerikanischer Kernenlagen 
festgestellt wurde, 


Damit erscheint mir die Umweltfreundlichkeit der kernsraltwerke 
als illusorisch. Die bei den klossischen kalorischen Kre?twerken 
auftretende Luft- und Gewüsserverschmzutzung, die wir mit rase und 
Augen feststellen können, wird hier durch eine Form der Verschnutzug 
ersetzt, für deren Erkennen wir kein Sinnesorgan haben und der wir 
daher nicht ausweichen können. Ihre Folgen sind umso schwerwiegene 
der, als damit einerseits äußerst sckmerzhefte menschliche Ente 
täuschungen und Belastungen verbunden sind und andererseits die 
geistige und körperliche Gesundheit der zukünftigen Generationen 
herabgesetzt wird." : 


(Verlag: Bund für Volksgesundheit/O0, 
Schriftleitung: A 1238 Wien, Drillgasse 17) 
Ruf: 0043222/8833375 


Auf Grund des "Trefferprinzips", das seit mehr als 50 Jahren bekannt 
ist, muß davon ausgegangen werden, daß ein einziges Ioníe 
sationsereigris, das in genetischer Substanz Trefferwirkung erzielt, 
zur Auslösung der vorstehend beschriebenen Erbschäden genügt. 


Wenn W, Seelentag 1973 sagte, "daß im Strehlenschutz ein Gramm Himm 
weit berser ist als eine Tonne Blei" ("Die medizinische Strahlenbese 
lastunz der Bevölkerung" in: "Allgemeine Strahlenbelnstung dos modere 
nen Menschen", 5VA-Tagung Zürich, Nörz 1973, zitiert nach Weish/Gruberté 
"Radioaktivitat und Umwelt", Gustav Fischer Verlag, Stuttgart 1975 

Se 7/8), so bemühe ich mich nach Kräften, diesem Gesichtspunkt Geltung 
und Beachtung zu verschaffen. 


Im eisenen Namen und im Namen der woit mehr als 200 Kläser, die von 
mir vertreten werden, weise ich Sie deshalb darauf hin dal wir für 
den 125. und 14. Oktober 1977 zu einer Verhandlung vor dem Verwaltungse 
Gericht nach Stade geladen wurden, Während ein Teil der 
Kläger die Absicht hat, mit eigenen Atomgeräten zu dieser Gerichtse 
verhendlung in unmittelbarer kao des plutoniumerzeugenden Atomspslte. 
werkes Stade zu kormen, wollen endgre Kläger grundsätzlich nicht in 
der Nähe dieses Werkes weilen., Dies deshalb, wail die Gefahr einer 
Schädigung durch Ionisationsereigninse bei Annähorung an dos Work mit 
dem Quadrat der Abstandsverminderung zunimmt , Die oinzig gus 
mutbare Vorsorgemalnahne zum 5chutze der nach Stade gelodonen Kläger, 
die mit dem Gründgesetz und unserem Rechtsanspruch auf genetische Une 
versehrtheit vereinbar ist, besteht in der Btlliegung dos Btede-Reala 


tors so rechtzeitig vor dem Verhandlungstermin, daß keinerlei 
bionegative Radionuklide sus dem Atomspaltwerk Gelegenheit bekommen, 
in Genen von Klügern Schäden zu bewirken. 


Dem Aktenordner "22.51.46 — 35.1 bie 60.2 KKS", der neben weiteren1B 
bis dahin unbegründet zurückbehaltenen Stade-Aktenordnern am 5.5epts 
1977 von Beamten Inres Ministeriums dem Verwaltungsgericht Oldenburg 
vorgelegt wurde, mußte ich entnehmen, daß gemäß einer > 


“vertraulichen Arbeitsnotiz Nr. 1 = 15/66 vom 21.4.1966" 


die Firma Siemens ihrem "Rechenprogramm” zur Ermittlung einer fikti= 
ven "Jahresdosis" nur 42 Isotope (von mehr als 900 tatsüchlich vore 
handenen) zugrundegelegt hat. (Blatt 2 22.51.46 (52)) Hierdurch 
wird der Abschnitt 5.3 "Strahlenbelssturg durch Inhalation von Ake 
tivitüt", insbesondere dessen Schlußbenmerkung: 


"Man sieht also, daß Gl(eichung). (8) für g* mitT-t z50a 
eine hinreichend genaue liüherung darstellt" (S. 18, B1.27) 


in wesentlichen Punkten als unrichtig und unvllatundig rwiesen, 
Die im zugehörigen "Vertraulichen Siemens-Bericht Nr. = O4 vom 
1.4.1966" (47 Textseiten, Bl.9 bis 42 im Band 1, II-22,51.46 2 
der am 5.9.77 dem V3 Oldenburg vorgelegten Aäktenordner enthalten 
abgeleiteten "Formeln" für ein "Algol-Progrsmn" zur Errechnung der 


"Rediologrischen Auswirkung der in die Atmosphäre abgegebenen 
Radioaktivität nach einem größten anzund:menden Unfall" 


Bind ebenfalls in ellen wesentlichen Punkten unrichtig bzw, unvolle 
stänlig, weil sie grundsätzlich darauf verzichten, alle in 
Frage in Rsdionuklide in die Berechnurg der radiolosischen 
irkuns S, 3, ble f einzubeziehen. Ds jedoch die Errechnung 
der Größe "/ rem/h 7" (= Dosisleistung) bzw. "/ rem /" (= erhaltee 


ne Dosis) der Natur der Sache nach unmöglich ist, wenn 
nicht eusnahnslos alle beteiligten Radio 
npukli de sowie der Abstand, von dem aus sie ihre 


JIonisationsereignisse im Organismus bewirken, bekannt sind . 
bzw, in die Rechnung einbezogen wurden, ist das Biemens-Rechenwerk 
von Anfang bis Ende irreführend, 


Dies gilt daher euch für die E EE . im Siemens-Ake 
, 


tenvernerk Nr. 92 vom 28.5.1971 (S. 4, Bl. 4 II-22.51,46 (52,1)) 
daß die gu erwartende 


"Bevölkerungsdosis mit 20 OOO man „ rem (Gamma-Dosis) weitaus niede 
riger als der Richtwert" ist. 


Um die Aufdeckung dieser Irreführung möglichst zu erschweren, wer es 


daher nur folgerichtig, was die Siemens-Aktiengesellsch ó 
"RT 14/450 382/lit" am 3.6.1971 u.a. schreibt: : chafe unte 


"Im Sicherheitsbericht wurden keine Angaben über die Gesamtbee 
lastung der in der Umgebung wohnenden Bevölkerung gemacht, 
Diese Berechnung wurde nachgetragen," 

Allerdings erst drei Jahre naoh der öffentlichen Auslegun 


irreführenden bzw, unvollständigen 
Siemens für des Projekt Stade, 


des 
"Sicherheits-"Perichtos der Piria 


Von überragender Bodeutung wird dies 


im Hinblick auf die für . den 13./14. Okt.1977 enbereunte Gerichtse 
verhendlung deshalb, weil damit den Klägern zugemutet wird, sich ín 
unmittelbare Nachbarschaft der im Reaktor Stade befindlichen 
offenen radioaktiven Stoffe zu 
begeben, die zur Zeit jedoch so behandelt werden, als wären sie 
ständig von einer allseitig dichten, festen, inaktiven Hülle ume 
schlossen", die "einen Austritt radioaktiver Stoffe mit Sicherheit 
verhindert. ($ 2, Abs.(2) SSVO à.F.) 


Daß es sich bei den im Reaktor Stade eingesetzten Brennstäben um 
"offene radioaktive Stoffe" handelt, ergibt sich auch aus den am 
5.Sept.1977 dem VG Oldenburg vorgelegten "EWU-Arbeitsberichten" im 
Band 1 des Aktenordners II-22,51,45 (16,2), "RB 3-E/75-166 vom 30. 
9,1975", mit Hinweis auf "RB 3- -69 vom 20.5.76"((?? richtig 
wohl 1995 geneint)), "RB 3-E/75-218 vom 11.12.1975" mit dem bes 
merkenswerten Hinweis (S, 1 unten): 


"Eine erneute Auswertung der Bandaufzeichnung von der Insp. 75 
ergab einen Hinweis, deß die Abstandshalter bereits zum damaligen 
Zeitpunkt verbogen waren." 


Die als "Anlage 3" (RB 3-E/75-218 vom 11.12.1975) such dem els 
"Firmenvertraulich Klasse 2" bezeichneten KWU-Arbeitsbericht 

"RB 25/65/76 vom 73.4.1976" beigegebene Schadensbeschreibung 
"BRE-Nr. 1171" schildert anschaulich die erwähnten "offenen radio» 
aktiven Stoffe": 


"48 Loch im Hüllrohr ca. 3 mm Ø 189 cm von Kopf (App 15 
c8 * E " cas2,5mm Ø 110 cm vom Kopf (Abb, 16 


" . ® und Brennstoff herauszequollen 
115 cm von Kopf Tu 12 
" " " 140 cm vom Kopf (Abb, 18 


kreisfórmiger Hüllrohrschaden 180 cm vom Kopf (Abb. 19)" 


Weiters ergibt der Hinweis in don am 5.Sept.1977 vorgelegten Ake 
tenardnern,wohachtfür den berstgeführdeten 


Reaktordruckbeha&ülter "Erholungsglühungen" 
nötig sind, daB die szt. vom TÜV bzw. vom IRS mit 600 mm angenommene 
"kritische" Fehlergröße offenkundig als viel zu waghalsig 
eingestenden wird. Infolge der seit 1972 eingetretenen Alterun 
dos Resktordruckbehälters ist seit spätestens 1976 keine sasse liche 
Festigkeitsreserve im Material des Reaktordruckbehälters vorhanden, 
weshalb täglich mit dem Bersten des Reaktordruckbehäle 
ters gerechnet werden muB, wenn dieser unter Betriebsdruck steht, 
(Siehe die Siemens-Benprechungsberichte im Aktenordner 22.51.46 1? e 
22,1, Band 1, (18) "RE 7 Nr. 183/67 vom 2.10.1967" mit folsendenm 
Hinweis aufBlatt 5,"11. Zu 4,9 Schmiedostücke für den Druckbehiltogss. 

Die Klóckner-Werke sind demit einverstanden, daß die in radialer 

Loge (quer zur Faser) vorgeschenen Proben in der ISO-Spitzkerbe 

form geprüft werden, jedoch die ermittelten Werte (unter Bezuge 

nahme auf die Absprache mit dem VdeH) auf keinen Fall zu einen 

Verwerfen des Schmiedegtückes führen kónnen,") 


Siemens-Arbeitsdericht"RE 7 Nr. 182/67 vom 2.10.1967* "Berechnungse 
sicherheit für Reaktordruckgefäße" , S. 6 Rlattzahl 15): 


"Bekenntlich kann man zwei Gründe für das Versagen eines Drucke 
tehälters verantwortlich machen. Der erste Fall trifft zu, wenn 
die mittlere Membranspengung die Bruchgrenze überschreitet, 
während im zweiten Fall dor Bruch durch einen Ermüdungsriß suse 
gelóst wird. ... 


Die bisher von uns GurebeeFühltsen Berechnungen haben gezeigt, 
daß bei Reaktordruckgefäßen in erster Linie dem Ernüdungsbruch 
Beachtung geschenkt werden muB. Dies bedeutet, daß auf keinen 
Fall die Sicherheit gegenüber Ermüdung zugunsten eines höheren 
Sicherheitsfaktors gegen mechsnischen Gewaltbruch verringert 
werden darf. Dies gilt umsomehr, da die reinen mechanischen 
Beanspruchungen (s. Pkt. 3) sehr gut berechenbar sind, während 
die Unterlagen für die Bestirmung des Ermüdungsbruches noch mit 


größeren Unsicherheiten behaftet sind. ..." 


Der unternehmensinterne "Sicherheitsbeirat"”, der bei der am 7.1. 
1972 stattgefundenen Sitzung der Kernkraftwerk Stade GmbH gebildet 
wurde, ist außerstande, seine Aufgabe zu erfüllen und etwa das 
Problem des Alterns des ReaktordruckgefaBes als Grund für eine 
drastische Herabsetzung des Betriebsdruckes geltend zu machen. ES 
wurde festgelegt, 


"da8 der Sicherheitsbeirst beschlußfähig ist, wenn mindestens 
5 der 8 Mitglieder anwesend sind. Jedes Mitzlied hat eine 
Stimme. Die Beschlüsse des Sicherheitsbeirates müssen einstimmig 


gofaßt werden, Ist Einstimmigkeit nicht zu erreichen, so kann 
die entsprechende Frage auf einer zweiten Sitzung behsndelt 


werden, auf der eine 2/3-llehrheit zur Beschlußfassung genügt." 


(Siehe Se 2, bzw. Blatt 16 ROSE Ls Protokoll von 10,J5n,1972* 
im Aktenordner 11-22.51.46 (60.2)) 


Diese Regelung ermöglicht es, daB vorantwortungsbewuDtere Mitgliee 
der des Sicherheitsbeirates überstimwt werden, so daB sio von vorne 
herein beim Geltendmachen von Bedenken gehemmt sind. Die Aufrecht= 
erhaltung des kollegialen Ansehens oder Einvernehners wird umso 
wichtiger werden, je nachhaltiger von Außenstehenden der Ruf nach 
Herabsetzung des Betriebsdruckes bzw. nach Stillezung des Reaktors 
laut wird, Ohne diese Mefinahmen müssen die Kläger gewartis 
sein, daB zu einem nicht vorhersenbaren Zeitpunkt der Reasktordrucke 
behülter wegen altersabhängiger Schwächung der Materialfestigkeit 
BIC t „ wie dies bei "Großraumkesseln" sehr häufig vorkommt, 
Die vorgenannten Griinde erfordern die sofortige Außsrbetrirbsetzung 
des Atomreaktors in Stade, insbesondere such im Hinblick auf die 

"a Vorwort des ASME-Code, Section III (Auflage 1968) ausgesprochene 

arnung: 


"Manufacturers and users of pressure vessels nro ceutioned against 
moking use of revisions and Cases thet are less rostrictive then 
former requirements without having assurance that they have been 
accepted yc proper eutboritie in the jurisdiction where the 


vessel is be installed," 
: ñ Mhl ae A 


v 


(Absolv.rer.pol? Walther Boyka) 
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Bez 


3 Ratschläge an unsere Atomspalt- und Piutoniumfürsten: 

1. Gebt die öffentliche Erklärung ab, daß kein neues Plutonium mehr erzeugt werden soll und beendet 
die geldvergeudende Fehlplanung von Plutonium-Extrahierungsanlagen in Lüchow-Dannenberg, 
Lutterloh, Lichtenmoor, Aschendorf-Hümmling und anderswo. 

2. Gebt grünes Licht für den Bau von absolut absturzsicheren Weltraumraketen, die allen bisher 
erzeugten Atommüll zur KernVerschmelzung in die Sonne schießen; 

3. Gebt freiwillig am 19. und 20. Februar 1977 den ehemaligen Bauplatz Brokdorf für ein Volksfest frei, 
damit dort der verwaltungsgerichtliche Baustoppbeschluß vom 17. Dezember 1976 gefeiert werden 


kann. 
Warum sollten diese Ratschläge beherzigt werden? 


Weil es wahr ist, daB die jetzt betriebenen und geplanten Atomreaktoren (u. a. Altenbruch b. Cuxhaven; 
Biblis; Borken; Brokdorf: Brunsbüttel; Emden; Esenshamm; Grafenrheinfeld; Grohnde; Gundremmin- 
gen: Kalkar: Kirschgartshausen; Krümmel; Lingen: Ludwigshafen; Mülheim-Kärlich; Neckarwestheim- 
Gemmrigheim; Neupotz. Obrigheim; Ohu/Isar; Philippsburg: Pleinting. Stade; Untermain; Vahnumj/Bislich; 
Würgassen; Wyhl) neben kürzestlebigem elektrischem Strom zwangsläufig auch das als Atomsprengstoff 
verwertbare, krebsverursachende langlebige Plutonium erzeugen, was viel Leid und Tränen zur Folge 
haben wird, wenn es uns nicht gelingt, dessen Herstellung gewaltlos zu stoppen; 


weil es wahr Ist, daß sich die Suggestivworte „Volk ohne Raum" ebenso wegbereitend für den Weltkrieg 
1939—1945 ausgewirkt haben, wie mit dem Schlagwort ,Volk ohne Strom" der Weg zu Plutonium- 
Atombomben geebnet wird und jedes Plutoniumregime menschenfeindlich ist, da es nicht nur für uns 
selbst, sondern auch für die wehrlosen, nach uns kommenden Generationen die Grundrechte auf Schutz 
von Leben, Gesundheit, Eigentum und Freiheit untergräbt, 

und weil es wahr ist, daß die Wahrscheinlichkeit viel geringer als 0.0004 % ist, daß zufällig gerade 
im Bereich der Abluftfahne des plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes Lingen berelts Kinder im Alter 
von 9 und 7 Jahren im selben Ort und im selben Jahr an Krebs gestorben sind Sowie nach Ablauf einer 
mehrjährigen Latenzzeit auch weltweit die künstlich verursachte Krebshäufigkeit steil ansteigt. 


Macht die Erde wieder fruchtbar - Macht die kranke Welt gesund 
(am Original (Format A-4) befindet sich auch das Bild 


(eveup1oeBqesSe)sepung ue neiq5ni4) 
"21261 des 'S, won zjesyluyossßunzjesuog wnz | e6suy 


"Brokdorf 197€ - 'Volk ohne Strom'" und "Plutonium? Nein danke') 


INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 


IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 606 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


15. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
Schloßplatz 10 
2900 Oldenburg 


In Fortsetzung meiner Schriftsátze vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. August 
1977 sowie vom 2., 8., 11., 12., 13., 14. und 15. September 1977 im Verwal- 
tungsrechtsstreit gegen 


den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover — Beklagter — 
wegen 


Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit seiner Genehmigungen für den plu- 
toniumerzeugenden Druckwasserreaktor in Stade, denen zufolge 
in Gameten (Ei- und Samenzellen) durch lonisationsereignisse grund- 
gesetzwidrige Genscháden bewirkt werden, 


führe ich folgende weitere Hinweise zur Anlage 2 vom 9. Sept. 1977 an, wo- 
nach der Beklagte die Beachtung der Bestimmungen des 8 99 VwGO nicht 
glaubhaft gemacht hat: 


S. 13, noch zu 5.4.6: Die Umschreibung verhehlt, daB es sich bei den im 
Abklingbecken gelagerten gebrauchten Brennstáben um offene radio- 
aktive Stoffe handelt; 


S. 14, zu 5.4.6: Dem Hinweis auf das für das Brennelement-Becken erforderli- 
che ,Zusatzwassersystem" kann nichts darüber entnommen werden, 
wohin das zu ersetzende radioaktive Wasser aus den BE-Becken 
gerát; 


zu 5.4.7: Da just die Vorkehrungen beim Notkühlfall der gerichtlichen 
Überprüfung bedürfen, widerspricht es den Denkgesetzen, wenn 
deshalb die „Unterlagen zurückgehalten“ werden: sie müßten 
gerade deshalb dem Gericht vorgelegt werden; 


zu 5.4.9: Ursachen für den Umbau der Dichtungen werden in der Um- 
schreibung verschwiegen; die genannten Meßstellen sind außerstande, 
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das Entweichen von radioaktivem Primärwasser bei den Hauptkühl- 
mittelpumpen-Durchführungen durch den Sicherheitsbehälter genau 
anzuzeigen; obwohl Details darüber „die Interessen der Firma Klein, 
Schanzlin+Becker (KSB) berühren“ können, ist dies keine Begrün- 
dung für die Vorenthaltung der betreffenden Unterlagen; 


S. 15, zu 6.1: Da die BE-Unterlagen für Lingen, Würgassen und Obrigheim 
dem Beklagten zur Urteilsbildung vorlagen, sind sie auch für die ge- 
richtliche Nachprüfung unverzichtbar; 


(Ab hier Seite 59 des Originals) 

S. 15, zu 6.2: Wegen des mehrmaligen Steuerstab-Scheuerns, das erhebliche 
sicherheitstechnische Bedeutung hat, ist die Zurückhaltung der Steu- 
erstabunterlagen unzulässig, da hierdurch deren gerichtliche Nach- 
prüfung unterbunden wird; 


zu 6.3: Die nichtssagende Erwähnung von „Korrosionsproben aus dem 
Dampferzeuger des Kernkraftwerkes Obrigheim“ unterläßt es, das 
Problem der Kavitationserscheinungen zu erwähnen, das beim Auf- 
treten von Zwei-Phasen-Gemischen bemerkbar wird und als Loch- 
fraß die Dampferzeugerrohre entscheidend schwächt; 


zu 6.4: Wegen der mit 600 mm als erlaubbar angesehenen, in Wahr- 
heit viel zu waghalsigen „kritischen FehlergróBe" wird gerade der 
vorenthaltene KWU-Bericht vom 22. 11. 1975 „über die Ergebnisse des 
RDB-Überwachungs-Bestrahlungsprogramms Kernkraftwerk Obrig- 
heim“ zur Wahrheitsfindung durch das VG Oldenburg benötigt; 


zu 6.5: Die unbegründete Zurückbehaltung dieser zwei Teile umfas- 
senden Übersicht dient sichtlich dazu, die bereits erwiesenen 
Schwachstellen der in der Bundesrepublik Deutschland betriebenen 
Atomspaltwerke vor dem VG Oldenburg zu verbergen, da sie für die 
Beurteilung der Stade-Schwachstellen von prozeßentscheidender Be- 
deutung sind. 


Bezüglich dieser zuletzt erwähnten „Übersicht über Backfitting-Fragen“ 
stelle ich den Antrag, 


das VG Oldenburg möge dem Bundesminister des Innern, dem Insti- 
tut bzw. der Gesellschaft für Reaktorsicherheit in Köln, sowie dem 
TÜV-Norddeutschland die vollständige Vorlage des „Statusberichtes 
Reaktordruckbehálter" und aller Stellungnahmen der Reaktorsicher- 
heitskommission bzw. des Kerntechnischen Ausschusses hierzu bin- 
nen zwei Wochen auftragen. 
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Für den Fall, daß die zuletzt genannten Unterlagen sowie alle vorstehend 
genannten, unbegründet zurückbehaltenen Akten dem Verwaltungsgericht 
Oldenburg nicht spätestens binnen zwei Wochen vorgelegt werden, bean- 
trage ich, die auf den 13./14. Oktober 1977 anberaumte mündliche Verhand- 
lung in Stade auf einen späteren Termin zu verlegen, damit 
ausreichend Zeit für die Durcharbeitung der vorzulegenden Akten bleibt. Ich 
erneuere den Antrag, 


das VG Oldenburg möge dem Beklagten die sofortige Vorlage der 
grundlos zurückbehaltenen Stade-Akten auftragen; hilfsweise möge 
ihm die inhaltlich lückenlose schriftliche Umschreibung jedes zurück- 
behaltenen Aktenblattes aufgetragen werden. 


Im Stade-Verfahren überreiche ich weitere Klagen und ersuche um Verbin- 
dung mit den bereits überreichten: G. Joel, H. Joel, A. Römer, B. Witte, 
K. Beißwenger. 


(Fortsetzung folgt) k f 1 ( Th 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 


Hier Ende der Seite 59 des am 15. September 1977 weiter fortgesetzten Originalschriftsatzes) 


Wird Bundestag Verfassungsbruch beschließen ? 


Ein Geschehnis, dessen Wegfall auch ein bestimm- 
tes spüteres Ereignis unmóglich macht, gilt als 
"Ursache" des späteren Geschehens. Von diesem 

weit gefaßten Kausalitätsbegriff gehen die Richt= 
linien aus, die am 8. Aug. 1945 in London für das 
Nürnberger Internationale Militärtribunal  be- 
Schlossen wurden, Als heute noch geltendes Recht 
sind sie auch maßgebend für die jetzige Plutonium- 
Kontroverse. 


Beim jetzigen Wortlaut des Atomgesetzes kann un= 
ser Grundrechtsanspruch auf Schutz von Leben, Ge- 
sundheit und genetischer Unversehrtheit mit de- 
richtshilfe daher noch durchgesetzt werden. Das 
würde anders, wenn eine Abgeordnetenmehrheit be- 
reit wäre, die geplanten verfassungswidrigen Än= 
derungen des Atomgesetzes zu beschlieBen.(s.9,.188) 


Schreiben Sie dies nach 2500 Bonn, Bundeshaus. 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 B 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


22. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
— 1. Kammer Stade — 
Schloßplatz 10 
2900 Oldenburg 


Im Verwaltungsrechtsstreit gegen den Niedersáchsischen Sozialminister we- 
gen Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit der atomrechtlichen Genehmigungen 
für das plutoniumerzeugende Atomspaltwerk Stade wurde mir aufgetra- 
gen, bis zum 25. 9. bzw. bis zum 1. 10. 1977 


nochmals schriftliche Vollmachten aller Kläger 


nachzureichen. Inzwischen wurde die ursprünglich für den 13./14. Okt. 1977 
anberaumte Verhandlung in Stade auf unbestimmte Zeit vertagt. Für die 
Entscheidung über die Begründetheit des Antrages auf Feststellung der 
Nichtigkeit habe ich mündliche Verhandlung beantragt. Zu diesem Zweck 
muß ich allen Klägern je einzeln sämtliche bisher bei Gericht vorgelegten 
Schriftsátze übermitteln. 


Die hiermit verbundene umfangreiche Arbeit macht es mir unmóglich, die 
für die Nachreichung der Vollmachten, die sämtlich bereits einmal über- 
reicht wurden, gesetzte Frist einzuhalten. Ich ersuche deshalb, diese bis 
1. Nov. 1977 zu verlàngern. Sollte dem heute bei mir eingelangten Antrag 
des ProzeBbevollmáchtigten der Beigeladenen (auf Vorlage beglaubigter 
Vollmachten) durch das Gericht stattgegeben werden, ersuche ich um zeit- 
gerechte Verständigung und Verlängerung der Frist bis 1. Dez. 1977. Zwecks 
Arbeitserleichterung ersuche ich, sämtliche Verfahren unter einem gemein- 
samen Aktenzeichen zu führen, damit ich nicht unzumutbar viele Gleich- 
stücke meiner Schriftsätze an das Gericht übersenden muß. 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 60 des am 22. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 


IBS, WendtstraBe 22, 2800 Bremen 1 666 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 
An das 28. Sept. 1977 


Verwaltungsgericht Oldenburg 

— 1. Kammer Stade — 

Schloßplatz 10 bzw. Am Sande 4a 

2900 Oldenburg 2160 Stade Az.: | A 570.77 S 


Betr.: Verwaltungsrechtsstreit gegen den Nds. Sozialminister. 


Hiermit widerrufe ich die Streichungen im Schriftsatz vom 11. Sept. 
1977, Az.: | A 570. 77 S, so daß die beiden Sätze 


„und alle meine Vollmachtgeber“ und 
„und bisher gestellten Anträgen" die rot durchgestrichen wurden, 
gültig sind. 
Hiermit beantrage ich vorläufigen Rechtsschutz auch für die Kläger Dr. med. 
G. Adam, Hartwig Adam, Hiltrud Adam, Helmut Adam, Dietmar Adam, Ger- 
hard Adam, Prof. Dr. G. Adam, Hartmut Bünz, V. Bünz, A. Bünz, V. Bünz, 
U. Bewig, H. Gründler, U. Klose, U. Kohnke, Dipl.-Ing. M. Lindenthal, E. Rein- 
hard, B. Ruhr und W. Wedig. 
Grund: Wegen Erlistung sind sämtliche atomrechtlichen und wasserrecht- 
lichen Genehmigungen für das plutoniumerzeugende Atomspalt- 
werk Stade nichtig. Sie widersprechen dem Atomgesetz S 1, Z.1 
dadurch, daß Bombenplutonium (Pu 239 und Pu 241) erzeugt wer- 
den darf. Weiters wird vorsätzlich die genetische Unversehrtheit 
der Kläger geschädigt, ohne daß dies im Grundgesetz vorgesehen 
ist. Auch stehen diese Erbschädigungen im Widerspruch zur „Kon- 
vention zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes“ bzw. 
zur Gesundheitsdefinition der Satzung der Weltgesundheitsorgani- 
sation. Die sofortige Einstellung der seit mehr als 5 Jahren betrie- 
benen Schädigung dient der Wiederherstellung der aufs schwerste 
beeinträchtigten Rechtsordnung. Die weiteren, in den Schriftsätzen 
vom 12., 13., 14., 15. und 15. Sept. 1977 vorgetragenen Gründe 
gelten auch für die oben genannten Kläger. 


ath 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
(Hier Ende der Seite 61 des am 28. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 
ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 


IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 000 
Ruf: (04 21) 76 9 76 666 


29. Sept. 1977 
An das 
Verwaltungsgericht Oldenburg 
— 1. Kammer Stade — 
Schlofiplatz 10 bzw. Am Sande 4a 
2900 Oldenburg 2160 Stade 


Az.: | A 436.73 S, | A 471.78 S, | A 407.77 S, | A 408.77 S, I A 409.77 S, 1A 
421.77 S, | A 541.77 S, | A 569.77 S, IA 570.77 S, IA 579.77 S, | A 
580/77 S, | D 144.77 S, | D 145.77 S, I D 165.77 S. 


Ich erhielt in einfacher Ausfertigung am 28. 9. 1977 ein ohne Datum am 
27. 9. 1977 in Oldenburg zur Post gebrachtes Schreiben des VG Oldenburg, 
Kammer Stade mit obigem Aktenzeichen. 


Mit dem Widerruf meiner am 12. 9. 1977 im Verwaltungsgericht Oldenburg 
vorgenommenen Streichungen in meinem Schriftsatz vom 11. 9. 77 behob 
ich am 28. 9. 1977 eine ungewollte Inkonsequenz in der Kette meiner Schrift- 
sátze vom 11., 15., 17., 22., 24. und 25. Aug. 1977 sowie vom 2., 8., 11., 12., 
13., 14., 15. (2mal), 22., 28. und 29. Sept. 1977, betreffend den Verwaltungs- 


rechtsstreit gegen 
den Niedersáchsischen Sozialminister in Hannover 
wegen 


Nichtigkeit bzw. Rechtswidrigkeit seiner für das plutonium- 
erzeugende Atomspaltwerk in Stade erteilten Genehmigungen. 


Trotz der rechtlichen (S&8 44 und 91 VwGO) und inhaltlichen Einheit aller 
genannten Schriftsátze wurden gemäß dem oben erwähnten Brief auf Grund 
einer gerichtlichen , Wertung" für einzelne Klágergruppen inhaltlich ver- 
schiedene bzw. unvollkommene Sonderakten angelegt. Hierzu äußere ich 
mich wie folgt: 


Allen Klägern sollen der Sachinhalt und die Anträge meiner Schriftsätze 
gleichermaßen zugerechnet werden und zugute kommen; bezüglich etwa ent- 
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stehender Kosten sollen sie so gleichmäßig wie möglich belastet werden. 
Insofern ist die gesonderte Erfassung der Kläger Grahn, Prohn und Schultz 
(| A 436.73 S) und Dr. F. Michael (I A 471.73 S) für mich einsehbar. Daß 
jedoch für inhaltsgleiche Klagen bzw. nachgereichte Vollmachten Sonder- 
akten angelegt wurden, denen offenbar die zu ihrem vollen Verständnis 
erforderlichen Schriftsätze nicht beigefügt wurden, erzeugt vermeidbare 
Mehrarbeit, ist sachundienlich und kostentreibend. Ich verwahre mich da- 
her gegen dieses Vorgehen bzw. die ihr zugrundeliegende Wertung. Ich 
finde dieses Vorgehen umso unverständlicher, als von mir wohl alle bisheri- 
gen Schriftsätze (evt. mit wenigen Ausnahmen) 25-fach, also in ausreichender 
Anzahl, dem Gericht vorgelegt wurden. 
(Ab hier Seite 63 des Originals) 

Soweit das mir am 27. 9. 1977 übersandte Gerichtsschreiben nochmals unter 
Bezugnahme auf den von mir überreichten Schriftsatz vom 25. August 1977 
dem Irrtum folgt, ich hätte möglicherweise zu neun bereits anhängigen Ver- 
fahren nochmals, wegen Rechtshängigkeit unzulässige Doppelklagen 
eingereicht, erinnere ich an die bereits im Schriftsatz vom 15. Sept. 1977 
(S. 1) vorgenommene Berichtigung dieses Gerichtsirrtums. Für mich 
war zu diesem Zeitpunkt in keiner Weise erkennbar, daß es nicht um ein 
einheitliches Aktenzeichen geht, das aus mehreren Kombinationen 
von Buchstaben, Ziffern, Punkten, Strichpunkten und einem Schrágstrich 
besteht. Für mich war maBgebend das Gerichtsschreiben vom 5. August 1977; 
da dieses keinerlei Unterscheidung von etwa einzeln gemeinten Akten- 
zeichen vornahm, darf nicht den Klágern oder mir für die Folgerung aus 
diesem Schreiben ein Nachteil entstehen oder ein Vorwurf gemacht werden, 
da uns das Gericht selbst zu dieser Folgerung Anlaf gab. 


Auch das oben erwáhnte Gerichtsschreiben ohne Datum, das mir am 28. 9. 
1977 durch die Post zugestellt wurde, erweckt neuerlich den Eindruck, daß es 
sich um ein einheitliches Aktenzeichen handelt, da mir das Schrift- 
stück nur als Einzelstück übersandt wurde. Tatsáchlich benótige ich es auch 
nur einmal; aber für den Fall, daß mit dem oben wiedergegebenen Zahlen- 
und Ziffernkomplex 14 verschiedene ProzeBe gemeint sind, hätte es mir 
wohl 14-fach übermittelt werden müssen. Insofern nimmt also das Gericht 
für sich sinnvollerweise bereits genau jene Arbeitserleichterung in Anspruch, 
um die ich mit dem Schriftsatz vom 22. Sept. 1977 für mich ausdrücklich 
gebeten habe. Zu Punkt 2. des Gerichtsschreibens ohne Datum mit dem 
langen Aktenzeichen stelle ich daher erneut den 


Antrag, 


daB sámtliche Hauptsacheverfahren einerseits, sowie sámtliche Eil- 
verfahren andererseits sogleich zu gemeinsamer Entscheidung 
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unter einem gemeinsamen Aktenzeichen verbunden werden, um die 
Beschreitung des Rechtsweges nicht übermäßig zu erschweren bzw. 
zu verteuern. 


Obwohl ich die Prozeßvertretung der Kläger gerne übernommen habe, muß 
ich das Gericht doch an die Tatsache erinnern, daß dies nicht in Geschäfts- 
absicht geschah; es fehlt daher allenthalben an Geld, Arbeitskraft und son- 
stigen Hilfsmitteln, die einem bürokratisch organisierten Betrieb der öffent- 
lichen Hand selbstverständlich sind. Wenn dennoch das Gericht für 
sich die oben erwähnte Arbeitserleichterung in Anspruch nimmt, sollte es 
sie auch mir nicht länger vorenthalten: ich könnte ansonsten gezwungen 
sein, befähigten Klägern die Prozeßvollmacht zu kündigen und sie auf den 
unmittelbaren Verkehr mit dem Gericht verweisen, was sicherlich gegenüber 
dem jetzigen Zustand für das Gericht eine erhebliche Arbeitserschwerung 
zur Folge hätte. So überbürdet z. B. unter dem Aktenzeichen | A 571.77 S 
mit Schreiben vom 28. 9. 1977 (An Herrn Heilpraktiker Günther Haase, Gr. 
Wulfhagen 43, 2082 Uetersen) der Berichterstatter der 1. Kammer Stade 
mir die ,umfassende Begründung der Aufhebung" des Verhandlungs- 
termins vom 13./14. Okt. 1977, wie wenn ich im Stande wäre, sie Herrn 
Haase zu liefern. Vielleicht kónnte dies ein zugelassener Rechtsanwalt, ob- 
wohl auch er hóchstwahrscheinlich nur die nichtssagende, lakonische Drei- 
zeilenmitteilung bekommen hátte: ,In der Verwaltungsrechtssache Haase, 
bzw. Adam u. a. ./. Nds. Sozialminister wird der auf den 13./14. Okt. 1977, 
10.00 Uhr, anberaumte Verhandlungstermin aufgehoben." Um dem Kláger 
Haase und anderen anfragenden Klágern die erbetene „umfassende Be- 
gründung der Aufhebung" móglichst zutreffend und irrtumsfrei zu übermit- 
(Ab hier Seite 64 des Originals) 

teln, ersuche ich das Gericht, sie mir als dem derzeitigen ProzeBbevoll- 
máchtigten der Kláger zukommen zu lassen. Aus meiner Sicht würde ich 
die Frage dahingehend beantworten, 


daß mit meinem Hinweis auf das „quadratische Abstandsgesetz" dem 
Gericht bewuBt wurde, daB es bei der Abhaltung der Verhandlung in 
Stade mehr als 250 Kláger einer verfassungswidrigen Schádigung 
ihrer Gameten (Ei- und Samenzellen) durch die mit Gewißheit eintre- 
tende ,Eintrefferwirkung" von lonisationsereignissen aussetzt. Da 
dem Gericht am 15. 9. 1977 noch nicht der Hinweis des Niedersáchsi- 
schen Justizministers auf den $ 102 VwGO bekannt war, wollte es 
jedoch keinen anderen Ort als den radioaktiv verseuchten Ort Stade 
für die Verhandlung benennen. Meinem Antrag auf Stillegung des 
Reaktors Stade (wollte? durfte? konnte?) ...... das Gericht eben- 
sowenig stattgeben, wie es für die Zurverfügungstellung von Atem- 
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geräten mit absolut radioaktivitätsfreier Atemluft zu sorgen vermochte. 
Während die sofortige Stillegung des Reaktors in Stade 200000 
hauptberufliche Mitarbeiter der Reaktorindustrie beunruhigt hätte, 
was möglicherweise schwere Erschütterungen des Staatsgefüges zur 
Folge hätte, ging das Gericht davon aus, daß die Beunruhigung der 
Kläger wegen der zweimaligen Absetzung der bereits angekündigten 
Verhandlung demgegenüber das geringere Übel ist, das dem Grund- 
satz der „Verhältnismäßigkeit“ staatlicher Maßnahmen entsprechend 
leichter in Kauf genommen wird. Solange nicht die Zahl der Kläger 
ebenfalls 200 000 erreicht hat, kann aus den vorgenannten Grün- 
den nicht mit einer Verhandlung gerechnet werden — außer, das 
Gericht weicht von seinem bisherigen Standpunkt ab, daß eine 
Verhandlung außerhalb und weit entfernt von Stade nicht in Frage 
kommt. Denn bei einer Verlegung des Verhandlungsortes wäre es — 
so lange keine ausreichende Zahl von Stader Bürgern vor Gericht als 
Kläger auftritt — denkbar, daß vom Gericht keine sofortige Ein- 
stellung des Betriebes in Stade angeordnet wird, obwohl dies die 
Frage aufwirft, ob damit den betreffenden Richtern entscheidende 
Mitverantwortung für die täglich fortschreitende Genschädi- 
gung der Umgebungsbevölkerung um den Reaktor Stade anzulasten 
ist. Denn aus Gründen der Gesundheitsvorsorge hätte das 
Gericht gem. $ 86 VwGO auch die Rechte von nichtklagenden Bür- 
gern bei seinen Beschlüssen und Entscheidungen zu beachten. Soweit 
jedoch Richter selbst bereit sind, Genschädigungen bzw. Gesund- 
heitsbeeinträchtigungen für sich hinzunehmen, verführt sie die 
Umkehrung des Satzes „Was du nicht willst, das man dir tu, das füg 
auch keinem andern zu“ bei möglicherweise irrendem Gewissen dazu, 
anderen dasselbe zuzumuten, was sie bereit sind, freiwillig an 
somatischen und genetischen Schäden auf sich und ihre Nachkommen 
zu laden, ohne daß allerdings die ungeborenen Nachkommen die 
Macht haben, ein Veto gegen die ungewollte Schädigung durch ihre 
möglicherweise noch im zeugungsfähigen Alter stehenden Richter- 
Väter einzulegen. Insofern haben die Kläger die Absetzung der Ver- 
handlung vom 13./14. Okt. 1977 als das geringere Übel hinzunehmen, 
weil sie ihnen 


1. die unmittelbar drohende, akute Strahlen- bzw. lonisationsbe- 
lastung in Stade bis auf weiteres erspart und 


2. bei ausreichender Bedenkzeit für die betreffenden Richter die 
Hoffnung zunimmt, daß sie Gewissensirrtümer in sich überwinden 
und sie danach keine rechtswidrige Entscheidung treffen werden. 
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Ich bitte um umgehende Unterrichtung, falls meine hier angestellten Über- 

legungen der richterlichen Begründung für die Aufhebung des Verhandlungs- 

termins nicht entsprechen sollten. In diesem Falle beantrage ich, 
(Ab hier Seite 65 des Originals) 

mir die benötigte „umfassende Begründung der Aufhebung“ zur Weiter- 

leitung an Herrn Haase unverzüglich zu übermitteln. 


Vorsorglich bzw. hilfsweise beantrage ich, 


daß mir vom Gericht mitgeteilt wird, welche Zahl von welchen 
Schriftsätzen noch benötigt wird, damit gewährleistet ist, daß unab- 
hängig vom Zeitpunkt der Klageerhebung bzw. Vollmachtvorlage 
allen Klägern, die unter obigem Aktenzeichen geführt werden, die 
von mir gemachten Ausführungen bzw. gestellten Anträge zugerech- 
net werden können. 


Damit soll keinesfalls bewirkt werden, daß unzulässige Mehrfachklagen ent- 
stehen, die wegen Rechtshängigkeit scheitern müßten; bei mehrfacher Voll- 
machtüberreichung (wie z. B. Dr. Fritz Michael oder Ing. Stefan Micko) sol- 
len beide Vollmachten nur als eine gelten. 


Sollte dies bisher für einzelne Kläger nicht erfolgt sein, so erweitere ich den 
im Schriftsatz vom 15. Sept. 1977, S. 2 gestellten Antrag bzw. Hinweis: 


Sämtliche Kläger machen den Feststellungsanspruch auf Nichtig- 
keit der Grundkonzeptgenehmigung für Stade, sowie hilfsweise 
den Anspruch auf Aufhebung der ohne Erfüllung der Geneh- 
migungsvoraussetzungen ergangenen Genehmigungen geltend. 


Soweit sich Eilanträge durch das Nichtstattfinden der Verhandlung, die für 
14. bzw. 13. Okt. 1977 nach Stade anberaumt war, erledigt haben, ziehe ich 
sie für sämtliche Kläger zurück. 

Im übrigen gelten sämtliche sonstigen Eilanträge als für alle Kläger ge- 
stellt, was die ehestmögliche Verbindung sämtlicher Verfahren erleichtern 
soll. 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
Anlagen: 
Schreiben Hornbostel v. 1.9. 1977 
Brief an Hahn vom 28. 9. 1977 
Kopie der Eingabe an das Amtsgericht Oldenburg v. 29.9. 77 (s. S. 153—156) 


(Hier Ende der Seite 65 des am 29. September 1977 fortgesetzten Originalschriftsatzes) 
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666 ROLAND BOHLINGER : WALTHER SOYKA 





IBS Wandtstraße 22 zw BREMEN I TELEFON (04 21) 76976 9, Sept. 1977 
An das 

Finisterium der Justiz 

des Landes Niedersachsen 

Am Waterlooplatz 1 

9000 Hannover 


Sehr geehrter Herr Justizuinister 1 


Das Verwaltungsgericht Oldentur beabsichtigt, im Verwaltungsrechtse 
streit gegen den Hiedersächsischen Sozialminister am 15, und 14, 
Oktober 1977 in Stade zu verhandeln, 


Für rehr als 220 Kläger, die olle persönlich zeladen wurden, ist 
ein Verhandluns;sraum vorgesehen, der kaum 60 Personen Platz bietet: 
hiervon werden mindestens 6 Plätze für des Gericht und weitere rd. 
30 Plätze für den Beklagten, die Toigeladenen und deren Begleitung 
benótict. Einige Kläger werden durch Reist’inde begleitet, andere 
bringen lrozeí'&bevollmichtigte mit. Falls außerdem jeder der (.slade= 
nen klörer persönlich erscheint, ist ein Lindestplatzbedarf für 
etwa 50€ Fersonen zu erwarten: dies ist 5 mal mehr, als der Vere 
handlunjisraum in Stade zulült, 


Ich habe gestern einen Rricf des korvettenkopitzns Ernst Jäckel 
erhalten, den dieser offenbar in höchster Fanik am 7.Sept.1977 
schriet. Zy Ihrer Kenntnisnahme füge ich eine Ablichturg dieses 
Eriefes bei. Obwohl ich mit Herrn Jückel per "Du" bin, schreibt er 
mir, offenbar ein Zeichen seiner Erre;uns, in "Sie"-Forn. Er ist 
mir als ansonsten besonnener, reifer bhann bekannt, dor nit seinen 
70 Jahren ellen Unbedachtheiten abhold war. Wenn sich sein errege 
ter Seelenzustand auf andere kKlügor ausbreiten sollte, muß mit möge 
licherweise eintretenden Fanikreaktionen während der vonsesehenen 
Verhandlung iu Stada gerechnet werden, Daher müßten außer den 
vorzensnnten Fersonon etwa gleichviel begüticende Ordnungshüter 
anwesend sein, die durch ihre Diszipliniertheit ein bemihigendes 
Vortild abgeben. Wenn also die Verhandlung wie bis jetzt geplant, 
in Stade stattfindet, müßte für mindestens 60O Personon, 10 mal so 
viel als "Am Səndə” vorhanden ist, vorgesorgst sein, 


Im Hinblick darauf habe ich im Wege der Kjsgenhüufung gen. $ 44 VwGO 
heute beim V3 Oldenburgs weitere rd, 250 Kingen überreicht, die sich 
gecen denselten Beklagten richten und aucn inkaltlich weitgehend 
ieselbon Fpagen aufwerfen, wie sie in Stade verhandelt werden sollen, 
Ds es sich jedoch hierbei um das Atomspsltwerk Esenchanm 
handelt, ist Oldenburg der zuständige Verhandlungsort, 
Ich. hofte, mit meirew Antrag vom 8.Sept.1977 Aie Nöglichkeit oröffe 
net zu haben, naci, Zu: ;meonlorung dor 253 Stade-lilagen mit den 266 
Esershamm-Klngen die Sache am 13./14.0kt.1977 in einem ausreichend 
roGen Raum in Oldenburg zu verhandeln. Ich erbitto hre 2ustiramung 


TERN. Hochachtuncsvoll VL En Aur T 
(Abaolw4reér,pol, Walther Soyka) 
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Der Niedersächsische Minister der Justiz Mig atc al Sept. 1977 
37 E - 201 v. 250/77 Perf: Drei iP- 
Vormittag 1900 
Fornechevibari 923 769 jadas d 


Eingelangf am 
Herrn 23.9: v8 AN. 
Walther Soyka 
Wendtstr. 22 


2800 Bremen -1 


Bezug: Ihr Schreiben vom 9.9.1977 
1 Anlage 


Die mündliche Verhandlung in einem Verwaltungsrechtsstreit 
findet grundsätzlich am Gerichtssitz statt. Sitzungen außer- 
halb des Gerichtssitzes können nach $ 102 Abs. 3 VwGO abge- 
halten werden, wenn dies zur sachdienlichen Erledigung des 
Rechtsstreits notwendig ist. Ob dies der Fall ist, entscheidet 
das Gericht nach pflichtgem'ißen Ermessen. Es benötigt hierfür 
nicht die Zustimmung des Ministers der Justiz. Der Minister 
der Justiz und andere Justizverwaltungsbehörden sind auch nicht 
befugt, auf eine bstimmte Entscheidung des Gerichts hinzu- 
wirken. 


Bei dieser Sachlage darf ich Ihnen anheimgeben, sich mit Ihrem 
Anliegen unmittelbar an das Verwaltungsgericht Stade zu wenden. 


Die mir vorgelegte Ablichtung eines Schreibens des Herrn Jäckel 
von 7.9.1977 erhalten Sie anbei zurück. 


Hochachtungsvoll 
Im Auftrag 
Dr. Wichmann 


Beglaubigt 
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INSTITUT FÜR BIOLOGISCHE SICHERHEIT 


ROLAND BOHLINGER - WALTHER SOYKA 





IBS, Wendtstraße 22, 2800 Bremen 1 > 
Ruf: (04 21) 76976 666 


9. Oktober 1977 
An das 


Verwaltungsgericht Oldenburg 

— 1. Kammer Stade — 

Schloßplatz 10 bzw. Am Sande 4a 
2900 Oldenburg 2160 Stade 


Az.: | A 436.73 S u.a. 


Gem. Rd. Nr. 5 zu $ 93 VwGO (Eyermann/Fröhler, 6. Aufl. 1974, S. 587) steht 
die Prozeßverbindung nicht im freien, sondern im pflichtmäßigen Ermessen 
des Gerichts; gem. Rd. Nr. 2 zu 8 93 muf hierzu nicht dieselbe Kammer, 
sondern (wie in 8 44 VwGO gefordert), dasselbe Gericht zustándig sein. Aus 
der gemeinsamen Tátigkeit des Berichterstatters für den Verwaltungsrechts- 
streit gegen denselben Beklagten (Nds. Sozialminister) und dem von den 
Klágern geltend gemachten Anspruch auf Feststellung der Nichtigkeit 
atomrechtlicher Grundkonzeptgenehmigungen für die Werke Stade und 
Esenshamm leitete ich die Hoffnung ab, daB meine Anregung bzw. mein An- 
trag vom 2.9.1977 Gehör findet, die bevorstehende mündliche Verhand- 
lung nicht in Stade durchzuführen. 


Mein Antrag war begleitet von der Arztlichen Bescheinigung des Frauen- 
arztes Dr. med. Uwe Mundhenke, wonach sich meine Tochter Almuth damals 
im vierten Schwangerschaftsmonat befand; die Klágerin Volkhild Bünz, 
2000 Hamburg 56, Grot Sahl 65 (040/81 51 38) brachte am 28.9.1975 als 
drittes Kind ihren Sohn Burkhard zur Welt: er litt an Linsentrübung 
und war von Geburt an blind. Diese Klägerin wohnt 15 km entfernt in Sicht- 
verbindung zum Atomspaltwerk Stade. Die Arzte fanden an ihrem Sohn, der 
am 28. 7. 1976 starb, keine andere erkennbare Ursache, so daf die Linsen- 
trübung eine Folge der durch Stade verursachten erhóhten lonisationsereig- 
nisse ist. Auf Anfrage des OVG Lüneburg bestátigte die Hamburger Kinder- 
klinik, daß in Hamburg, das im Bereich der Abwindfahne von Stade liegt, 
die Kindersterblichkeit zunimmt. In anderen Gebieten der Bundesrepublik 
nimmt sie ab. Die genetisch, teratogen und somatisch schádliche lonisations- 
gewiBheit nimmt bei Annáherung an das Werk Stade mit dem Quadrat der 
Abstandsverminderung zu. 
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Darauf, als auf einen jedem Schulkind bekannten physikalischen Tat- 
bestand Rücksicht zu nehmen, kann dem Gericht nicht den Vorwurf 
einbringen, es „hätte damit dem Klagvorbringen vorzeitig Rechnung getra- 
gen“: vielmehr hat im Zweifel das Gericht seine Vorentscheidungen 
so zu gestalten, daß ausgeschlossen ist, daß den Klägern vermeidbare 
Schäden bei der Durchsetzung ihres Grundrechtes auf Gesundheitsschutz 
in somatischer und genetischer Hinsicht zugefügt werden. Da dem Gericht 
trotz der vorstehend geschilderten Gesichtspunkte bisher weder die Ver- 
bindung des Stadeverfahrens mit dem Esenshammverfahren gerechtfertigt 
erscheint, noch die Verlegung des Verhandlungsortes in eine weniger 
ionisationsgefährdete, vom rechtswidrig betriebenen Reaktor Stade weit 
entfernte Gegend erfolgt, leiste ich mit meinem Hungerstreik einer Ge- 
wissenspflicht Genüge. Ich beabsichtige damit, der Kammer bewußter als bis- 
her zu machen, daß ihrer richterlichen Unabhängigkeit sowohl durch die 
Denkgesetze (z. B. Unwiderlegbarkeit des „quadratischen Abstandsgeset- 
zes“), als auch durch das ihr obliegende pflichtgemäße Ermessen Schran- 
‚ken gezogen sind: es ist rechtlich unbedenklich, daB ich versuche, durch 
meinen Hungerstreik der Kammer diese Schranken so rasch und so deut- 
lich wie móglich vor Augen zu führen. Das vom OVG Lüneburg in seiner 
Rechtsprechung mehrfach geltend gemachte Mindestbelastungs- 
gebot bindet nicht etwa nur den beklagten Nds. Sozialminister, sondern 
auch die Kammer Stade des Verwaltungsgerichts Oldenburg. Besser 
als „Abschirmung“ und „Verkürzung der Bestrahlungszeit" ist die Strahlen- 
schutzmaßnahme „Abstand von der lonisationsquelle". 


Aus den dem Gericht vorliegenden Akten ist den Klägern bekannt, daß z. B. 
den Tauchern, die mit der „Kernschemel-Auswechslung“ im Inneren des Re- 
aktordruckbehälters beschäftigt waren, zunächst eine bestimmte Strahlen- 
dosis in der Höhe von „10 mR“ (Zehn Mllliróntgen) angekündigt wurde; in 
einer späteren „Berichtigung“ hieß es, daB es „10 R“, also tausendmal 
so viel sind; desgleichen hat die Auswertung verschiedener bei diesen 
Taucharbeiten eingesetzter Dosismeßgeräte ergeben, daß deren MeBergeb- 
nisse sehr ungenau sind. Wenn dennoch das OVG Lüneburg in seinem Be- 
schluß VII OVG B 77/77 vom 13. Sept. 1977 dem (offenbar noch gar nicht 
erfolgten, sondern erst erwarteten) „Bestreiten“ des Beklagten offen- 
bar stárkeres Gewicht beimißt, als der Sorge der Kläger vor gene- 
tischer, teratogener und somatischer Schádigung durch Annáherung an den 
Stade-Reaktor, so steht dies in bemerkenswertem Gegensatz zu seinen 
Ausführungen im BeschluB VII OVG B 83/77 vom 26. Sept. 1977: zweifellos 
rügt mit diesem Beschluß das OVG den Versuch des Beklagten, sich der 
gerichtlichen Regelung zu entziehen, die mit dem Beschluß vom 
22.11.1976 (VII OVG B 76/74) zugunsten eines Klägers getroffen wurde. 
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Wenn dennoch die Kammer in dem Schreiben vom 7, Okt. 1977 (I A 
436.73 S u.a.) an mich nur auf den OVG-BeschluB vom 13. Sept. 1977, 
nicht jedoch auf den offenbar gleichwichtigen, wenn nicht sogar 
noch wichtigeren BeschluB vom 26. Sept. 1977 (der ihr gewiB be- 
kannt ist) verweist, so bestátigte sie mir damit die Zulássigkeit und Notwen- 
digkeit meines am 24. Sept. 1977 begonnenen Hungerstreiks. Wenn es 
den Klágern anheimgestellt wird, der mündlichen Verhandlung fernzu- 
bleiben und zugleich mir mit der wahrheitswidrigen Unterstellung, daß 
ich in „Geschäftsabsicht“ handle, die Vertretung der Kläger verwehrt 
wird: wie soll dann dem prestigemäßigen bzw. finanziellen Übergewicht der 
Beigeladenen bzw. des Beklagten in der mündlichen Verhandlung Stand ge- 
halten werden? Wie anders als durch das äußerste Mittel des Hungerstreiks 
könnte ich reagieren, wenn trotz ausführlicher Darlegung des „Treffer- 
prinzips" bzw. der „Eintrefferwirkung“ von lonisationsereignissen in meinen 
Schriftsätzen für das Gericht bzw. die Kammer Stade noch am 7. Okt. 1977 
,kelne Gesichtspunkte ersichtlich sind", die es zu einem seiner Fürsorge- 
pflicht entsprechenden Vorgehen veranlassen könnten? Ob wirklich die zu 
erwartende Fürsorge für Leben und Gesundheit der Kläger sich einzig darin 
äußern wird, daß mich die Kammer Stade nötigt, trotz voller Leistungsfähig- 
keit für mich einen „Bevollmächtigten“ zu bestellen? Während ich heute erst 
den 16. Tag meines Hungerstreiks beende, weiß ich von Menschen, die 40, 
50 und mehr Tage Fasten unbeschadet überstanden. Dessen ungeachtet 
hätte die Kammer Stade, wenn sie vor deren Rücksendung an mich die ein- 
gereichten Vollmachten angesehen hätte, mühelos feststellen können, daß 
ich für den wohl noch in weiterer Ferne liegenden Zeitpunkt, wo meine Lei- 
stungsfähigkeit wegen des Hungerstreiks leidet, bereits jetzt ausreichende 
Vorsorge durch Benennung von Bevollmächtigten getroffen habe. 


Die Rücksendung der Vollmachten bzw. Klagen an mich berührte mich des- 
halb merkwürdig, weil mit dem Herrn Berichterstatter fernmündlich abge- 
sprochen war, daß ich beide Vollmachtformulare (für Stade und Esens- 
hamm je eines) auf demselben Blatt überreiche, wodurch sich die Arbeit der 
Geschäftsstelle verringert. Die von mir gewählte Art der Vollmachtüberrei- 
chung steht voll im Einklang mit dem Grundsatz der Einsparung von Arbeit 
und Kosten, wie ihn die oben bereits erwähnte Rd. Nr. 5 zu 8 93 VwGO um- 
schreibt. 


Infolge meiner Anwesenheit bei der vom OVG Lüneburg am 11. und 12. Okt. 
1977 in Schleswig durchgeführten zweitinstanzlichen Brokdorf- 
Verhandlung werde ich erst am Wochenende imstande sein, Ihnen 
die weiteren, szt. angeforderten neuen (blauen) Vollmachten für das Stade- 
Verfahren zu übermitteln. Heute schicke ich Ihnen für folgende Kláger Voll- 
machten: 
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Dr. Hans-Georg Amsel, Hermann Bergengruen, Roland Bohlinger, Dietrich 
Bohlinger, Teja Bohlinger, Sigurd Bohlinger, Briga Bohlinger, Gunn Bohlin- 
ger, Uta Discher-Bohlinger, Dagmar Discher-Bohlinger, Ing. Gunther Born- 
holdt, Artur Conrad, Helmut Delbanco, Georg Duve, Hartmut Duve, Werner 
Gaede, Ernst Hauck, Marie Hauck, Heike Höltke, Heinrich Hübner, Martin 
Johann, Hans-Christoph Metz, Hanns Moebus, Manfred Nerl, Wolfgang Oun, 
Johanna Paulitz, Walter Rustenberg, Holger Sanders, Cornelia Schubert, 
Wilhelm Schultz, Alfred Schwarz, Wilma Soyka, Walther Soyka sen., Walther 
Soyka jun., Irmlind Soyka, Holger Soyka, Wieland Soyka, Ulf-Diether Soyka, 
Elke Soyka, Gunhild Soyka, Almuth Wenninger geb. Soyka, Hertha Spielberg, 
Baldur Springmann, Ilse Springmann, Mathias Steinert, Gernot Veeh, Anna 
Volkhardt, Walter Wassermann, Wilhelm Weis, Walter Wittig und Dr. Ing. 
Philipp Woll. 


Von den Vollmachten Wieland Soyka, Walther und Wilma Soyka mit 8 Kin- 
dern, Gernot Veeh und Walter Wittig benötige ich keinen Eingangsstempel 
mehr, da diese bereits am 30. Sept. 1977 überreicht und mir die Übernahme 
auf eine Kopie bestätigt wurde. Diesen 4 Vollmachten sind daher nur je zwei 
Kopien beigefügt; allen übrigen Vollmachten legte ich je 3 Kopien bei, 
wovon ich eine wieder zurück erbitte, nachdem durch die Geschäftsstelle 
der Eingangsstempel mit dem Tag des Einganges darauf gedrückt wurde. 


Die Vorlage der Vollmacht für die ehemaligen Kläger Reinhard Hornbostel 
und Adolf Gumprich erfolgte zum Nachweis der Tatsache, daß ich Prozeß- 
bevollmächtigter für beide Kläger war: mit dem Herrn Berichterstatter habe 
ich bereits vor der Überreichung der Vollmachten am 30. Sept 1977 hier- 
über gesprochen. Weshalb mir diese Vollmachten wieder zurückgeschickt 


wurden, kann ich nicht erkennen. 
Aller Wh 


(Absolv. rer. pol. Walther Soyka) 
Inbetriebnahme von Esenshamm verfassungswidrig 


Erbschädigungen unserer Nachkommen nimmt der 
Niedersächsische Sozialminister, 3000 Hannover, 
Hinrich-Wilheim-Kopf-Platz 2 wissentlich in 
Kauf, wenn er die bisher fehlende Betriebser= 
laubnis für das plutoniumerzeugende Atomspalt= 
werk Esenshamm erteilt. Schreiben Sie ihm, daß 
er damit gegen das Grundgesetz verstößt: Art. 
6, Abs.(1) und (4), Art. 19, Abs.(2) GG. 
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Dc JAEN ----—— c e 5E E  a 
ms WendtstraBe 22 jw paRuEN: TELON (m) 10% 2h. Bept. 1977 
Herrn 
Dr. Ströhla 


"Vizepräsident des YVerweltungsgeriohts Oldenburg 
Bchlofpletz 10 
900 Oldenburg 


2 
Betr.: Hungerstreik "Plutonium . Nein Denke" 

Mit Schriftsatz vom 11.Aug.1977 an die 1. Karner Stade machte ich 
u.2. reinen Rechtsanspruch auf Bürcerkriesgsvermeidung geltend, Dem 
Gericht ist bekannt, daß ich mit meiner gesamten Forilie in 2211 
Wewelsfleth, Kleinwisch 1 einen Zweitwohnsitz habe. Durch die Aus 
tobahnsporrung bei Sittensen wurden heute Bewohner der Wilsterrarsch 
uri Earturgs daran gehindert, ihr Widerstendsrecht gecen die zrriche 
tung und Inbetriebnahme des Flutonium-Brutroaktors in Kalkar wahrzue 
nehsen. Gemäß Art. 20, Abs.(4) des Grundgesetzes Bind Widerstands=. 
handluncen gesen nichtlge, d.h. rechtsunwirksame Reaktorgenehmiguns 
gen straflos und erlaubt, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist, 


Ich habe seit 1970 an Frotestdenonstrationen in Zwentendorf, in Würe 
zssen/Zeverunsen, in Esensharn, kalkar, Brokdorf, Biblis, Philippsse 
urz, Wyhl, Grohnde, Gpafenrheinfeld, Gorleben, Krünrel, lutterloh,. 

Líchtenzoor und und in S95el/Ea5land teilgenommen, Ich habe nich 

am 29.Aur.1977 einer Gruppe angeschlossen, die in Form eines min» 

destens eintaágigeu Fastens an Ordnunsshüter und Kundgebunssteilneh= 

mehr eine "Mahnung zur Besinnung” richtete, damit es am 24,5ept.1977 
in Kalkar nicht wie am 31.Juli 1997 in Malville zu Blutveze 
gießen kommt. 


Nachdem ich heute meinen ersten Fasttag beendet habe, teile ich 
Ihnen folgendes mit: 


Ich setze meinen Hungerstreik solange fort, bis das Verwaltungse 
gericht pir mitteilt, - 


1) daB die bereits zweimal wieder abgesetzte mündliche 
: Verhandlung stattfindet, die über die Segründete 
heit unseres Antrages auf Feststellung der "Nichtigkeit" der 
ns Stade ergangenen Grundkonzeptgenehmigung zu entscheiden 
ati 


2) daß diese mündliche Verhandlung gemäß § 102, Abs.(3) Vw3O nicht 
. im Ort Stade, sondern soweit wie möglich entfernt von dem dort 
befindlichen plutoniumorzeugenden Druckwanserreaktor stattfindet, 
3) daß zur Kenntnis genommen wurde, daß ich gegen aie Plutoniume 
barstellun Widerstand leiste und daß Bine Gee 
schäftsabeicht mich verenlaft, selbst Klngon wegen der Nichtige 


keit von Reaktorgenohmigungen zu erhoben und befreu t 
els Prozeßbevollmächtigter su vertrotene ndete Kläger 


‚(Fortsetzung folgt) 
" 255 





(Absolv,rer.pole Walther Boyka) 











Die Auswirkung geringer Strahlendosen auf Alte, Schwangere, 
Ungeborene und kleine Kinder. ` 152 Seiten, DM 6.80 
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PLUTONIUM? NEIN DANKE 





Am 12.3.1977 im 
verbrannten Wald von Gorleben 


: CUP 





Wilma Soyka (Bremen) und Franz Lengemann (Fischerhude) im 
Gespräch mit Hartmut Gründler. Er wußte, daß sich mit einer indu- 
striellen Plutoniumabtrennanlage der Herstellungsweg von neutro- 
nenbestrahlten, plutoniumhaltigen Brennelementen bis zu Atom- 
bomben von 6 Jahren auf 6 Tage verkürzt. Atombombe und Atom- 
strom erwiesen sich damit dem Ostermarschteilnehmer Gründler als 
siamesische Zwillinge. 


(Aufnahme Uwe Schárff, Hamburg) 


Wir bedanken uns bei der Edition Imago, Lothar Michalski & Partner, 
Frankfurt/M. für die Erlaubnis zum Abdruck des umseitigen Bildes 
von Hans Adam: ,Der Stein der Weisen?" (Verkleinerte Wiedergabe) 
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